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Editorial

Seit der ersten Weltfrauenkonferenz 1975 in Mexiko ist das Ziel, Frauen zu stärken, sie vor
Ausbeutung, Gewalt und Diskriminierung zu schützen, fester Bestandteil der UN-Agenda. Was
bislang fehlt, so Charlotte Bunch, ist eine Struktur in den Vereinten Nationen, die dieser ge-
waltigen Aufgabe wirklich gerecht wird. Die bestehenden UN-Frauenorganisationen sind dazu
zu klein und zu schlecht ausgestattet. Daher mehrten sich über die Jahre Stimmen, die eine Re-
form und Stärkung dieser Struktur forderten. Nach etlichen Jahren der Diskussion hat die Ge-
neralversammlung am 14. September 2009 beschlossen, eine neue Frauenorganisation zu schaf-
fen. Dies ist eine gute Nachricht. Nun ist es wichtig, so Bunch, dass die neue Organisation finan-
ziell und personell angemessen ausgestattet und ihr Mandat so erweitert wird, dass sie auf Län-
derebene breit wirken kann. 

Auch intern  haben sich die Vereinten Nationen  ein anspruchsvolles Ziel gesetzt. Auf der Vier-
ten Weltfrauenkonferenz im Jahr 1995 in Beijing wurde die Maxime ausgegeben, bis zum Jahr
2000 Geschlechterparität bei Führungspositionen zu erreichen. Doch auch neun Jahre später ist die
Organisation noch weit davon entfernt. Camille Pampell Conaway und Jolynn Shoemaker ha-
ben anhand von über 50 Interviews die Hindernisse für eine höhere Beteiligung von Frauen in
der Friedenssicherung identifiziert und bieten Verbesserungsvorschläge an.

Eine stärkere Präsenz von Frauen in Friedensmissionen könnte auch dazu beitragen, der er-
schreckenden Zunahme sexueller Gewalt gegen Frauen in bewaffneten Konflikten entgegenzu-
wirken. Allein in den letzten 13 Jahren wurden laut UN in der Demokratischen Republik Kongo
200 000 Frauen und Mädchen vergewaltigt. Wie Jan Arno Heßbrügge schildert, versuchen die
UN über ihre Strafgerichtshöfe, den Sicherheitsrat, den Generalsekretär und das Sekretariat dieser
grausamen Praxis ein Ende zu bereiten. Dennoch scheint der Kampf fast aussichtslos, solange
nicht wirksamer gegen die allgegenwärtige Diskriminierung von Frauen vorgegangen wird.

Daher ist die bessere Überwachung der Umsetzung des UN-Übereinkommens zur Beseitigung
jeder Form der Diskriminierung der Frau von entscheidender Bedeutung. Dieses nunmehr 30
Jahre alte Übereinkommen hat zwar bereits in vielen der 186 Vertragsstaaten die rechtliche und
tatsächliche Situation von Frauen verbessert, wie Heike Alefsen und Julia Raue bilanzieren. Doch
werden Frauen in vielen Ländern und Bereichen, vor allem in Ehe und Familie, nach wie vor
diskriminiert und in ihren Menschenrechten verletzt. 

Die UN haben das Ziel, Frauen zu stärken, sie vor Ausbeutung, Gewalt und Diskriminie-
rung zu schützen, nur zum Teil erreichen können. Dennoch wurde ein Prozess in Gang gesetzt,
der langsam, aber unumkehrbar ist.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de

Ein langsamer, aber unumkehrbarer Prozess 
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Die Themen Gleichberechtigung und Frauenrechte
sind seit den siebziger Jahren fester Bestandteil der
Arbeit der Vereinten Nationen. Dies spiegelt sich
nicht nur in den vielen Weltkonferenzen, Jahren und
Jahrzehnten zu Frauen wider, sondern auch in den
auf Frauenbelange ausgerichteten Institutionen. Die-
se Institutionen sind jedoch zu schlecht ausgestat-
tet, um Verbesserungen auf breiter Ebene erreichen
zu können. Ihre Zusammenlegung zu einer einzigen
Organisation mit einer stärkeren Präsenz auf Länder-
ebene, wie es die UN-Generalversammlung im Sep-
tember 2009 beschlossen hat, könnte diesen Man-
gel beheben. 

Der Grundsatz der Gleichwertigkeit von Frauen
und Männern und das Verbot der geschlechtsspezi-
fischen Diskriminierung sind in den Vereinten Na-
tionen von Beginn an fest verankert: zum einen in
der UN-Charta von 1945 und zum anderen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR)
von 1948. Es waren historische Durchbrüche, die hart
erkämpft werden mussten. Eine kleine Gruppe weib-
licher Delegierter aus Asien, Nord- und Südamerika,
die an der Konferenz zur Ausarbeitung der Charta
teilnahmen, stimmten sich mit rund 40 nichtstaatli-
chen Organisationen (NGOs) ab, um sicherzustellen,
dass das Geschlecht ebenso in die Nichtdiskriminie-
rungsklausel einbezogen würde wie die Änderung
des Passus »gleiche Rechte für Männer« in »gleiche
Rechte für Männer und Frauen«. Ähnliche Bemü-
hungen waren bei der Ausarbeitung der AEMR
vonnöten.1 Dieses Beispiel von Frauen, die nicht nur
über geografische Grenzen hinweg, sondern auch als
Vertreterinnen der verschiedenen Interessengruppen
(Regierungen, NGOs, UN-Mitarbeiter) zusammen-
arbeiteten, um die Gleichberechtigung voranzutrei-
ben, wird beim Thema Frauen und UN oft zitiert.
Gerade weil die Anzahl der Frauen in den Regie-
rungsdelegationen klein war, spielten Frauenorga-
nisationen und -bewegungen eine wichtige Rolle da-
bei, die Ansichten von Frauen in die Vereinten Na-
tionen einzubringen. 

Bislang nicht abschließend beantwortet ist die Fra-
ge, ob die Gleichberechtigung besser durch frauen-
spezifische Institutionen vorangebracht wird oder
dadurch, dass alle UN-Organe sich die Geschlech-
terperspektive zu eigen machen. Die einen argumen-
tierten, dass diese Belange ohne frauenspezifische Ins-
titutionen vernachlässigt und die Bemühungen von
Frauen geschwächt würden. Andere wiederum be-
haupteten, dass Frauenbelange an den Rand gedrängt

Frauenrechte und Geschlechterintegration in den UN
Auf dem Weg zu einer neuen UN-Gleichstellungsarchitektur*

Prof. Charlotte Bunch,
geb. 1944, ist 
geschäftsführende
Direktorin des 
Center for Women’s
Global Leadership
an der Rutgers 
University, 
New Jersey, USA. 

würden, solange die Geschlechterperspektive nicht in
alle Bereiche der UN Eingang fände. Die Erfahrungen
der zurückliegenden Jahrzehnte lassen den Schluss zu,
dass beide Strategien notwendig sind und sich gegen-
seitig stärken sollten.

Ein weiteres Problem war die Frage, an welcher
Stelle die Beschäftigung mit Frauen und Gender (sie-
he Kasten, S. 196) innerhalb der UN verortet werden
sollte. Die naheliegende Antwort ist: überall, denn ein
solch breites Thema passt nicht in eine einzige Schub-
lade, sei es Soziales, Politik, Wirtschaft, Menschen-
rechte oder Entwicklung. Wie Devaki Jain anmerkt,
war einer der Beiträge, die Frauen für die UN gelei-
stet haben, der, die Wissensbasis mit ihren vorgege-
benen Hierarchien zu hinterfragen und »Ideen, wie
die Dichotomien von Entwicklung und Menschen-
rechten, öffentlich und privat (…) zu kritisieren«.2

Frauenspezifische Institutionen,
Konferenzen und Normsetzung

Frauenspezifische Institutionen und Konferenzen ha-
ben die Agenda in Bezug auf Gleichberechtigung und
Gender in den Vereinten Nationen stark beeinflusst.
Dort wurden die Ideen entwickelt, die anschließend
oftmals zu gesellschaftlichem Gemeingut wurden.
Dennoch blieb die frauenspezifische Arbeit weitest-
gehend marginalisiert und die eingesetzten Ressour-
cen und Energien waren zu gering, um wirkliche Ver-
besserungen herbeiführen zu können. Daher kam die
Forderung auf, die bestehende Gleichstellungsarchi-
tektur in den UN zu reformieren. Sie soll im Folgen-
den vorgestellt werden.

Kommission für die Rechtsstellung der Frau

Die Kommission für die Rechtsstellung der Frau
(Commission on the Status of Women – CSW), das

Charlotte Bunch

* Dieser Beitrag beruht in Teilen auf dem Kapitel ›Women and Gender‹

in: Thomas G. Weiss / Sam Daws (Eds.), Oxford Handbook on the Uni-

ted Nations, London 2007. Die Autorin dankt dem gesamten Team von

›Gender Equality Architecture Reform‹ (GEAR), insbesondere Margot

Baruch vom ›Center for Women’s Leadership‹, für zahlreiche hilfreiche

Anmerkungen.

1 Vgl. Division for the Advancement of Women, Women Go Global:

The United Nations and the International Women’s Movement, 1945–

2000, New York 2003 (CD-ROM); Hilkka Pietila, Engendering the Glo-

bal Agenda: The Story of Women and the United Nations,  New York 2002.

2 Siehe Devaki Jain, Women, Development, and the UN: A Sixty Year

Quest for Equality and Justice, Bloomington 2005, S. 8.
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zwischenstaatliche politische Gremium der UN zu
Frauen, wurde im Jahr 1946 zunächst als eine Un-
terkommission der Menschenrechtskommission ein-
gerichtet. Die Unterstützer diskutierten damals dar-
über, wo Frauenrechte angesiedelt werden sollten.
Auf Druck von NGOs und dank eines dringenden
Appells des Vorsitzes der Unterkommission, Frauen
nicht von einer anderen Kommission abhängig zu
machen, wo sie mit vielen anderen Menschenrechts-
fragen konkurrieren müssten, wurde die CSW zu ei-
ner eigenständigen Institution umgewandelt, die erst-
mals 1974 tagte.3 Laut Mandat soll die CSW Emp-
fehlungen und Berichte zur Förderung von Frauen
in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, So-
ziales und Bildung und zu drängenden Problemen bei
Frauenrechten für den Wirtschafts- und Sozialrat
(ECOSOC) ausarbeiten. 

In den ersten Jahren legte die Kommission die
Grundlagen für die gesetzliche Gleichstellung, mit
dem Hauptaugenmerk auf den politischen Rechten
der Frauen – dazu gehörten das Wahlrecht, der Status
von Frauen in der Ehe, Zugang zu Bildung und Be-
rufsbildung sowie die Rechte von Arbeitnehmerinnen.
Es wurden mehrere Erklärungen und Übereinkom-
men verabschiedet, maßgeblich aufbauend auf der
Pionierarbeit der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) in Zusammenarbeit mit der UNESCO.4

Auch wenn die Umsetzung nicht zufriedenstellend
war, setzten diese Dokumente neue Standards. Über-
dies wurde mit der Erhebung statistischer Daten be-
gonnen, der ersten wirklichen Daten, die es weltweit
zum Status von Frauen gab. Diese Datenerfassung
ist seitdem eine wichtige Aufgabe der UN. 

Die Arbeit der CSW wandelte sich durch die Welt-
frauenkonferenzen von 1975 bis 1995 (siehe Kasten,
S. 198). Ab dem Jahr 1987 tagte sie jährlich, da sie
beauftragt war, die Umsetzung der ›Zukunftsstrate-

gien von Nairobi zur Förderung der Frau‹ der Kon-
ferenz von 1985 zu überwachen. Ein Großteil ihrer
Arbeit besteht seitdem aus der Überwachung der
Umsetzung zunächst der Nairobi-Strategien und spä-
ter der Erklärung und Aktionsplattform von Beijing
aus dem Jahr 1995.

Abteilung Frauenförderung

Die Abteilung Frauenförderung (Division for the Ad-
vancement of Women – DAW) ist die Abteilung im
UN-Sekretariat, die der CSW zuarbeitet. Angesie-
delt in der Hauptabteilung Wirtschaftliche und So-
ziale Angelegenheiten (DESA) in New York, arbei-
tet sie im Auftrag der CSW, des ECOSOC oder der
Generalversammlung frauenspezifische globale Stra-
tegien und Normen aus. Darüber hinaus führt sie
nach Bedarf Forschungen durch, erstellt Berichte und
entwickelt Politikempfehlungen. Die DAW ist auch
dafür zuständig, dass die Geschlechterperspektive
im UN-System stärkere Beachtung findet. Bis 2007
erfüllte sie auch Sekretariatsfunktionen für den Aus-
schuss für die Beseitigung der Diskriminierung der
Frau (CEDAW). 

Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen 
für die Frau

Der Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für
die Frau (UN Development Fund for Women –
UNIFEM) war zunächst ein freiwilliger Fonds für
die UN-Frauendekade von 1976 bis 1985. Mit dem
Geld sollte die Dekade gefördert und die Umsetzung
des Aktionsplans der ersten Weltfrauenkonferenz von
Mexiko 1975 in Entwicklungsländern unterstützt
werden. Er fungierte als Katalysator sowohl inner-
halb des UN-Systems als auch durch die Unterstüt-
zung innovativer Maßnahmen auf Länderebene. Im
Jahr 1984 wurde der Fonds in eine eigenständige ope-
rative Institution umgewandelt, in UNIFEM umbe-
nannt und dem UN-Entwicklungsprogamm (UNDP)
unterstellt. Hauptsitz ist New York. Zusätzlich da-
zu unterhält UNIFEM 15 Regionalbüros, zehn Län-
derprogrammbüros und 44 Projektbüros.5 Mit dem
gewachsenen Verständnis dafür, was für die Ent-
wicklung von Frauen wichtig ist, wurde der Aufga-
benbereich von UNIFEM ausgeweitet auf Program-
me zu Frauen und Regierungsführung, Frieden, Si-
cherheit und Gewalt gegen Frauen sowie wirtschaft-
liche Gerechtigkeit. 

Internationales Forschungs- und Ausbildungs-
institut zur Förderung der Frau

Die Einrichtung des Internationalen Forschungs- und
Ausbildungsinstituts zur Förderung der Frau (Inter-
national Research and Training Institute for the Ad-
vancement of Women – INSTRAW) war auch eine
Folge der Weltkonferenz von Mexiko. Es wurde
1976 gegründet und nahm 1983 in der Dominikani-
schen Republik seine Arbeit auf. INSTRAW führt

Frauen und Gender: Eine Begriffsabgrenzung

Angesichts der häufigen Missverständnisse bei der Diskussion um
Geschlechterfragen, ist eine Abgrenzung der beiden Begriffe ›Frauen‹
und ›Gender‹ notwendig. ›Frauen‹ sind eine identifizierbare Gruppe
beruhend auf ihrem biologischen Geschlecht, während ›Gender‹ auf
das soziale Geschlecht, also die Art bezogen ist, wie und in welchen Rol-
len, Verhaltensweisen, Privilegien und Beziehungen Frauen und Män-
ner sozial aufgestellt sind und wie das Geschlecht die Erfahrungen
sowohl von Männern als auch Frauen prägt. So könnte man beispiels-
weise von der Notwendigkeit sprechen, ›Frauen‹ als eine definierte
Gruppe mit mehr Rechten auszustatten und ihre Beteiligung an Ent-
scheidungsprozessen zu erhöhen. Hingegen ist es angemessener, von
›Gender‹ zu sprechen, wenn es etwa um die Frage geht, wie soziales
Verhalten die Wahrnehmung beeinflusst oder wer in Entscheidungs-
prozesse einbezogen wird. Sowohl Männer als auch Frauen können
›genderbewusst‹ sein. Sich der Wirkungen von ›Gender‹ bewusst und
der Gleichstellung von Frauen verpflichtet zu sein, macht den Kern ei-
ner politischen Sichtweise aus, die als ›Feminismus‹ bezeichnet wird. 
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Forschungen und Schulungen zum Thema Frauen und
Entwicklung durch und entwickelte dazu Schulungs-
material und Methoden.

Büro der Sonderberaterin für 
Gleichstellungsfragen und Frauenförderung

Das Büro der Sonderberaterin für Gleichstellungs-
fragen und Frauenförderung (Office of the Special
Advisor on Gender Issues and Advancement of Wo-
men – OSAGI) ist aufgrund einer Empfehlung der
Weltfrauenkonferenz in Beijing 1995 eingerichtet
worden. Die Konferenz hatte empfohlen, einen Pos-
ten im Range eines Beigeordneten Generalsekretärs
zu Frauen und Gleichstellungsfragen einzurichten, der
oder die direkt dem Generalsekretär berichten soll-
te. Das Büro leitet die Bemühungen zur Verbreitung
der Geschlechterperspektive innerhalb des UN-Sys-
tems (gender mainstreaming), das Interinstitutionel-
le Netzwerk für Frauen- und Gleichstellungsfragen
und die Interinstitutionelle Arbeitsgruppe über Frauen,
Frieden und Sicherheit. Das Büro beheimatet auch
die Koordinierungsstelle für Frauenfragen (Focal Point
for Women), die die Verbesserung der Situation von
Frauen innerhalb des Sekretariats zur Aufgabe hat.

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau

Das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau (Convention on the Elimi-
nation of All Forms of Discrimination Against Wo-
men – CEDAW) wurde 1979 als Teil der Frauende-
kade verabschiedet. Es ist das maßgebliche interna-
tionale Rechtsinstrument zu Frauenrechten. Das Über-
einkommen übernahm die Bestimmungen zu ge-
schlechtsspezifischer Diskriminierung aus vorange-
gangenen UN-Übereinkommen und führt soziale,
wirtschaftliche, politische und bürgerliche Rechte
von Frauen auf, sowohl in Bezug auf das private als
auch das öffentliche Leben. Obwohl gegenwärtig von
185 Staaten ratifiziert, ist sie die Konvention mit den
meisten Vorbehalten – ein Zeichen dafür, dass viele
Staaten zu vielen der Bestimmungen ein zwiespälti-
ges Verhältnis haben, insbesondere mit Blick auf die
Bereiche Kultur, Familie und reproduktive Rechte.

Die Umsetzung des Übereinkommens wird von
einem Ausschuss (ebenfalls CEDAW genannt) über-
wacht. Er prüft Berichte der Vertragsstaaten über
die Umsetzung des Übereinkommens und gibt nicht
bindende Empfehlungen ab. Im Jahr 2000 wurde
das Übereinkommen durch ein Fakultativprotokoll
gestärkt, welches es Einzelpersonen ermöglicht, sich
mit Beschwerden an den Ausschuss zu wenden.

Erklärung über die Beseitigung 
der Gewalt gegen Frauen

Die Erklärung über die Beseitigung der Gewalt ge-
gen Frauen (Declaration on the Elimination of Vio-
lence against Women – DEVAW) ist das maßgebli-

che normsetzende, jedoch nicht bindende Instrument
zu Gewalt gegen Frauen. Es wurde gemeinsam von
der CSW und DAW ausgearbeitet und im Jahr 1993
von der Generalversammlung verabschiedet. Das The-
ma Gewalt gegen Frauen wurde bis in die neunziger
Jahre hinein nur selten zur Sprache gebracht, doch
die Arbeit zum Thema ist seitdem rasch vorange-
schritten. Die DEVAW stellt Gewalt gegen Frauen
in drei Bereichen fest: Familie, Gemeinschaft und
Staat. Im Jahr 1992 verabschiedete der CEDAW eine
so genannte Allgemeine Empfehlung, worin er Ge-
walt gegen Frauen als eine Form der sexuellen Dis-
kriminierung ansieht, womit sie auch Gegenstand
der Berichterstattung durch die Vertragsstaaten zum
Übereinkommen wird. Vor dem Hintergrund einer
Studie des Generalsekretärs zum Thema von 2006
initiierte dieser ein Jahr später eine globale Kampa-
gne sowie eine interinstitutionelle Initiative ›Stopp
der Vergewaltigung – jetzt: Aktion der Vereinten
Nationen gegen sexuelle Gewalt in Konflikten‹.

Geschlechterperspektiven 
auf der UN-Agenda

Frauen- und Geschlechterperspektiven sind in erster
Linie von frauenspezifischen Institutionen vorange-
bracht worden, aber sie haben auch andere Bereiche
der UN beeinflusst. Das Thema Geschlechterintegra-
tion erhielt durch die internationale Frauenbewe-
gung in den neunziger Jahren einen Schub, und die
UN riefen das ›gender mainstreaming‹ zum neuen Ziel
aus. Gemeint ist damit »eine Strategie, mit der die Be-
lange und Erfahrungen von Frauen wie auch Män-
nern zu einer integralen Dimension der Ausgestal-
tung, Umsetzung, Überwachung und Bewertung von
Politik und Programmen wird«.6 Die meisten UN-
Organisationen richteten Koordinierungsstellen für
Geschlechterfragen ein, und durch das ›mainstrea-
ming‹ wurden bemerkenswerte Fortschritte erreicht.
Doch haben Befürchtungen zugenommen, dass Frau-
enrechte oft geschwächt werden, wenn ›mainstrea-
ming‹ ein Ersatz für frauenspezifische Arbeit wird.
Befürworter einer neuen Gleichstellungsarchitektur
suchen nach Wegen, diese beiden Ansätze zu verei-

3 Pietila, a.a.O. (Anm. 1), S. 13f.; Felice Gaer, And Never the Twain

Shall Meet? The Struggle to Establish Women’s Human Rights as In-

ternational Human Rights, in: Carol E. Lockwood at al. (Eds.), The Inter-

national Human Rights of Women: Instruments of Change, New York

1998.

4 Pietila, a.a.O. (Anm. 1), S. 19f.; Jain, a.a.O. (Anm. 2), S. 11–42; Eine

Übersicht über Erklärungen und Konventionen zu Frauenrechten sie-

he: http://www.un.org/womenwatch

5 http://www.unifem.org/worldwide

6 Report of the Economic and Social Council for 1997, UN Doc. A/52/3 v.

18.9.1997, Chapter IV; http://www.un.org/womenwatch/daw/csw/GMS

In den neunziger
Jahren riefen die UN
das ›gender main-
streaming‹ zum
neuen Ziel aus.
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Das Internationale Jahr der Frau: Mehrere Fakto-
ren hatten dazu geführt, dass das Jahr 1975 unter
der Themenstellung ›Gleichstellung, Entwicklung
und Frieden‹ zum Internationalen Jahr der Frau
erklärt wurde. Die Vereinten Nationen hatten be-
reits einige (andere) Themenjahre ausgerufen und
die zweite UN-Entwicklungsdekade hatte gerade
begonnen, als eine Gruppe ost- und westeuropäi-
scher Frauen, die sich während des Kalten Krieges
in der Friedensbewegung engagierten, die Fest-
setzung eines Jahres der Frau vorschlug. Frauen
in Nord- und Südamerika, wo zur damaligen Zeit
der Feminismus wiederauflebte, griffen diese
Idee auf und auch Frauen aus den jungen unab-
hängigen Staaten in Asien und Afrika sahen darin
eine Chance, die Rolle der Frau in der Entwicklung
zu thematisieren und zu stärken.

Die erste UN-Weltfrauenkonferenz in Mexiko-
Stadt im Jahr 1975 war bahnbrechend in jener
Hinsicht, dass sie die Aufmerksamkeit der Welt-
öffentlichkeit auf eine Vielzahl von Fragen lenkte,
die von mehr als 8000 Menschen vorgebracht
wurden, die an der Konferenz und/oder dem par-
allel stattfindenden NGO-Forum teilnahmen. Die
Regierungsdelegationen – 73 Prozent weiblich und
hauptsächlich von Frauen angeführt – brachten
erstmals viele neue Themen auf die Agenda der
Vereinten Nationen; beide Veranstaltungen zeig-
ten den Aktivisten, wie sie ihre Interessen durch
die UN verfolgen können – zu einer Zeit, als Frauen
nur wenige internationale Verhandlungsforen
offenstanden. Der Aktionsplan der Konferenz rief
zu einer Frauendekade auf (1976–1985) und über
100 Regierungen richteten nationale Institutionen
ein, die sich während des Internationalen Jahres
der Frau mit Politik, Forschung und Programmen
für Frauen und deren Bedürfnisse befassten. 

Das Bewusstsein über den Status von Frauen zu
schärfen, setzte sich sogar trotz der Differenzen in
Mexiko als wichtigstes Ziel durch. Doch auf der UN-
Weltfrauenkonferenz zur Mitte der Dekade in Ko-
penhagen 1980 brachen die Nord-Süd-Gegensät-
ze auf, und der Nahost-Konflikt prägte die Diskus-
sionen. Dennoch hörten die Frauen, vor allem im
NGO-Forum, einander zu und knüpften Kontakte –
eine wichtige Erfahrung, die die Grundlage für ein
besseres Verständnis der enormen Verschieden-
artigkeit von Frauen und ihrer Bedürfnisse bildete.

Die Dritte UN-Weltfrauenkonferenz in Nairobi
1985 läutete das Zeitalter der internationalen
Frauenbewegung ein, mit ihren vielfältigen re-
gionalen und globalen Ausprägungen. Über das
vergangene Jahrzehnt waren zahlreiche Frauen-
gruppen in allen Regionen entstanden. Dabei
standen die Stimmen des Südens zunehmend
im Mittelpunkt. Das lebendige NGO-Forum fas-
ste die Verschiedenartigkeit von Frauen als Stär-
ke auf und spiegelte den wachsenden Konsens
wider, dass sämtliche Belange Frauenbelange
sind und alle Akteure von einer geschlechtsspe-
zifischen Analyse profitieren würden. Die ›Zu-
kunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der
Frau bis zum Jahr 2000‹, die auf der Regierungs-
konferenz verabschiedet wurden, enthielten ei-
nen detaillierten und anspruchsvollen Ansatz
zur Erreichung der Gleichstellung der Frau. Die
UN-Frauendekade erwies sich als entscheiden-
der Katalysator dafür, dass sich Frauen zuneh-
mend organisieren konnten, dass ihnen Res-
sourcen und Raum zur Verfügung gestellt und
ihre Belange auf nationaler Ebene aufgegriffen
wurden. Zudem hat sie Frauen über regionale
und nationale Grenzen hinweg zusammenge-
bracht.

Die Vierte UN-Weltfrauenkonferenz in Beijing
1995 spiegelte diese Fortschritte wider und eta-
blierte die Thematik dauerhaft auf der UN-Agen-
da. Es war die bis dahin größte UN-Konferenz, an
der 189 Regierungsdelegationen teilnahmen und
insgesamt 17 000 Personen, bestehend aus Ver-
tretern von Staaten, NGOs, der UN und Journalis-
ten. An dem parallel stattfindenden NGO-Forum
nahmen sogar mehr als 35 000 Menschen teil. Bei-
jing brachte das enorme weltweite Interesse an
dieser Thematik zutage, zeigte allerdings auch
deren kontroverse Aspekte und die wachsende
politische Stärke der Gegner von Frauenrechten.
Die Aktionsplattform von Beijing deckt die Frauen-
rechte in zwölf wichtigen Interessenbereichen ab,
die sich von Armut und Bildung über Gewalt ge-
gen Frauen bis hin zu bewaffneten Konflikten er-
strecken und auch Mädchen in den Schutz mit
einbezieht. Die Kommission für die Rechtsstel-
lung der Frau hat in den Jahren 2000 und 2005
Überprüfungen der Umsetzung der Aktionsplatt-
form vorgenommen, in denen sie die Plattform
bekräftigte und um Bereiche wie HIV/Aids erwei-
terte.

Frauen-Jahre, Frauen-Dekaden und Frauen-Konferenzen
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nen, wobei die frauenspezifische Arbeit die Agenda
bestimmt. 

Im Folgenden sollen die Bemühungen der Verein-
ten Nationen zur Gleichstellung der Frau in den drei
Bereichen Entwicklung, Menschenrechte sowie Frie-
den und Sicherheit vorgestellt werden.

Entwicklung

Angesichts der großen Bedeutung des Themas Ent-
wicklung in den Vereinten Nationen und für die
Frauendekade wurde es eine Zeit lang von Frauen in
den Mittelpunkt gestellt. Dieser Ansatz, genannt
›Frauen in der Entwicklung‹, beruht auf Ester Bose-
rups Studie aus dem Jahr 1970 über die Arbeit von
Frauen.7 Darin belegte sie die entscheidende Rolle
von Frauen in der Volkswirtschaft und trug dazu bei,
die genauere Untersuchung der produktiven (und re-
produktiven) Rollen von Frauen in der Entwicklung
zu rechtfertigen. Die Einbeziehung von Frauen in
die Entwicklung wurde in den Plänen für die zweite
Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen (1970 –
1980) anerkannt und zu einem Arbeitsschwerpunkt
nicht nur der CSW, sondern auch der Kommission
für soziale Entwicklung und der Regionalkommis-
sionen. UN-Entwicklungshelfer erkannten die Be-
deutung von Frauen für eine erfolgreiche Entwick-
lung und sahen es als notwendig an, Frauen in die
Ausgestaltung und Umsetzung auf Länderebene ein-
zubeziehen. Aufgrund der anhaltenden Feminisie-
rung der Armut forderten Feministinnen, genauer
zu untersuchen, ob eine Benachteiligung der Frauen
bereits in den Entwicklungsmodellen angelegt war.
Dieser ›Frauen und Entwicklung‹-Ansatz (und nicht
Frauen in der Entwicklung) stellte mehr darauf ab,
Entwicklungsmodelle zu ändern. 

In den neunziger Jahren gelang es Frauen, die
feministische Kritik in die Weltkonferenzen der UN
einzubringen. Im Vorfeld des ›Erdgipfels‹ in Rio de
Janeiro im Jahr 1992 hielten Frauen einen Weltkon-
gress ab, um eine Frauenagenda 21 vorzubereiten und
sicherzustellen, dass ihre Sichtweisen in die Schluss-
folgerungen der Konferenz über die Ursachen von
Umweltzerstörung einbezogen wurden. Auf dem
Weltgipfel für soziale Entwicklung in Kopenhagen
1995 brachten Frauen erneut ihre Kritik an den eta-
blierten Entwicklungsstrategien vor. Sie verbanden
die Feminisierung der Armut mit den Auswirkungen
von Strukturanpassungsmaßnahmen und unfairer
Handelspolitik. Der zunehmende Einfluss von Frau-
en spiegelte sich auch im Bericht über die menschli-
che Entwicklung des Jahres 1995 wider. Darin war
zum ersten Mal ein geschlechtsspezifischer Entwick-
lungsindex, der ›Gender Development Index‹ (GDI),
enthalten, um den Status von Frauen weltweit zu be-
werten. 

›Gender mainstreaming‹ hat auch als Teil der Ge-
sundheits- und Entwicklungsarbeit der UN beträcht-
liche Fortschritte in Bereichen wie ›Gewalt gegen

Frauen‹, Müttersterblichkeit, HIV/Aids und sexuelle
Diskriminierung in der Gesundheitsvorsorge gemacht.
Die umstrittensten Aspekte beim Thema Gesundheit
bezogen sich auf sexuelle und reproduktive Gesund-
heit respektive Rechte. Einen bedeutenden Durch-
bruch im Bereich Geschlechterfragen stellte die In-
ternationale Konferenz über Bevölkerung und Ent-
wicklung in Kairo im Jahr 1995 dar. Dort wurde die
zentrale Bedeutung von Frauenrechten für Bevölke-
rung und Entwicklung anerkannt.

Dennoch wurden Frauen und ihren Belangen auf
dem Millenniums-Gipfel im Jahr 2000 und auf dem
Weltgipfel 2005 erneut wenig Beachtung geschenkt.
Die Gleichstellung der Geschlechter war eines der acht
Millenniums-Entwicklungsziele (Millennium Deve-
lopment Goals – MDGs). Doch das einzige konkre-
te Ziel, das aufgestellt wurde, war der gleichberech-
tigte Grundschulzugang. Das andere auf Frauen aus-
gerichtete MDG, die Senkung der Müttersterblich-
keit, betrachtete Frauen nur als Mütter. In den Jah-
ren 2000 bis 2005 arbeiteten Feministinnen daran,
das Gleichstellungsziel der MDGs auf sieben Kern-
bereiche auszuweiten und die Geschlechterperspek-
tiven in die anderen Ziele einzubringen, zum Bei-
spiel bei HIV/Aids. Dennoch fand sich im ersten Ent-
wurf des Ergebnisdokuments des Weltgipfels 2005
wiederum kein Verweis auf die zentrale Bedeutung
von Frauenrechten für die Entwicklung. Schließlich
setzten Frauen sich dafür ein, das Thema prominen-
ter auf die Tagesordnung zu bringen. In dem Gipfel-
dokument wurden zwar Fortschritte erzielt, doch
blieben die Regierungen und die UN hinter den zu-
vor festgelegten Zielen zu Entwicklung und Gleich-
stellung zurück. Nicht zuletzt führte dieses enttäu-
schende Ergebnis zu einer Bewegung, die sich für ei-
ne stärkere Gleichstellungsarchitektur in den UN
einsetzte.8

Menschenrechte

Frauen wurden in erster Linie als Teil der sozialen
und wirtschaftlichen Arbeit der UN angesehen. In
der Menschenrechtsdebatte vor 1990 wurden Frau-
enrechte kaum erwähnt. Erst auf der Weltkonferenz
über Menschenrechte 1993 in Wien änderte sich die-
se Sichtweise maßgeblich. Mit dem Ende des Ost-
West-Konflikts und dem Thema Vergewaltigung im
Krieg, dem die Medien aufgrund der Geschehnisse
in Bosnien-Herzegowina große Beachtung schenk-

7 Ester Boserup, Woman’s Role in Economic Development, London

1970; Lourdes Beneria, Accounting for Women’s Work: The Progress of

Two Decades, World Development, 20. Jg., 11/1992, S. 1546–1560.

8 Gender Monitoring Group of the World Summit, ›What’s At Stake

for Women in the World Summit‹ und ›UN 2005 World Summit Out-

comes‹, http://cwgl.rutgers.edu/globalcenter/policy/millsummit/in-

dex.html
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ten, ergriffen Frauen die Gelegenheit, mehr Aufmerk-
samkeit für Frauenrechte als Menschenrechte zu for-
dern. Sie organisierten sich über die Nord-Süd-Kluft
hinweg und beteiligten sich an allen regionalen Vor-
bereitungstreffen, um sicherzustellen, dass die Erklä-
rung und das Aktionsprogramm von Wien eine deut-
liche Bekräftigung der Rechte von Frauen als allge-
meine Menschenrechte enthielt sowie insbesondere
die Anerkennung aller Formen von Gewalt gegen
Frauen als Menschenrechtsverletzungen.9

Eine der konkreten Forderungen in Wien war die
nach einem Sonderberichterstatter über Gewalt ge-
gen Frauen, der der Menschenrechtskommission be-
richten sollte. Diese Position wurde erstmals im Jahr
1994 besetzt, mit der Sri Lankerin Radhika Cooma-
raswamy. Ihre Jahresberichte haben die Menschen-
rechtsstandards zu Gewalt gegen Frauen weiterent-
wickelt und die Verpflichtungen der Regierungen fest-
gelegt, diese Standards in ihrer Politik gemäß den Be-
stimmungen der UN-Erklärung über die Beseitigung
der Gewalt gegen Frauen einzuhalten.10

Eine andere Forderung in Wien war die Geschlech-
terintegration in die gesamte Menschenrechtsarbeit
der UN – Gegenstand der jährlichen Resolutionen
der Menschenrechtskommission seit 1994 und seit
2006 des Menschenrechtsrats. Das Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte hatte von Beginn an ein Mandat für die Ge-
schlechterintegration, und eine wachsende Zahl von
Menschenrechtsausschüssen und Sonderberichterstat-
tern schenkten den geschlechtsspezifischen Aspekten
ihrer Mandate größere Aufmerksamkeit.

Mehrere geschlechtsbezogene Menschenrechtsfra-
gen haben Kontroversen ausgelöst. Die Debatte über
sexuelle Rechte findet in den Dokumenten der Kon-
ferenzen von Wien, Kairo und Beijing Niederschlag,
wo auf das Recht der sexuellen Selbstbestimmung ein-
gegangen wird. Auch einige der UN-Sonderbeauftrag-
ten haben Grundsätze für die Anwendung von Men-
schenrechtsstandards in Bezug auf Diskriminierung
und Gewalt artikuliert, die auf sexueller Orientierung
und Geschlechteridentität beruht. Dennoch wiesen
einige Regierungen das Konzept der sexuellen Rechte
zurück und versuchten, reproduktive Rechte zu be-
schneiden, was ein deutlicher Rückschritt des Er-
reichten der letzten Jahre bedeutet. 

Ausgedehnte Debatten über Menschenhandel, ins-
besondere von Frauen, einhergehend mit sexueller
oder wirtschaftlicher Ausbeutung fanden in zahlrei-
chen UN-Organisationen statt. Eine Definition von
Menschenhandel wurde schließlich in das Zusatz-
protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestra-
fung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen die grenzüberschreitende or-
ganisierte Kriminalität aus dem Jahr 2000 aufgenom-
men. Im Jahr 2004 ernannte die Menschenrechts-
kommission einen Sonderberichterstatter über den

Menschenhandel, insbesondere den Frauen- und Kin-
derhandel.

Die bestehenden Gegensätze innerhalb der Ver-
einten Nationen zwischen dem Grundsatz der Uni-
versalität der Menschenrechte und der Achtung kul-
tureller Eigenheiten sowie zwischen der Verantwor-
tung der internationalen Gemeinschaft, Menschen-
rechte zu schützen und der nationalen Souveränität
kommen beim Thema Menschenrechte von Frauen
oft zum Tragen. Viele UN-Dokumente enthalten stets
Variationen dieser Idee, dass kulturelle und religiö-
se Unterschiede trotz ihrer grundsätzlichen Achtung
nicht als Rechtfertigung für die Verletzung von Men-
schenrechten dienen können, einschließlich derer von
Frauen. Dennoch kommt diese Diskussion immer
wieder besonders oft und heftig auf, wenn es um die
Menschenrechte von Frauen geht.11

Frieden und Sicherheit

Eines der Themen, mit dem sich Frauenorganisatio-
nen besonders in der Anfangszeit der UN befassten,
war Frieden. Es war zudem das vorherrschende The-
ma in der Frauendekade. Im Jahr 1974 verabschie-
dete die Generalversammlung die Erklärung über den
Schutz von Frauen und Kindern in Zeiten eines Not-
stands und im bewaffneten Konflikt. Tiefgreifende
Veränderungen im Völkerrecht in diesem Bereich
vollzogen sich, als die Internationalen Strafgerichts-
höfe für das ehemalige Jugoslawien und für Ruanda
Vergewaltigung und sexuelle Gewalt als Kriegsver-
brechen und Völkermord strafrechtlich verfolgten.
Das Statut von Rom für einen Internationalen Straf-
gerichtshof spiegelte auch diese Geschlechterintegra-
tion wider: Es bezeichnete »eine Vielzahl von Ver-
brechen zu sexueller und reproduktiver Gewalt – Ver-
gewaltigung, sexuelle Sklaverei, einschließlich Men-
schenhandels, erzwungene Schwangerschaft, Pros-
titution und Sterilisation (…) als zu den schwersten
Kriegsverbrechen (…) und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit zählend.«12

Die Resolution 1325 des Sicherheitsrats wurde
im Jahr 2000 einstimmig angenommen. Es war die
erste Resolution des Sicherheitsrats, in der die Aus-
wirkungen von Krieg auf Frauen thematisiert und
der Beitrag von Frauen zur Konfliktlösung und zu
nachhaltigem Frieden anerkannt wurden. Die Reso-
lution fordert die Einbeziehung einer größeren An-
zahl von Frauen in friedensschaffende und friedens-
konsolidierende Maßnahmen. Im Jahr 2008 folgte
die Resolution 1820 zu sexueller Gewalt in Konflik-
ten. Darin wurde angemahnt, dem Thema Gewalt
gegen Frauen größere Beachtung zu schenken und
mehr Berichte der UN dazu zu verfassen.13

Das Bewusstsein für Geschlechterfragen hat auch
in der Humanitären Hilfe zugenommen. Das Amt des
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Natio-
nen (UNHCR) zum Beispiel hat weibliche Flüchtlin-
ge als eine eigene Gruppe anerkannt und im Jahr
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1992 Richtlinien zum Schutz dieser Gruppe sowie
im Jahr 1995 zur Vorbeugung und als Reaktion auf
sexuelle Gewalt gegen Flüchtlinge herausgegeben.
Die Umsetzung solcher Richtlinien vor Ort durch
die UN und zivilgesellschaftliche humanitäre Helfer
bleibt jedoch eine Herausforderung. Dies wurde für
alle greifbar, als im Jahr 2005 Fälle von sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch durch UN-
Blauhelme und NGO-Personal ans Tageslicht ka-
men. Als Reaktion darauf gab der UN-Generalse-
kretär einen Bericht in Auftrag, der Strategien zur
Verhinderung von Missbrauch in der UN-Friedens-
sicherung enthalten sollte. Daraufhin wurde die
Null-Toleranz-Politik für solche Missbräuche einge-
führt, spezielle Einheiten eingerichtet, die das Ver-
halten der Mitarbeiter in UN-Missionen kontrollie-
ren sollen sowie die Mechanismen zur Untersuchung
und Sanktionierung solcher Missbräuche gestärkt.14

Reform der 
UN-Gleichstellungsarchitektur

In den letzten Jahrzehnten wurden im Rahmen der
UN bemerkenswert weitreichende Verpflichtungen
im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter
vereinbart. Auch wenn vieles erreicht wurde, seit-
dem Frauen sich für die Einbeziehung von Frauen in
die UN-Charta stark gemacht haben, nach 60 Jah-
ren Kampf, sollte man von einer Organisation, deren
Einfluss von ihrer moralischen Autorität abhängt und
die durch gutes Beispiel vorangehen sollte, mehr er-
warten können. Das UN-interne Ziel einer 50-pro-
zentigen Frauenquote bei Führungspositionen bis
zum Jahr 2000, welches auf der Weltfrauenkonfe-
renz 1995 in Beijing beschlossen wurde, ist noch lan-
ge nicht erreicht. Frauen besetzen immer noch weni-
ger als 30 Prozent der Posten im höheren Dienst und
diese Quote sinkt, je höher die Positionen sind.15

Wichtiger noch, die UN haben immer noch keine
starke, gut ausgestattete und gut koordinierte Orga-
nisation für ihre Agenda zu Frauenrechten und Gleich-
stellung, die auf den höchsten Führungsebenen ange-
siedelt ist. Nach dem Weltgipfel 2005 und der Über-
prüfungskonferenz Beijing+10 im Jahr 2005 fragten
sich Frauenrechtsaktivisten, wie sich der UN-Reform-
prozess und die beiden Konferenzen auf Fragen der
Gleichberechtigung auswirken würden und forder-
ten, dass die strukturellen Ungleichheiten der UN-
Arbeit in Bezug auf Frauenrechte als Teil dieses Pro-
zesses angegangen würden.

Bericht zur systemweiten Kohärenz

Im Jahr 2006 berief UN-Generalsekretär Kofi Annan
eine Hochrangige Gruppe zur systemweiten Kohä-
renz ein und beauftragte sie, sich die operativen Tä-
tigkeiten der Organisation im Bereich Entwicklung,
humanitäre Hilfe und Umwelt genauer anzusehen.
Nur drei der 15 Mitglieder waren Frauen. Auf der

Tagung der CSW im selben Jahr drängten Frauen-
gruppen daher – allerdings vergeblich – auf mehr
weibliche Mitglieder in diesem Gremium. Sie erreich-
ten aber, dass das Thema Frauen als ein Querschnitts-
thema in das Mandat der Gruppe aufgenommen wur-
de. Nach Anhörung von Regierungen, UN-Mitarbei-
tern und Frauenaktivisten auf der ganzen Welt emp-
fahl die Gruppe in ihrem Bericht vom November
2006, die Gleichstellungsarchitektur in den UN zu
konsolidieren und zu stärken.

Die konkreten Empfehlungen waren:

1. Es sollte eine stärkere UN-Institution für Frauen
durch die Zusammenlegung einiger der bestehen-
den Fraueninstitutionen geschaffen werden. Ge-
nannt wurden DAW, OSAGI und UNIFEM. IN-
STRAW wurde erst später der Liste hinzugefügt;

2. Die neue Institution sollte sowohl normative als
auch programmatische Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten haben und sowohl global als auch
auf Länderebene arbeiten;

3. Die Institution sollte von einer Person im Range
eines Untergeneralsekretärs geleitet werden – also
von einer höheren Position als der der Leiter(in-
nen) der bestehenden UN-Fraueninstitutionen.
Dies sollte eine höherrangige Repräsentation für
Frauenrechte in den systemweiten Entscheidungs-
prozessen der Vereinten Nationen ermöglichen; 

4. Die neue Institution sollte eine ›ehrgeizige‹ fi-
nanzielle Ausstattung haben.16

9 Charlotte Bunch and Niamh Reilly, Demanding Accountability:

The Global Campaign and Vienna Tribunal for Women’s Human

Rights, UNIFEM, New York 1994.

10 Reports of the Special Rapporteur on Violence Against Women, Its

Causes and Consequences, United Nations, Commission on Human

Rights, 1995–2009, über: http://www2.ohchr.org 

11 Radhika Coomaraswamy, Are Women’s Rights Universal? Re-En-

gaging the Local?, Meridians. Feminism, Race, Transnationalism, Jg. 3,

1/2002, S. 1–18.

12 Rhonda Copelon, Rape and Gender Violence: From Impunity to Ac-

countability in International Law, Human Rights Dialogue 2.10, Fall

2003, http://www.cceia.org/resources/publications/dialogue/2_10/arti
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13 UN-Dok. S/RES/1325 v. 31.10.2000 und S/RES/1820 v. 19.6.2008.
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14 Siehe ›A Comprehensive Strategy to Eliminate Future Sexual Ex-

ploitation and Abuse in United Nations Peacekeeping Operations‹, UN

Doc. A/59/710 v. 24.3.2005.
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Die Arbeit an der Umsetzung der Empfehlungen der
Gruppe schritt eher langsam voran. Dies lag unter an-
derem daran, dass die Empfehlungen eine Reihe von
Themen berühren, die in Bezug auf die operative Ar-
beit der UN unter den Regierungen umstritten sind,
vor allem die Art der Finanzierung, die Leitung und
der von der Gruppe vorgeschlagene Ansatz des ein-
heitlichen Agierens aller relevanten UN-Akteure
(Stichwort: Delivering as One oder ›One UN‹) auf
Landesebene. Dennoch fanden seit 2007 Diskussio-
nen in informellen Sitzungen der Generalversamm-
lung statt, die zum Ergebnis hatten, dass das Gremi-
um die Notwendigkeit der Reform der Gleichstel-
lungsarchitektur der UN bekräftigte.

Vorschläge für eine neue Institution

In den Jahren 2008 und 2009 legte die Stellvertreten-
de UN-Generalsekretärin zwei ›Optionen-Papiere‹
mit Empfehlungen für eine solche neue Fraueninsti-
tution vor, über die im vergangenen Jahr intensiv
diskutiert wurde. Darin werden vier Modelle vorge-
schlagen:
1. Beibehaltung des Status quo;
2. Schaffung eines autonomen Fonds oder Pro-

gramms;
3. Schaffung einer Hauptabteilung im Sekretariat;
4. Schaffung einer zusammengesetzten Entität (com-

posite entity), die Teile von Option 2 und 3 in
sich vereint.17

NGOs, die sich in einem Netzwerk zusammenge-
schlossen haben, um eine solche neue Institution auf
den Weg zu bringen (Gender Equality Architecture
Reform – GEAR), setzten sich für die vierte Option
ein. Dabei sollte aus Sicht der NGOs gewährleistet
sein, dass diese Institution über ausreichende perso-
nelle wie finanzielle Ressourcen verfügt, in vielen Län-
dern vertreten und die Leitungsposition hochrangig
besetzt ist.18 Eine solche unabhängige, allein auf
Frauen spezialisierte Institution mit dem zweifachen
Mandat – normative, analytische und überwachen-
de Funktionen einerseits sowie politikberatende und
operative Funktionen andererseits – sollte zu einer
effektiveren, besser koordinierten und weniger frag-
mentierten UN-Arbeit im Bereich Frauenrechte und
Gleichstellung führen. Die Institution würde eine UN-
Strategie koordinieren, die sowohl ›gender mainstrea-
ming‹ in anderen UN-Organen betreibt als auch
frauenspezifische Arbeit macht. Sie würde darüber
hinaus ihre Arbeit als eine sich auf alle Bereiche der
UN beziehende Querschnittsaufgabe verstehen.

Am 14. September 2009 – dem letzten Tag der
63. Tagung – verabschiedete die Generalversamm-
lung Resolution 63/311. Darin »unterstützen« die
Mitgliedstaaten »nachdrücklich« die Schaffung ei-
ner konsolidierten Frauenorganisation auf der
Grundlage von Option 4 (zusammengesetzte Enti-
tät). Ferner wird der Generalsekretär aufgefordert,
einen Vorschlag für die Details dieser neuen Orga-

nisation zu unterbreiten und diese in zwischenstaat-
liche Beratungen zu geben. Die Resolution unterstützt
auch, dass die neue Organisation von einem Unter-
generalsekretär geleitet wird. Einige Mitgliedstaaten
und der Generalsekretär haben ihre Präferenz für die
zusammengesetzte Entität zum Ausdruck gebracht,
als dem Modell, das die normativen mit den opera-
tiven Funktionen formal verbindet, also Option 2 und
3 kombiniert. Beide Seiten müssen nun Pläne ent-
werfen und die noch ausstehenden Fragen bezüglich
Finanzierung und Leitung klären.

Eine der heikelsten politischen Fragen ist in der
Tat, wie die neue Institution geleitet werden soll. Die
meisten UN-Institutionen sind entweder Teil des UN-
Sekretariats (dem Büro des UN-Generalsekretärs un-
tergeordnet, das wiederum der Generalversammlung
und anderen Organen Bericht erstattet), also Teil des
normsetzenden und strategieentwickelnden Bereichs
der UN, wie zum Beispiel das OHCHR. Oder es sind
Fonds oder Programme mit einem aus Regierungs-
vertretern bestehenden Exekutivrat, die als die ope-
rative Seite der UN bezeichnet werden, wie etwa
UNICEF oder der Weltbevölkerungsfonds (UNFPA).
Es gibt Varianten dieser Strukturen, die normative
und operative Funktionen miteinander mischen, ins-
besondere im Bereich der Strategieentwicklung, aber
sie werden etweder in der einen oder in der anderen
Form geleitet.

Die Idee hinter einer zusammengesetzten Institu-
tion war, die normativen und operativen Funktionen
strukturell wie auch in der Praxis zusammenzufüh-
ren. Würde der derzeitige Vorschlag umgesetzt, dann
würde die Institution zum einen über den General-
sekretär an die Generalversammlung, den ECOSOC
und der CSW Bericht erstatten und zum anderen für
die operativen Tätigkeiten einen Exekutivrat haben.
Die Regierungen diskutieren derzeit, ob ein neuer
Exekutivrat geschaffen werden oder ob die Institution
einem der bestehenden Gremien Bericht erstatten
soll, und wenn ja, welchem. NGOs wollen sicher-
stellen, dass dieser Exekutivrat über wirkliche Ex-
pertise in Geschlechterfragen verfügt und dass er die
verschiedenen Regionen angemessen repräsentiert;
ferner müsste er sich des breiten Mandats und der
weltweiten Zuständigkeit bewusst sein und dies be-
rücksichtigen; schließlich müsste er auf systemati-
sche Weise für eine sinnvolle Einbindung der Zivil-
gesellschaft sorgen.

Ein anderer strittiger Punkt ist, wie die neue In-
stitution auf Landesebene arbeiten soll, um »welt-
weite Zuständigkeit mit strategischen Präsenzen« si-
cherzustellen, wenn sie nur mit einer begrenzten An-
zahl an Länderbüros beginnen kann. Auch wenn die
ersten Büros sicherlich in den regionalen Zentren
eröffnet werden, in denen die UN bereits tätig sind,
und in den Kernländern des globalen Südens (ein-
schließlich der Länder, in denen UNIFEM bereits ar-
beitet), wird allgemein von einem universellen Man-
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dat der Institution ausgegangen, um sich mit Frau-
enrechten in allen Ländern zu befassen. Die Institu-
tion sollte gezielte oder katalysatorische Programm-
aktivitäten in Ländern ausüben, in denen die UN be-
reits präsent sind, gemeinsam mit den Landesteams
Maßnahmen zu Geschlechterfragen entwickeln und
mit den nationalen Frauenorganisationen und ande-
ren UN-Organisationen zusammenarbeiten. Letzte-
res insbesondere in Ländern, in denen die UN keine
Landesbüros haben.

Entscheidend im Hinblick auf eine effektive Feld-
präsenz ist die Frage der ›ehrgeizigen‹ Finanzierung
und was benötigt wird, um sicherzustellen, dass der
Institution dauerhafte und berechenbare Ressourcen
zur Verfügung stehen. Auch wenn man sich einig ist,
dass die Institution sowohl durch Pflichtbeiträge
(Pflichtzahlungen, die für die bereits bestehenden
Frauenorganisationen gezahlt werden) als auch durch
freiwillige Beiträge finanziert werden soll, wird die
Ausweitung einer effektiven Feldpräsenz beträchtli-
che Erhöhungen bei den freiwilligen Leistungen er-
fordern, die über das hinausgehen, was den beste-
henden Einheiten zur Verfügung steht. Von diesen
freiwilligen Leistungen sollte ein substanzieller Teil
aus ungebundenen Beiträgen bestehen (core contri-
butions), die also keiner Zweckbindung unterliegen.
Nur so kann die Institution sein Personal und seine
Programmaktivitäten mit einem hohen Grad an Vor-
hersehbarkeit ausstatten.

NGOs plädieren für ein Minimum von einer Mil-
liarde US-Dollar für die Aufbauphase der neuen In-
stitution. Dann sollten jährlich Erhöhungen einge-
plant werden, um die Zahl der Landesbüros auswei-
ten zu können. Die europäische GEAR-Arbeitsgrup-
pe hat festgestellt, dass die Finanzausstattung der vier
bestehenden Frauenorganisationen bei rund 221 Mil-
lionen US-Dollar pro Jahr liegt – das ist weniger als
ein Prozent der 27 Milliarden US-Dollar, die die Ver-
einten Nationen und alle die ihr zugeordneten Orga-
nisationen gegenwärtig pro Jahr ausgeben. Auch ver-
glichen mit dem Haushalt von UNICEF von über drei
Milliarden US-Dollar sind 221 Millionen US-Dollar
eher wenig.19

Die Zivilgesellschaft, insbesondere Frauen-, Men-
schenrechts- und Entwicklungshilfeorganisationen,
haben sich aktiv in den Prozess eingebracht. Um
mehr Verantwortlichkeit und den Input jener zu ge-
währleisten, die am meisten in die Arbeit für die
Stärkung von Frauen einbezogen sind, ist es not-
wendig, Vertreter der Zivilgesellschaft systematisch
und sinnvoll sowohl in die Leitung als auch die ope-
rativen Tätigkeiten der neuen Fraueninstitution ein-
zubinden. Um für Frauen überall auf der Welt mehr
zu erreichen, ist es von entscheidender Bedeutung,
auf die  Expertise und Erfahrungen einer vielfältigen
und breit arbeitenden NGO-Gemeinschaft zurück-
zugreifen, insbesondere der Gruppen, die direkt an
der Basis arbeiten. Vorschläge in diese Richtung be-

ziehen sich auf die Schaffung zivilgesellschaftlicher
Beratungsorgane auf der globalen, regionalen und
nationalen Ebene und die Entwicklung eines Me-
chanismus’, der einen stetigen Input durch NGOs
ermöglicht.

Im kommenden Jahr werden die Generalversamm-
lung und der Generalsekretär entscheiden müssen,
wie die Resolution 63/311 zur Reform der Frauen-
organisationen umgesetzt werden soll. Sie müssen ei-
ne/n Untergeneralsekretär/in benennen, die ausste-
henden Fragen klären und mit dem konkreten Auf-
bau der neuen Organisation beginnen, was für die hier
beschriebenen Frauenorganisationen weitreichende
Veränderungen nach sich ziehen wird. Die zukünfti-
ge Arbeit der UN in diesem Bereich wird zum einen
davon abhängen, wie Generalversammlung und Ge-
neralsekretär diesen Prozess voranbringen, und zum
anderen davon, wie entschlossen das Mandat für
›gender mainstreaming‹ vom Generalsekretär und von
den UN-Landesteams umgesetzt wird. Ebenso wich-
tig ist, wie gut Regierungen und die UN damit voran-
kommen, Geschlechterfragen und die Förderung von
Frauen in die Arbeit der Kommission für Friedens-
konsolidierung, im Menschenrechtsrat und bei ihren
Versuchen, die MDGs bis zum Jahr 2015 zu ver-
wirklichen, zu integrieren. Die Vereinten Nationen
bleiben ein wichtiges Forum für das Streben der Frau-
en nach Gerechtigkeit und Menschenrechten; Fort-
schritte auf globaler Ebene haben Auswirkungen auf
die nationale Ebene und umgekehrt. Die UN haben
eine Plattform zur Verfügung gestellt, auf der hohe
Standards für Geschlechtergleichheit und Menschen-
rechte von Frauen ausgearbeitet wurden. Die Her-
ausforderung ist, diese Ziele innerhalb der Vereinten
Nationen und im Alltag von Frauen und Mädchen
auf der ganzen Welt umzusetzen.

17 Institutional Options to Strengthen United Nations Work on Gen-

der Equality and the Empowerment of Women, UN Deputy Secretary-

General (DSG), 23.7.2008, http://www.un.org/ga/president/62/letters

/usgswc280708.pdf; Further Details on Institutional Options for

Strengthening the Institutional Arrangements for Support of Gender

Equality and the Empowerment of Women, DSG, 5.3.2009, über:

http://www.reformtheun.org 

18 Der GEAR-Kampagne gehören über 400 Organisationen aus allen

Teilen der Welt an. Sie hat globale und regionale Koordinierungsstel-

len und eine Lobby-Gruppe in New York. GEAR wird mitgetragen vom

›Center for Women’s Global Leadership‹ (CWGL) und der ›Women’s

Environment and Development Organization‹ ( WEDO), siehe http://

gear.groupsite.com/main/summary

19 Vgl. Position Paper by the European GEAR Campaign Working

Group, 23.7.2009, http://www.un-gear.eu/news_events/wp-content/

uploads/2009/07/eu_gear_funding_position_paper_230709.pdf

Die UN haben eine
Plattform zur Ver-
fügung gestellt, auf
der hohe Standards
für Geschlechter-
gleichheit und
Menschenrechte 
von Frauen aus-
gearbeitet wurden.



204 VEREINTE NATIONEN 5/2009

Pampell Conaway · Shoemaker |  Frauen in UN-Friedensmissionen: ein Anfang ist gemacht

In den letzten 20 Jahren ist die Zahl der Friedens-
missionen um 400 Prozent gestiegen. Damit stieg
auch der Druck auf die Vereinten Nationen, diese
zumeist multidimensionalen Friedensoperationen
schnell mit qualifiziertem Personal auszustatten. Ob-
wohl dringend erforderlich haben es die UN bislang
nicht vermocht, die besten Talente für Führungspo-
sitionen in Friedensmissionen anzuwerben, zu halten
und zu fördern. Frauen sind eine bisher unerschlos-
sene Ressource, die für die Besetzung hochrangiger
Posten genutzt werden kann und sollte. Hierfür müss-
ten jedoch bürokratische Hindernisse in den UN be-
seitigt, die Einstellungen bei den Mitgliedstaaten
geändert sowie der Informationsausstauch mit der
Zivilgesellschaft verbessert werden.

Seit der als historisch zu bezeichnenden Verabschie-
dung von Resolution 1325 ›Frauen und Frieden und
Sicherheit‹ durch den UN-Sicherheitsrat im Jahr 2000
nahm die Anerkennung der wichtigen und positiven
Rolle, die Frauen im Prozess der Friedenskonsolidie-
rung und des Wiederaufbaus spielen, stetig zu. Zahl-
reiche politische Entscheidungsträger und Praktiker
innerhalb des UN-Systems sowie anderer internatio-
naler Organisationen erkennen öffentlich den wert-
vollen Beitrag an, den Frauen in Führungspositionen
leisten.

Doch Frauen in hohen Positionen innerhalb der
Vereinten Nationen, insbesondere in Friedensmissio-
nen, sind eine Seltenheit. Immer noch stehen Frauen
erhebliche kulturelle und institutionelle Hindernisse
im Weg, um in das UN-System einsteigen beziehungs-
weise innerhalb des Systems aufsteigen zu können.
Die geringen Fortschritte, die bisher erreicht wurden,
führen zu Frustration. Zu wenige der bestehenden
Mechanismen ermöglichen den regelmäßigen Infor-
mationsaustausch zwischen den UN und der Zivil-
bevölkerung zu diesem Thema. Die zivilgesellschaftli-
chen Organisationen sind meist ungenügend darüber
informiert, welche Fähigkeiten und Voraussetzun-
gen für eine Bewerbung um einen hochrangigen Pos-
ten erwartet werden, wie die Auswahlprozesse der
Bewerberkandidaten verlaufen oder welche Maß-
nahmen die aussichtsreichsten sind, um qualifizierte
Experten für einen Posten zu nominieren. Traditio-
nell stehen den Vereinten Nationen nur geringe Res-
sourcen zur Verfügung, um mit Organisationen, die
Zugang zu qualifizierten weiblichen Kandidaten ha-
ben, zu kooperieren oder um freigewordene Stellen
so auszuschreiben, dass die Qualifiziertesten ange-
sprochen werden.

Frauen in UN-Friedensmissionen: ein Anfang ist gemacht
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Wenige Frauen leiten UN-Friedensmissionen

Von den mehr als 60 UN-Friedensmissionen, die seit
1948 eingesetzt wurden oder noch bestehen, hatten
bis heute lediglich neun Frauen den Posten der Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs (Special Re-
presentative of the Secretary-General – SRSG) und
Leiters einer Friedensmission inne. Warum ist es so
schwierig, Frauen zu finden und sie auf Führungspo-
sitionen in Friedensmissionen zu berufen? Die die-
sem Beitrag zugrunde liegende Studie* identifiziert
vier Haupthindernisse. 

1. Ein intransparentes Verfahren und politische
Überlegungen, die dem Rekrutierungsprozess für den
SRSG oder den Stellvertretenden Sonderbeauftrag-
ten des Generalsekretärs (Deputy Special Represen-
tative of the Secretary-General – DSRSG) unterlie-
gen, führen dazu, dass Kandidaten ernannt werden,
die innerhalb des UN-Systems bereits bekannt sind,
wie etwa Botschafter und Ständige Vertreter. In sol-
chen Kreisen unterrepräsentierte Frauen sind massiv
benachteiligt, wenn hochrangige Diplomaten aus dem
engsten UN-Kreis den primären Auswahlpool dar-
stellen. Kandidaten ohne politische Unterstützung,
die den UN-Akteuren weitgehend unbekannt sind
und die den ›UN-Jargon‹ nicht beherrschen, sind ein-
deutig im Nachteil. Für potenzielle Führungskräfte
außerhalb des UN-Systems stellt diese Befangenheit
sowie die Unfähigkeit, externe Netzwerke anzuzap-
fen, eine enorme Hürde dar.

2. Die Voreingenommenheit gegenüber Kandi-
daten, die nicht aus dem UN-System kommen, hat
oft Einfluss auf das Bewerbungsgespräch. Dies hat
für Frauen, insbesondere für jene aus unterrepräsen-
tierten Regionen der Welt, besondere Implikationen,
da sie oft Fragen von Frieden und Sicherheit anders
beurteilen und anders beschreiben. Je nachdem, wie
die Fragen gestellt werden, wie das Bewerbungsver-
fahren abläuft und wie Kandidatinnen diese Fragen
beantworten, kann es dazu führen, dass diese Vor-
eingenommenheit bestehen bleibt. 

3. Schlüsselqualifikationen, wie sie für den SRSG
oder den DSRSG vorausgesetzt werden, wie zum Bei-
spiel militärische Expertise, können viele weibliche
Kandidaten vom Bewerbungsverfahren ausschließen.
Berichten zufolge glauben noch immer einige Ent-
scheidungsträger und Praktiker, dass Frauen nicht
über die notwendigen politischen Fähigkeiten und
das diplomatische Gewicht verfügen, um große zivil-
militärische Missionen zu leiten. Weit verbreitet ist
auch die Annahme, dass Frauen mit entwicklungspo-
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litischem und humanitärem Hintergrund bei der Be-
setzung von SRSG-Posten übergangen werden, ob-
wohl es einige Stellvertretende Sonderbeauftragte mit
diesen Qualifikationen gab und gibt. Selbst wenn im
Laufe eines Auswahlverfahrens Kandidatinnen für
einen SRSG-Posten in die engere Wahl kommen, wir-
ken sich die Berücksichtigung des Grundsatzes der
ausgewogenen geografischen Verteilung, die Vorliebe
für bestimmte, im UN-System unterrepräsentierte
Nationalitäten sowie das Lobbying einiger Mitglied-
staaten für Kandidaten aus ihren Ländern, ungünstig
auf den Nominierungsprozess aus. Wenn Frauen
schließlich für Führungspositionen auserwählt wer-
den, dann zumeist für solche Positionen, die als ›si-
cherer‹, ›weniger sichtbar‹ oder weniger ›schwierig‹
gelten, so die Interviewten.

4. Eine besondere Herausforderung für weibliche
Führungskräfte in Friedensoperationen ist die Selbst-
auslese. Die meisten Frauen bewerben sich – im Ge-
gensatz zu Männern – nur dann auf eine Stelle, wenn
sie sicher sind, dass ihre Qualifikationen und Erfah-
rungen dem Anforderungsprofil genau entsprechen.
Auch wenn ihnen höchste Positionen im Bereich Frie-
denssicherung angeboten werden, lehnen qualifizier-
te Frauen diese häufig ab. Während einige Gesprächs-
partner vermuteten, dass Frauen wegen der schwie-
rigen Lebens- und Arbeitsbedingungen im Feld vor
der Übernahme eines solchen Postens zurückschre-
cken, weisen Frauen, die in Friedensmissionen gear-
beitet haben, solche Mutmaßungen kategorisch zu-
rück. Vielmehr läge ein Hauptgrund der Selbstaus-
lese für hochrangige Feldposten darin, dass es Mit-
arbeitern von Friedensmissionen nicht erlaubt ist, die
Familie oder den Partner mitzunehmen (non-family
duty status). Immer wieder wurde in den Interviews
diese Regelung als ein wichtiger Grund angegeben,
der qualifizierte Kandidatinnen abschreckt. Viele
Frauen sind erst dann bereit, solche Posten anzutre-
ten, wenn ihre Kinder erwachsen sind. Andere be-
richteten, dass sie ihre Auslandseinsätze dem Partner
zu Liebe oder aufgrund anderer familiärer Umstän-
de nicht verlängerten.

Wenige Frauen steigen im Rang auf

Die geringe Zahl von Bewerberinnen für den höhe-
ren Dienst (Professional; P1–P5) – sowohl intern als
auch extern –, kann direkt auf die vielen Hindernisse
innerhalb des Bewerbungssystems im Bereich Frie-
denssicherung für Zivilkräfte zurückgeführt wer-
den. Das Vertrauen der Bewerber, dass das Online-
Bewerbungssystem der Vereinten Nationen die bes-
ten Talente zu erkennen vermag, ist gering. Ferner
scheinen die Stellenanzeigen nicht neutral abgefasst
zu sein. Obwohl den Stellenausschreibungen neuer-
dings eine Verpflichtung auf den Grundsatz der Ge-
schlechtergleichheit hinzugefügt wird, steht bei den
Qualifikationen für Posten im Friedenssicherungs-
bereich auch weiterhin der militärische Aspekt im

Vordergrund. Außerdem wird bei den Stellenaus-
schreibungen im Internet eine sehr verallgemeinerte
Sprache verwendet. Kandidatinnen tendieren dazu,
Positionen anzunehmen, die ziemlich genau mit ih-
ren Qualifikationen übereinstimmen. Die Art und
Weise, wie bestimmte Stellen beschrieben und darge-
stellt werden, kann also ausschlaggebend dafür sein,
ob sich Frauen überhaupt bewerben.

Sind Frauen einmal in das UN-System eingetre-
ten, bleiben sie zumeist nicht sehr lange. Die Zahl
der Frauen nimmt drastisch ab, je höher die Posten
sind. Obwohl Frauen beinahe 30 Prozent des inter-
nationalen Personals in Friedensoperationen aus-
machen, arbeitet die Mehrzahl in den untersten Po-
sitionen. Die Fluktuation bei Frauen ist größer als
bei Männern. Berichten zufolge scheint es schwie-
rig, selbst Frauen in Führungspositionen in den Mis-
sionen vor Ort für länger als ein Jahr zu halten. Die
Interviewten deuteten auf fehlende Laufbahn- und
fachliche Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb des
UN-Systems hin und betonten, dass das System nicht
darauf ausgerichtet ist, Personal auf mittlerer Ebene
zu fördern und weiterzubilden. Einige der Interview-
ten hoben zudem hervor, dass Frauen üblicherweise
auf Posten versetzt werden, wo sie kaum in Erschei-
nung treten oder die Möglichkeit haben, auf Posten

Methodik

Für die diesem Beitrag zugrunde liegenden Studie führten die Auto-
rinnen im Zeitraum von Oktober 2007 bis Januar 2008 über 50 per-
sönliche Interviews an den UN-Amtssitzen sowie am Telefon durch.
Interviewt wurden unter anderem Frauen, die auf hochrangigen Pos-
ten gedient haben oder noch dienen, UN-Personal verschiedener in
New York ansässiger Organisationen sowie in Friedensmissionen, Ver-
treter wichtiger Regierungen von Einsatzländern sowie Truppenstel-
lerländern sowie Praktiker und Experten nichtstaatlicher Organisa-
tionen und Frauengruppen. Um eine offene und ehrliche Unterhal-
tung zu ermöglichen, zogen es die meisten der Interviewpartner/innen
vor, anonym zu bleiben. 

* Das Projekt ›Frauen in Friedensmissionen‹ wurde im Jahr 2006 ins Le-

ben gerufen. Es hat zum Ziel, durch die stärkere Einbindung von Frauen,

die Kapazitäten internationaler und regionaler Organisationen bei der

Bereitstellung von Friedensmissionen zu verbessern. Im Februar 2007

hielten ›Women in International Security‹ (WIIS) und die ›Stanley Foun-

dation‹ mehrere Treffen in New York und Washington ab, um nach

konkreten Wegen zu suchen, wie die Rekrutierung und das Auswahl-

verfahren von Frauen für Friedensmissionen verbessert werden kön-

nen. Die Erkenntnisse und Empfehlungen aus diesen Treffen wurden

im November 2006 veröffentlicht (›United Nations Reform: Improving

Peace Operations by Advancing the Role of Women‹). Der vorliegende

Beitrag ist eine Kurzfassung einer Folgestudie der beiden Autorinnen,

die von der ›Compton Foundation‹ unterstützt wurde: Women in Uni-

ted Nations Peace Operations: Increasing the Leadership Opportunities,

Georgetown University, Juli 2008, über http://wiis.georgetown.edu
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Name und Nationalität Mission Zeitraum
Margaret Joan Anstee, Großbritannien Angola (UNAVEM II) 1992–1993

Angela King, Jamaika Südafrika (UNOMSA) 1992–1994

Elisabeth Rehn, Finnland Bosnien-Herzegowina
(UNMIBH)

1995–2001

Ann Hercus, Neuseeland Zypern (UNFICYP) 1998–1999

Heidi Tagliavini, Schweiz Georgien (UNOMIG) 2002–2006

Carolyn McAskie, Kanada Burundi (ONUB) 2004–2006

Ellen Margrethe Løj, Dänemark Liberia (UNMIL) seit 2008

Sahle-Work Zewde, Äthiopien Zentralafrikanische Repu-
blik (BONUCA/BINUCA)

seit 2009

Karin Landgren, Schweden Nepal (UNMIN) seit 2009

mit mehr Verantwortung und Entscheidungsbefug-
nis zu wechseln.

Ein weiterer negativer Faktor ist das im Vergleich
zu anderen UN-Organisationen verhältnismäßig ge-
ringe Vergütungspaket der Hauptabteilung Frie-
denssichungseinsätze (Department of Peacekeeping
Operations – DPKO). Für das weibliche Personal
ausschlaggebender ist, dass – wie oben bereits er-
wähnt – bei der Mehrzahl der vom DPKO verwalte-
ten Missionen Posten mit ›non-family duty‹ vorgese-
hen sind, obwohl es dem Personal anderer UN-Or-
ganisationen am selben Einsatzort gestattet ist, Ehe-
gatten und Kinder mitzubringen. Am 24. Dezember
2008 verabschiedete die Generalversammlung Re-
solution 63/250, ein 13 Kapitel umfassendes Doku-
ment zur Reform des Personalmanagements, das die-
se Personalfragen angehen sollte. Dies geschieht in
erster Linie durch neue Regelungen für die Anstel-
lungsverträge und die Harmonisierung der Beschäf-
tigungsbedingungen für alle Mitarbeiter. 

Viele dieser Reformmaßnahmen flossen in eine
neue UN-Personalordnung ein, die am 1. Juli 2009 in
Kraft trat. Theoretisch ermöglicht es diese neue Ord-
nung Frauen wie Männern, die in Friedensmissio-
nen dienen, zwischen den Amtssitzen und dem Feld
zu wechseln ohne Rang oder Leistungsansprüche ein-
zubüßen. Die Ordnung erlaubt es auch, dass diese
Personen für Positionen im Sekretariat berücksich-
tigt und rekrutiert werden können, und zwar auf der-
selben Grundlage wie Bedienstete an den Amtssitzen. 

Die neue Personalordnung beseitig einige Hin-
dernisse für Frauen, insbesondere mit Blick auf Füh-
rungspositionen in Friedensmissionen. Dennoch ist
Vorsicht geboten: Einige Bestimmungen werden im-
mer noch diskutiert und sind noch nicht in die Per-
sonalordnung aufgenommen worden. Ferner ist un-
klar, ob die neue Personalordnung dem Problem des
›Non-family-duty‹-Status vieler Friedensmissionen
wirklich Abhilfe schafft. Es ist durchaus möglich,
dass die neuen Bestimmungen die Anzahl der ›Non-
family-duty‹-Stationen erhöht, in dem Sondermissio-
nen zu nicht für Familien geeignete Stationen erklärt

werden. Überdies gibt es keine klaren Änderungen der
Bestimmungen für die Beendigung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses für diese Missionen, die Mitarbei-
tern mit Familien mehr Flexibilität einräumen würden.

Den UN fehlt es auch an einer Struktur, die es er-
möglicht, die Karrieren von Frauen auf Junior-Posi-
tionen und auf Posten mittlerer Ebene zu begleiten
und zu fördern. Frauen in Führungspositionen, die
zu einem späteren Zeitpunkt ihrer beruflichen Lauf-
bahn in den Dienst der Vereinten Nationen eingetre-
ten sind, wurden häufig von einem Kollegen oder ei-
nem einflussreichen Mentor innerhalb des UN-Sys-
tems direkt angeworben. Für Frauen in hochrangi-
gen Positionen spielten einflussreiche Mentoren und
Unterstützer – beinahe ausschließlich waren dies
Männer – eine entscheidende Rolle für ihre Karriere.
Zahlreiche Interviewte beschrieben ein System, das
von einer Meritokratie weit entfernt ist und das nicht
willens oder in der Lage ist, die beruflichen Verpflich-
tungen der Partner von Mitarbeitern oder andere fa-
miliäre Prioritäten zu berücksichtigen. Eine Gesprächs-
partnerin fasste treffend zusammen: »Um in den UN
erfolgreich sein zu können, muss man alleinstehend,
verwitwet oder geschieden sein.«

Das Geschlecht beeinflusst das System – 
positiv wie negativ

Geschlechtsspezifische Diskriminierung im UN-Sys-
tem ist alltäglich. Viele Arten von Vorurteilen, ein-
schließlich von Doppelstandards, die bei Frauen in
hohen Positionen angelegt werden, sind weit verbrei-
tet. Viele Gesprächspartner verwiesen auf die Tatsa-
che, dass die wenigen Frauen, die Führungspositio-
nen inne haben, unter enormem Druck stehen, er-
folgreich zu sein. 

Frauen in hochrangigen Positionen, die etliche Jah-
re Erfahrungen im multikulturellen Umfeld gesam-
melt haben, berichteten, dass viele UN-Mitarbeiter
überholten Sichtweisen und Einstellungen verhaftet
sind, insbesondere im Hinblick auf Geschlechterfra-
gen und Frauen. In Feldeinsätzen sind Frauen oft
den Vorurteilen der Kollegen und nationalen Beam-
ten im täglichen Miteinander ausgesetzt. Sie haben
jedoch bewiesen, dass sie in der Lage sind, mit diesen
Hindernissen kreativ umzugehen. Einige erwähnten
Anfangsschwierigkeiten, die sie in der Zusammenar-
beit mit Militärs und Nachrichtendienstlern erlebten,
erkannten jedoch, dass sie sich schnell Respekt ver-
schaffen konnten, nachdem sie ihre Fachkenntnisse
demonstriert hatten. Trotz dieser Herausforderun-
gen äußerten sich Frauen, die in UN-Friedensopera-
tionen gedient haben, äußerst positiv über ihre Er-
fahrungen und erklärten ihre Bereitschaft, noch ein-
mal im Feld zu arbeiten. Sie sind der Meinung, dass
in den Feldeinsätzen, in denen Frauen meist höhere
Positionen innehaben als am UN-Amtssitz, mehr Fle-
xibilität und Freiheit herrscht und es mehr Möglich-
keiten gibt, Einfluss zu nehmen.

Leiterinnen von UN-Friedensmissionen seit 1948

»Um in den UN
erfolgreich sein zu

können, muss man
alleinstehend, ver-

witwet oder
geschieden sein.«
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Frauen in hohen Positionen, die interviewt wur-
den, nahmen häufig Bezug auf ihren partizipatori-
schen Ansatz und ihre Fähigkeiten im Bereich der
Konfliktbeilegung. Doch alle zögerten, diese Attri-
bute als typisch weiblich zu bezeichnen. Frauen, die
Führungspositionen in UN-Friedensoperationen inne
hatten, beschrieben ihren Führungsstil mit den Wor-
ten ›konsultativ‹, ›offen‹ und ›integrativ‹ – Eigenschaf-
ten, die allgemein eher als feminin gelten. Sie spre-
chen von einem andersartigen Ansatz, um die oft wi-
derstreitenden Interessen in Konfliktsituationen mit
einander in Einklang zu bringen. Sie neigen dazu, die-
se Arbeit als einen positiven Beitrag zu verstehen, den
sie leisten können, anstatt sich selbst in den Mittel-
punkt zu stellen. Frauen in Feldeinsätzen zeigen oft
die Bereitschaft, schwierige Themen, wie Vergewal-
tigung und sexuelle Gewalt, anzugehen, teilweise aus
Sorge um die Opfer.

Weibliche Führungskräfte in Feldmissionen wer-
den sowohl in der Mission als auch im Gastland –
gewollt oder ungewollt – als Vorbilder für Frauen in
Friedensoperationen angesehen. Viele Frauen in lei-
tenden Positionen stellen andere Frauen ein, rekru-
tieren sie gezielt, unterstützen jene auf Nachwuchs-
posten und sehen es als ihre Aufgabe an, als Mento-
rinnen deren Laufbahn zu begleiten. Wenn Frauen in
den Missionen sichtbar sind, insbesondere in Füh-
rungspositionen, dann hat dies positiven Einfluss
auf die Beteiligung von Frauen am Wiederaufbau
ihres Landes in politischen, wirtschaftlichen und so-
gar militärischen Positionen. 

Neuere Entwicklungen

Personalsuche für hochrangige Positionen

Eine wichtige Initiative zur Erhöhung des Frauen-
anteils in Friedensmissionen war die Einrichtung
der Sektion für Ernennungen hochrangiger Amts-
träger (Senior Leadership Appointments Section)
im Büro des Untergeneralsekretärs für die Unter-
stützung der Feldeinsätze (Department of Field Sup-
port –DFS) im Oktober 2006. Das vier Mitarbeiter
zählende Team versucht, mehr Klarheit und Trans-
parenz in den Auswahlprozess für hochrangige Po-
sitionen in Friedensmissionen, hauptsächlich der
Leiter und stellvertretenden Leiter von Friedens-
missionen, zu bringen. Die Sektion verfügt über eine
Liste mit den Namen von 400 qualifizierten Frau-
en und Männern. Aus dieser Liste werden für jede
neu zu besetzende Stelle drei oder vier Kandidaten
ausgewählt und dem Generalsekretär der Verein-
ten Nationen zur Auswahl vorgelegt. Aus persönli-
cher Verpflichtung heraus – und keineswegs auf-
grund eines formellen Mandats – versucht der Lei-
ter der Sektion, mindestens eine Frau zu dem vom
Generalsekretär vorgeschlagenen engen Kandida-
tenkreis hinzuzufügen.

Die Liste wurde geschaffen, indem freie hochran-
gige Posten im Bereich Friedenssicherung ausfindig
gemacht, die Qualifikationen festgelegt, passende Pro-
file für jeden Missionsauftrag erstellt und schließlich
Personen, die den Anforderungen gerecht werden,
gesucht wurden. In der kurzen Zeit seit Oktober
2006 hat die Sektion neben der anfänglichen Zu-
sammentragung einer Liste ein Kandidatenprofil so-
wie ein Musterfragebogen für den Generalsekretär
und das Auswahlgremium zur Bewertung der Kan-
didaten erstellt. Im zweiten Jahr ihres Bestehens ent-
wickelte die Sektion Arbeitsvorschriften. Sie ist be-
strebt, ihre Rolle klar zu definieren, die (Kandida-
ten-)Liste auf ein ›gesundes Maß‹ anzupassen und
zunehmend die Kontakte nach innen sowie außerhalb
des UN-Systems auszubauen, insbesondere zu nicht-
westlichen Mitgliedstaaten.

Obwohl unterbesetzt hat die Sektion für Ernen-
nungen hochrangiger Amtsträger, nach Einschätzung
von UN-Gender-Experten, schon einige bemerkens-
werte Fortschritte erzielt. Dennoch bleibt die Kontakt-
arbeit der Sektion weiterhin von entscheidender Be-
deutung und muss verbessert werden. Einige Ver-
treter von Mitgliedstaaten im UN-Sicherheitsrat, die
interviewt wurden, wussten entweder nicht von der
Existenz der Sektion oder wurden bisher von der
Sektion nicht darauf angesprochen, Kandidaten für
die Liste oder für anstehende Ernennungen vorzu-
schlagen. 

Rekrutierung und Kontaktarbeit

Eine Frau ist die Leiterin der neuen Gruppe für Re-
krutierung und Kontaktarbeit der DFS, die im Mai
2006 eingerichtet wurde. Mit nur sieben Referenten
deckt das Mandat der Gruppe Bewerber/innen aus
22 Berufsgruppen und für 512 Posten ab. Die Mitar-
beiter überprüfen jede, über das Online-Bewerbungs-
system ›Galaxy‹ eingehende Bewerbung für einen Pos-
ten im Bereich Friedenssicherung, halten erste Be-
werbungsgespräche zur Vorauswahl mit jenen ohne
Felderfahrungen ab, streichen die Bewerberliste auf
drei Kandidaten pro Posten zusammen und senden
diese Namen zu den Missionen. Als die Gruppe ge-
gründet wurde, hatten sich 200 000 Bewerbungen
angehäuft, die seit dem abgearbeitet werden. Die
Gruppe überprüft auch aktuelle Bewerbungen und
informiert neue Kandidaten über den Stand ihres Be-
werbungsverfahrens.

Die Gruppe für Rekrutierung und Kontaktarbeit
überprüft zudem Stellenausschreibungen, um sicher-
zugehen, dass damit Kandidaten mit dem passendem
Lebenslauf und den entsprechenden Erfahrungen an-
gesprochen werden. Zudem wird bei allen Ausschrei-
bungen darauf geachtet, dass sie geschlechtersensibel
formuliert werden. Eine stichprobenartige Überprü-
fung von Stellenausschreibungen zeigte beispielswei-
se, dass eine der Anforderungen für Umweltingenieu-
re in Friedensmissionen darin besteht, »sich auf die

Frauen in Feldein-
sätzen zeigen oft die
Bereitschaft, schwie-
rige Themen, wie
Vergewaltigung und
sexuelle Gewalt,
anzugehen.

Wenn Frauen in den
Missionen sichtbar
sind, dann hat dies
positiven Einfluss
auf die Beteiligung
von Frauen am
Wiederaufbau ihres
Landes.
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Umsetzung des Zieles der Geschlechtergleichheit zu
verpflichten und dabei die gleichberechtigte Beteili-
gung und volle Einbeziehung von Frauen und Män-
nern in alle Aspekte der Friedensoperationen sicher-
zustellen.« Ähnliche Formulierungen werden in Stel-
lenausschreibungen unter anderem für Rechts-, Men-
schenrechts- und Finanzberater, für Polizeiausbilder,
Verwaltungsbeamte sowie hochrangige Mitarbeiter
für Zivilangelegenheiten verwendet. Zusätzlich gab
die Gruppe für Rekrutierung und Kontaktarbeit die
Erklärung ab, dass Frauen die erste Wahl für jeden
Posten wären. Dementsprechend werden Kandidatin-
nen beim DFS-Überprüfungsprozess bevorzugt be-
handelt.

Um den stetig wachsenden Bedarf an Personal für
Friedensmissionen zu decken, hat die Gruppe damit
begonnen, gezielt Kontakte sowohl innerhalb der
UN als auch außerhalb aufzubauen, etwa durch Uni-
versitätsbesuche oder durch das Abhalten von Kon-
ferenzen in allen Teilen der Welt. Angesichts der be-
grenzten Mitarbeiterzahl konzentriert sich die Kon-
taktarbeit der Gruppe auf Bereiche, in denen drin-
gender Bedarf besteht, zum Beispiel auf arabisch-
sprechende Personen, den Bereich Logistik und das
Beschaffungswesen. Ferner greift die Gruppe auf ei-
ne Standardliste mit Partnern zurück, zu denen auch
Frauenorganisationen gehören, an die sie Stellenaus-
schreibungen weiterleitet. Zudem nutzen die Mitar-
beiter das Internet, um Frauennetzwerke und ande-
re Gruppen ausfindig zu machen und Ausschreibun-
gen weiterzuleiten.

Logistik

Im Jahr 2006 gehörten der Abteilung Logistische
Unterstützung des DFS 40 Prozent des DPKO-Per-
sonals an, jedoch nur 17,4 Prozent des Fachperso-

nals waren Frauen. Dem stehen 37,43 Prozent weib-
liches Fachpersonal innerhalb des UN-Sekretariats
gegenüber. Dies zeigt eindeutig die Herausforderun-
gen auf, Frauen ausfindig zu machen und ihr Inter-
esse für traditionell männerdominierte Bereiche zu
wecken. Dazu gehören etwa das Ingenieurswesen, das
Treibstoffmanagement, die Luftfahrt oder die Luft-
sicherheit. Daher schloss sich das Internationale For-
schungs- und Ausbildungsinstitut zur Förderung der
Frau (INSTRAW) mit dem DPKO zusammen, um
eine Untersuchung durchzuführen und Empfehlungen
zur Anwerbung von Frauen für Posten im Logistik-
bereich an Amtssitzen abzugeben. Verschiedene Maß-
nahmen aus diesem Bericht wurden umgesetzt, ein-
schließlich der gezielten Kontaktarbeit mit Kandida-
tinnen.

Weitere Instrumente und Maßnahmen 
zur Anwerbung

1. Verstärkte Zusammenarbeit bei der Anwerbung
von ›gemeinsamen DSRSGs‹

In den meisten Friedensmissionen gibt es zwei Stell-
vertretende Sonderbeauftragte des Generalsekretärs:
einen Posten für politische Angelegenheiten und ei-
nen für den Bereich Entwicklung. Der Anwerbungs-
prozess für den DSRSG für Entwicklung wurde im
Jahr 2007 überarbeitet, um die Zusammenarbeit und
die Entscheidungsfähigkeit zwischen der Hauptabtei-
lung Politische Angelegenheiten (DPA), dem DPKO,
dem UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) und dem
Amt für die Koordinierung humanitärer Angelegen-
heiten (OCHA) zu verbessern. Der Prozess umfasst
heute mehrere Schritte: 1. die gemeinsame Ausarbei-
tung der Qualifikationen für den jeweiligen Posten
sowie die Stellenausschreibungen; 2. Nominierun-
gen für den Posten des Residierenden Koordinators
des UNDP durch 16 UN-Organisationen aus einer
Vorauswahlliste oder durch Vorschläge von außen;
3. die Auswahl eines engeren Kandidatenkreises für
Bewerbungsgespräche mit OCHA, UNDP, DPA und
DPKO; sowie 4. eine gemeinsame Empfehlung für
den Generalsekretär mit der Nennung zweier Alter-
nativkandidaten. Bei allen anderen DSRSG-Ernen-
nungen werden die Kandidaten allein vom DPKO
nominiert. Ein großer Pool an bereits geprüften Re-
sidierenden Koordinatoren, von denen die Hälfte
Frauen sind, führt zu einer höheren Anzahl von Kan-
didatinnen, die in die engere Wahl kommen können,
als es im Auswahlprozess für andere DSRSGs der
Fall ist.

2. Ein neues System zur 
Unternehmens-Ressourcenplanung

Die UN arbeiten derzeit daran, ein System zur Un-
ternehmens-Ressourcenplanung (Enterprise Re-
source Planning System – ERP) zu entwickeln, wel-
ches das Online-Bewerbungssystem ›Galaxy‹ erset-

Linda Mensah, eine von 41 Frauen des ghanaischen Batallions (GhanaBat) der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Liberia (UNMIL) auf Patrouille, April 2009.

UN-Foto: Christopher Herwig
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zen soll. »Das ERP-System wird die Einbindung ei-
niger Aspekte des derzeit fragmentierten Prozesses
des Personalwesens ermöglichen«, so der UN-Gene-
ralsekretär. »Ein wesentlicher Bestandteil des ERP
wird eine elektronische Mitarbeiter-Software sein,
die sich in ihrer Anwendung als technisches Mittel
zu Rekrutierung am Besten bewährt hat.«1

3. Neues Talent-Such-System

Das Sekretariat sucht derzeit Fachpersonal für die
Entwicklung eines Suchsystems, an dem sich das
DFS beteiligen wird, so dass die Kontaktarbeit so-
wohl für Posten an Amtssitzen als auch für Feldpos-
ten zentralisiert abläuft.

4. Verstärkte Kontaktarbeit mit 
der Zivilbevölkerung

DFS und DPKO haben begonnen, sich regelmäßig
mit nichtstaatlichen Organisationen (NGOs) über
Fragen der Rekrutierung im Bereich Friedenssiche-
rung auszutauschen. Im Oktober 2007 zum Beispiel
ermöglichte das Projekt ›Gerechtigkeit in Zeiten des
Übergangs‹ in Zusammenarbeit mit der ›International
Crisis Group‹, der Ständigen Vertretung Deutsch-
lands bei den Vereinten Nationen und einer Rechts-
anwaltskanzlei ein Treffen, bei dem die hochrangi-
gen DFS-Mitarbeiter mit einer Reihe externer Ak-
teure für einen ganztägigen Dialog zum Thema ›Den
Zugang der UN zu qualifizierten Kandidaten für
Feldmissionen ausweiten‹ zusammentrafen. Auf die-
sem Treffen wurden Empfehlungen für eine ver-
stärkte Zusammenarbeit erarbeitet.

Zusammenfassung

Mit der Zunahme an UN-Friedensmissionen und der
wachsenden Komplexität steigt gleichzeitig der Be-
darf an erfahrenem Fachpersonal, das diese Missio-
nen leitet und verwaltet. Seit dem Ende des Ost-West-
Konflikts ist die Zahl der UN-Friedensmissionen um
mehr als 400 Prozent gestiegen. Der dringende Be-
darf an Personal ergibt sich aus den chronischen
Problemen bei der Rekrutierung und der starken
Fluktuation beim Personal in Friedensoperationen.
Mit der Ausweitung der Mandate von Missionen, die
verstärkt Maßnahmen zur Friedenskonsolidierung
und für den Wiederaufbau beinhalten, wird ebenso
deutlich, dass vielfältige Fähigkeiten, Erfahrungen und
Perspektiven notwendig sind, um diese Missionen
mit den richtigen Mitarbeitern zu besetzen. Leider grei-
fen die UN für den Bereich Friedensoperationen nicht
im ausreichenden Maße auf Frauen als Führungs-
kräfte zurück. 

Die UN haben sich zu einer Frauenquote von 50
Prozent innerhalb des Systems sowie zu einer gleich-
berechtigten Beteiligung von Frauen in allen Phasen
von Friedensprozessen verpflichtet. In den vergange-
nen Jahren wurden die Bemühungen von Frauen,

nachhaltigen Frieden zu schaffen, sowie die positi-
ven Effekte, die die Beteiligung von Frauen in frie-
denssichernden und -konsolidierenden Prozessen ha-
ben können, zunehmend anerkannt. Doch die Ver-
pflichtungen und öffentlichen Erklärungen über die
Bedeutung der Beteiligung von Frauen trugen bis-
lang zu keiner signifikanten Verbesserung der Frauen-
quote bei. Lediglich neun Frauen bekleideten bisher
den Posten einer Sonderbeauftragten des UN-Gene-
ralsekretärs und nur zwei Frauen haben gegenwär-
tig diesen Posten inne.

Die Vereinten Nationen haben bislang darin ver-
sagt, Möglichkeiten im Bereich für Friedenssicherung
für Frauen attraktiv zu machen, Frauen für hoch-
rangige Posten anzuwerben sowie den Aufstieg von
Frauen innerhalb des UN-Systems zu fördern. Pro-
bleme bestehen in der Intransparenz, im Fehlen ge-
zielter Werbe- und Kontaktarbeit und in einem Sys-
tem, das häufig die Förderung und Aufstiegsmöglich-
keiten auf jene beschränkt, die einflussreiche Verbün-
dete haben. Auf der Führungsebene ist der Anwer-

Frauen in UN-Friedensmissionen: Zahlen und Fakten

■ Eine Frau ist Leiterin einer Friedensmission (Liberia); eine Frau ist 
Leiterin einer politischen Mission (Nepal) und eine Frau leitet eine 
Friedenskonsolidierungsmission (Zentralafrikanische Republik); 
fünf Frauen sind stellvertretende Leiterinnen (Burundi, Demokra-
tische Republik Kongo, Liberia, Sudan und Tschad).1 

■ Lediglich 1,9 Prozent des militärischen Personals sind Frauen (1408 
von insgesamt 73 348 Soldaten, Militärbeobachtern und Stabsoffi-
zieren), keine Truppe wird von einer Frau geleitet.2

■ Der Anteil von Frauen im UN-Polizeidienst beträgt 7,3 Prozent 
(865 von insgesamt 11 182 Polizeibeamten), einschließlich zweier 
weiblicher hochrangiger Polizeiberaterinnen. Im höheren Dienst 
gehören sechs Frauen der ständigen Polizeikapazität (Standing 
Police Capacity) an, fünf Frauen sind in der Abteilung  Polizei und 
fünf Frauen in Feldmissionen eingesetzt.3

■ Rund 30 Prozent des internationalen zivilen Personals besteht aus
Frauen (insgesamt 4857) – eine Zahl, die bei Managementposten 
auf Direktorenebene (D-1 und höher) auf zehn Prozent sinkt.4

■ Frauen machen einen Anteil von knapp 20 Prozent der insgesamt 
11 501 nationalen Zivilkräfte aus. Dabei sind viele für einfache 
Dienstleistungs- und Büroarbeiten auf unterster Ebene zuständig.5

1 Special and Personal Representatives and Envoys of the Secretary-General, 
http://www.un.org/Depts/dpko/SRSG/table.htm (Stand: September 2009)

2 Gender Statistics – 30 November 2007, United Nations, New York 2007. 
3 Korrespondenz mit Helle Falkman, 8.5.2008.
4 Gender Distribution by Post Category as of 31 October 2007, United Nations, New York 

2007; June 2006 Report to the Secretary-General on the Current Status of Gender
Appointments at the Professional Level and Above by Grade in UN Peacekeeping 
Missions, United Nations, New York 2006.

5 Gender Distribution by Post Category as of 31 October 2007, a.a.O. (Anm. 4).

1 Investing in People: Report of Secretary-General, UN Doc. A/61/255

v. 9.8.2006, Abs. 368, 375.
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bungsprozess intransparent, hochpolitisch, und es
erwies sich für Kandidatinnen außerhalb des UN-
Systems als eindeutig unmöglich, diese Prozesse zu
verstehen oder sie zu beeinflussen. Auch wenn es Kan-
didatinnen für den Posten einer Sonderbeauftragten
im Laufe des Auswahlprozesses in die engere Wahl
schaffen, stehen diesen Frauen, insbesondere den we-
niger bekannten, verschiedene Hindernisse im Weg,
wie etwa das zu erstrebende Ideal der geografischen
Ausgewogenheit oder die Bevorzugung bestimmter
Kandidaten. Auf der Ebene des höheren Dienstes ist
der Rekrutierungsprozess verwirrend, ineffizient und
nicht flexibel und schnell genug, um die Talente, die
in Feldeinsätzen gebraucht werden, ausfindig zu ma-
chen und anzuwerben. Die Mehrheit des weiblichen
UN-Personals, das interviewt wurde, wurde durch in-
formelle Netzwerke und bestehende UN-Kontakte
angeworben.

Die Vereinten Nationen können ihre Mitarbeite-
rinnen nicht halten; es besteht eine höhere Fluktua-
tion bei Frauen als bei Männern. Ein Hauptproblem
liegt in den ungleichen Bedingungen, die für DPKO-
Einsätze gelten im Vergleich zu den Bedingungen
für Einsätze anderer UN-Einheiten oder -Organisa-
tionen. Die Mehrzahl der DPKO-Missionen sind als
für Familien ungeeignet (non-family duty) ausge-
wiesen, selbst in Gegenden, wo es Mitarbeitern an-
derer UN-Organisationen erlaubt ist, ihre Ehepart-
ner und Kinder mitzubringen. Wiederholt erwähnt
wurde, dass das Familien-Thema ein Hindernis für
viele Frauen darstellt, einen Posten im Bereich Frie-
denssicherung anzunehmen.

Frauen innerhalb des UN-Systems sind haupt-
sächlich auf den unteren Ebenen vertreten, während
die Zahl der Frauen in höheren Führungspositionen
stark abnimmt, je höher die Ebene ist. Frauen verwei-
sen dabei auf fehlende Möglichkeiten in der Lauf-
bahnentwicklung und darauf, dass die UN es nicht
vermögen, Personal auf mittlerer Ebene für höher-
rangigere Positionen aufzubauen. Zusätzlich sind sie
sowohl von offener als auch verdeckter Diskrimi-
nierung an den Amtssitzen und im Feld betroffen.
Dennoch halten Doppelstandards und negative Ein-
stellungen ihnen gegenüber Frauen nicht davon ab,
Positionen in Friedensoperationen anzunehmen; die
überwiegende Mehrzahl der Frauen, die befragt wur-
den, hat sich äußerst positiv zu ihren Erfahrungen im
Feld geäußert.

Frauen auf hochrangigen Posten beschrieben ihr
Verhalten in Feldmissionen als teamorientiert, kon-
sultativ und integrativ. Häufig hoben sie eine per-
sönliche Verpflichtung, die Beteiligung von Frauen zu
fördern, hervor – innerhalb der Missionen und in
den Gastländern. Sie bekannten sich auch dazu, sich
Problemen anzunehmen, von denen überwiegend
Frauen betroffen sind, wie etwa sexueller Missbrauch
und sexuelle Ausbeutung. Frauen in Führungsposi-
tionen dienen als wichtige Vorbilder für jüngere

Frauen in den Missionen und als Vorbild für die Be-
teiligung von Frauen im Gastland. 

Die bisherigen Bemühungen innerhalb des DPKO
und des DFS mit Blick auf eine Reform des Perso-
nalmanagements, sind ermutigend. Dennoch bleibt
das Engagement, mehr Frauen in das UN-System auf-
zunehmen, auf wenige wichtige Führungspersönlich-
keiten begrenzt. Das Sekretariat der Vereinten Na-
tionen muss diese bedeutenden Positionen in der
Friedenssicherung – mit angemessener Unterstüt-
zung und dem Bereitstellen von Ressourcen durch
die Mitgliedstaaten – vorrangig mit den Talentiertes-
ten besetzen, die verfügbar sind, und sicherstellen,
das jene für ihre Anstrengungen belohnt werden, die
in einem schwierigen und anspruchsvollen Umfeld
arbeiten. Um die Möglichkeiten für Frauen, in Frie-
densoperationen Führungspositionen einzunehmen
zu erhöhen, werden stärkere Bemühungen durch die
UN, die Mitgliedstaaten und die Zivilgesellschaft er-
forderlich sein. Jeder dieser relevanten Akteure hat
eine wichtige Rolle zu spielen, um dieses Thema vor-
anzubringen. 

Die intransparenten Prozesse innerhalb den Ver-
einten Nationen, der fehlende Zugang zu Daten und
die Schwierigkeiten, außerhalb des UN-Systems Ein-
stiegsmöglichkeiten zu finden, haben die Fähigkei-
ten der Zivilgesellschaft darin eingeschränkt, Strate-
gien zu formulieren, um sich effektiv für Führungs-
möglichkeiten für Frauen einzusetzen. Innerhalb der
UN werden jene, die sich auf die Verbesserung der
Möglichkeiten für Frauen verpflichtet haben, sowohl
durch politische und bürokratische Gegebenheiten als
auch durch konkurrierende Prioritäten, Bedürfnisse
und Interessen der Mitgliedstaaten und der Gastlän-
der behindert. Daneben scheint es keine Priorität zu
sein, Kandidatinnen für Friedenssicherungsopera-
tionen zu empfehlen, selbst in den Ländern nicht, die
die Resolution 1325 des  Sicherheitsrats unterstützen.
Das Fehlen von Dialog und Partnerschaften zwischen
UN-Sekretariat, Mitgliedstaaten und Zivilgesellschaft
behindert nach wie vor die Entwicklung neuer Stra-
tegien und Maßnahmen, die schließlich die Aufstiegs-
und Führungsmöglichkeiten von Frauen erhöhen
könnten.

Mit Resolution 63/250 haben die UN-Mitglied-
staaten Reformen gebilligt, die die Personalausstat-
tung von Friedensmissionen und das Halten von qua-
lifiziertem Personal in diesen Missionen verbessern
sollen. Die Resolution bekräftigte auch, wie wichtig
es ist, Frauen für Posten in Friedensmissionen zu emp-
fehlen. Dennoch ist die Personalordnung, die als Um-
setzung der Resolution am 1. Juli 2009 in Kraft ge-
treten ist, unvollständig und hat den Praxistest noch
nicht bestanden. Die Zukunft wird zeigen, welche
Auswirkungen diese Entscheidungen auf Frauen in
den UN haben und ob sie die strukturellen Hinder-
nisse für Frauen in Führungspositionen in Friedens-
missionen beheben oder nicht. 
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Standpunkt

Schon am 11. September 2001 hat der amerikanische
Präsident George W. Bush in seiner Ansprache an die
Nation den Krieg gegen den Terrorismus proklamiert,
damit sein Land zum Weltsouverän ausgerufen und so
die Souveränität einzelner Staaten prinzipiell aufgeho-
ben, insofern Anti-Terror-Maßnahmen dies als erfor-
derlich erscheinen lassen. Völkerrechtliche Normen wur-
den durch die angekündigte lange Dauer des Krieges,
durch die Bezeichnung der künftigen Maßnahmen als
›Operation Enduring Freedom‹ und die Drohung, nach
dem gescheiterten Staat Afghanistan, wie bereits ge-
plant, gegen ›Schurkenstaaten‹ wie Irak und Iran mili-
tärisch vorzugehen, aufgehoben. Bush machte dabei
keinen Unterschied zwischen Terroristen und Staaten,
die ihnen Unterschlupf gewähren. 

Der UN-Sicherheitsrat hat mit seinen Resolutionen
vom 12. und 28. September 2001 (1368 und 1373) die Be-
drohung des Weltfriedens durch die Anschläge des 11.
Septembers festgestellt und das Einfrieren finanzieller
Ressourcen des Terrorismus beschlossen. Das zugestan-
dene Recht zur Selbstverteidigung der USA formulierte
aber kein Recht auf einen militärischen Angriff gegen
Afghanistan. Man kann allerdings bereits für diese Re-
solutionen feststellen, dass sie keine Einschränkungen
für das Reaktionsverhalten der USA vorsahen. Streng ge-
nommen erlaubten sie aber nur Geheimdienst- und Po-
lizeioperationen zur Ergreifung Osama Bin Ladens. Für
die Bush-Regierung war dies jedoch irrelevant. Sie schloss
ein Bündnis mit der usbekisch-tadschikischen Nordallianz
und sicherte durch massive Luftangriffe ab dem 7. Ok-
tober 2001 das Vordringen der Anti-Taliban-Truppen
gegen die Taliban ab. 

Unmittelbar nach dem 11. September hatte der deut-
sche Bundeskanzler Gerhard Schröder seine ›uneinge-
schränkte‹ Solidarität mit der amerikanischen Politik er-
klärt. Dies war eine der Voraussetzungen dafür, dass
die NATO am 2. Oktober 2001 erstmalig in ihrer Ge-
schichte den Verteidigungsfall erklärte. 

Damit wurden die UN in eine passive Rolle gedrängt:
Sie unterstützten die USA in der Schaffung einer Koali-
tion gegen den Terrorismus, ohne aber die militärischen
und politischen Maßnahmen wirklich zu kontrollieren.
Nach der durch die anglo-amerikanischen Luftschläge
herbeigeführten Niederlage der Taliban kam es zur Kon-
ferenz auf dem Petersberg (27.11.–5.12.2001). Dort wur-
de unter den Auspizien der Vereinten Nationen ein Dik-
tat der USA durchgesetzt, mit dem die Nordallianz als
wichtigste politische Kraft und Hamid Karsai als Inte-
rims-Präsident eingesetzt wurden. Mit dieser Über-
gangsregierung wurden Institutionen geschaffen, für
deren Schutz der Sicherheitsrat bereits am 20. Dezem-
ber 2001 mit Resolution 1386 für sechs Monate die Er-
richtung der Internationalen Sicherheitsbeistandstrup-

pe (ISAF) beschloss – »zur Ausrottung des Terrorismus«.
Resolution 1390 vom 16. Januar 2002 verheißt die Aus-
löschung des Al-Qaida-Netzwerks. Am 28. März 2002
wurde mit Resolution 1401 die UNAMA als Hilfsmission
der Vereinten Nationen in Afghanistan beschlossen, wo
in einem Atemzug die Bekämpfung des Drogenanbaus
und die Eindämmung des »Zustroms von Kleinwaffen«
genannt werden. Die UNAMA wurde zur zivil-humani-
tären Ergänzung der ISAF geschaffen. Diese hatte for-
mal die Aufgabe, die Übergangsregierung in Kabul und
Umgebung sowie die Durchführung der ›Loya Jirga‹ zu
sichern. Das internationale Gerede vom ›rechtsfreien
Raum‹ ist ignorant. In Afghanistan bestehen neben dem
Scharia-System verschiedene traditionelle Rechtssys-
teme, von denen das ›Pashtunwali‹ nur das bekanntes-
te ist. Hingegen ist das zugrunde liegende Prinzip des
›nation-building‹ angesichts der ethnischen Fragmen-
tierung und der erheblichen Verluste durch einen inzwi-
schen 30-jährigen Krieg kurzfristig nicht realistisch. Die
Abhaltung von Parlaments- und Präsidentenwahlen un-
ter diesen zerrütteten Verhältnissen ist ein hohles Ritual,
bei dem massive Fälschungen unvermeidlich sind. Ende
2003 wurde das ISAF-Mandat auf ganz Afghanistan aus-
gedehnt, nachdem im August die NATO die Führung
der ISAF übernommen hatte. Die afghanische Krise wur-
de zum wichtigsten Operationsfeld der NATO. Infolge
der dramatischen Verschlechterung der Sicherheitslage
seit 2005 wurde 2006 der Krieg von früheren NATO-
Oberbefehlshabern für nicht gewinnbar erklärt. Zugleich
wurde betont, dass er nicht verloren werden dürfe, weil
sonst der Bestand der Allianz gefährdet sei.  

Aus einer Bedrohung des Weltfriedens wurde so die
Bestandskrise eines von den USA beherrschten Militär-
bündnisses. Es ist eine Illusion zu glauben, die NATO
könne den Afghanen durch den Aufbau einer Armee
von 250 000 Mann und einer starken Polizei die Ver-
antwortung für die Sicherheit des Landes übergeben.
Seit Abdur Rahman Khan (1844–1901) hat es keine schlag-
kräftige afghanische Armee gegeben; die Überwindung
dafür verantwortlicher ethnischer Antagonismen ist
kurzfristig nicht möglich. Der NATO wird nichts ande-
res übrig bleiben, als die beabsichtigte militärische Es-
kalation aufzugeben. Sie muss stattdessen noch vor
einer unübersehbaren militärischen Niederlage in Ver-
handlungen mit allen dazu bereiten ›Aufständischen‹,
insbesondere ihren einflussreichsten Führern, treten.
Dabei müssen die Modalitäten eines sicheren Abzugs
ausgehandelt werden. Dies lässt sich verbinden mit der
finanziellen Honorierung von garantierten Bildungs-
chancen für den weiblichen Bevölkerungsanteil. Eine
Konsequenz des Scheiterns des NATO-Einsatzes in Afgha-
nistan ist, dass die UN sich vom Konzept der NATO als
Weltpolizei verabschieden muss.

Afghanistan: 
Konsequenzen des Scheiterns der NATO
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Der vorliegende Artikel gibt einen Überblick über die
Bemühungen der Vereinten Nationen, sexueller Ge-
walt in bewaffneten Konflikten vorzubeugen, sie zu
untersuchen und zu ahnden. Er fasst die Entwick-
lungen der letzten zehn bis 15 Jahre in der rechtli-
chen und programmatischen Arbeit der relevanten
UN-Organisationen zusammen. Soll sexuelle Gewalt
in Konflikten wirksam bekämpft werden, darf sie
nicht als isoliertes Phänomen betrachtet werden. Viel-
mehr müssen die Bezüge zu anderen Formen von
Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen herge-
stellt und diese in die Strategie zur Bekämpfung se-
xueller Gewalt einbezogen werden.

Den Vereinten Nationen zufolge sind in der Demo-
kratischen Republik Kongo in den letzten 13 Jahren
mindestens 200 000 Frauen und Mädchen vergewal-
tigt worden.1 Die Dunkelziffer ist mit ziemlicher Si-
cherheit weitaus höher, da viele Opfer aus Angst
oder Scham das Verbrechen nicht anzeigen oder
keinen Zugang zu staatlichen oder internationalen
Schutzmechanismen finden. Hinter den nüchternen
Zahlen stehen grausame Einzelschicksale. Die Opfer
sexueller Gewalt, welche in bewaffneten Konflikten
oft in Gruppen und besonders brutal ausgeübt wird,
sind zumeist Frauen und Mädchen. Sie kämpfen da-
nach oft mit schwerwiegenden medizinischen Folge-
problemen wie zum Beispiel lebensbedrohlichen Fis-
teln, Infektionen sexuell übertragbarer Krankheiten
wie HIV/Aids, Unfruchtbarkeit oder psychologischen
Traumata. Damit nicht genug, werden die Opfer in
vielen Fällen auch noch gesellschaftlich geächtet
und von ihren eigenen Familien und Partnern ver-
stoßen. Dies kann in Krisenzeiten zu extremer wirt-
schaftlicher Not, zum Kampf um das nackte Über-
leben führen. Kongo mag ein besonders drastisches
Beispiel sein, doch Vergewaltigung als Kriegstaktik
ist fester Bestandteil auch vieler anderer heutiger
Konflikte und Krisen.2 Der vorliegende Artikel skiz-
ziert die Bemühungen der Vereinten Nationen, sexuel-
le Gewalt in bewaffneten Konflikten zu unterbinden
und zeigt Bezüge zu anderen Formen geschlechts-
spezifischer Gewalt und Diskriminierung auf.

Gewalt gegen Frauen als 
Teil der UN-Agenda

Die Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen ist erst
vergleichsweise spät in die Gleichstellungsagenda der
Vereinten Nationen aufgenommen worden. Aufbau-
end auf die UN-Charta, die gleiche Rechte für Frauen
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und Männer postuliert, lag das Augenmerk zunächst
auf der rechtlichen Gleichstellung von Frauen und
Männern in Politik, Beruf, Bildung und zu einem ge-
wissen Grad auch in der Familie.3 Man konzentrierte
sich auf die Selbstbestimmung der Frau (empower-
ment) im öffentlichen Raum, was sich ab den siebziger
Jahren auch in der programmatischen Ausrichtung der
Vereinten Nationen niederschlug. Maßgeblich geprägt
von Ester Boserups wegweisendem Buch zum The-
ma Frauen in der wirtschaftlichen Entwicklung,4 läu-
tete die erste Weltfrauenkonferenz der Vereinten Na-
tionen in Mexiko im Jahr 1975 die Frauendekade der
Vereinten Nationen unter dem Motto ›Gleichberech-
tigung, Entwicklung und Frieden‹ (1976–1985) ein.

Das Thema Gewalt gegen Frauen, insbesondere
in der Ehe, wurde hingegen weitgehend vernachläs-
sigt. Abgesehen von einem Paragrafen zu Menschen-
handel und sexueller Ausbeutung nehmen weder die
Erklärung über die Beseitigung der Diskriminierung
der Frau der Generalversammlung aus dem Jahr 1967
noch das darauf aufbauende Übereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
(CEDAW) aus dem Jahr 1979 ausdrücklich Bezug.
Damit spiegeln beide Dokumente den seinerzeit vor-
herrschenden Glauben wider, dass mit rechtlicher
Gleichstellung und der Selbstbestimmung der Frau
im öffentlichen Raum automatisch auch Gewaltfrei-
heit und faktische Gleichstellung in der Ehe einher-
gehen würde. Überdies wurde angenommen, dass
Frauen bereits ausreichend durch die allgemeinen
Menschenrechtsübereinkommen vor Gewalt ge-
schützt seien. Frauenrechtler/innen haben ihre Kri-
tik insbesondere auf Letzteres ausgerichtet. Sie stell-
ten heraus, dass die Menschenrechte in ihrer alther-
gebrachten Auslegung die Lebenswirklichkeit von
Frauen nicht genügend berücksichtigten, da sie auf
das Verhältnis zwischen Staat und Bürger ausgelegt
sind und die Privatsphäre ausklammerten.5 So seien
Männer beispielsweise vor politisch motivierter Fol-
ter durch den Staat gesondert geschützt, nicht aber
jene Frauen, die von ihren gewalttätigen Ehemän-
nern grausam misshandelt werden.6

In den Vereinten Nationen wurde diese Kritik zu-
erst vom Ausschuss für die Beseitigung der Diskri-
minierung der Frau aufgenommen, der die Umset-
zung des Übereinkommens überwacht. 1992 veröf-
fentlichte er eine so genannte Allgemeine Empfeh-
lung, die geschlechtsspezifische Gewalt als Form der
vom Übereinkommen verbotenen geschlechtsspezi-
fischen Diskriminierung einstuft.7 Der Durchbruch
auf der politischen Ebene kam auf der Weltkonfe-
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renz über Menschenrechte im Juni 1993 in Wien.
Dort gelang es der Frauenbewegung – angetreten
mit dem Wahlspruch ›Frauenrechte sind Menschen-
rechte‹ –, den versammelten Mitgliedstaaten um-
fangreiche Versprechen zu Frauenrechten und Besei-
tigung geschlechtsspezifischer Gewalt abzuringen. Im
Dezember 1993 verabschiedete die Generalversamm-
lung die Erklärung über die Beseitigung der Gewalt
gegen Frauen. Die Erklärung ist bemerkenswert, da
sie zum einen eine umfassende Definition von Gewalt
gegen Frauen in Familie, Gemeinschaft und durch den
Staat enthält, einschließlich der Vergewaltigung in
der Ehe und der Verstümmelung weiblicher Genita-
lien. Zum anderen hält die Erklärung explizit fest,
dass: »(...) Gewalt gegen Frauen eine Ausdrucksform
der historisch gesehen ungleichen Machtverhältnisse
zwischen Männern und Frauen ist, die zur Beherr-
schung und Diskriminierung der Frauen durch die
Männer geführt und den Frauen volle Chancenge-
rechtigkeit vorenthalten haben, und dass die Anwen-
dung von Gewalt gegen Frauen einer der maßgebli-
chen sozialen Mechanismen ist, durch den Frauen ge-
zwungen werden, sich dem Mann unterzuordnen.«8

Auf der Grundlage dieser Erklärung schuf die
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen
das Mandat des Sonderberichterstatters über Ge-
walt gegen Frauen, ihre Ursachen und Konsequen-
zen, welches der 2006 geschaffene Menschenrechts-
rat übernommen und erneut verlängert hat. Bislang
ist dieses Mandat der einzige Sondermechanismus9

des Menschenrechtsrats, der exklusiv für Frauen-
rechte zuständig ist.

Dennoch hat die Schaffung des Mandats zu Kri-
tik einzelner Frauenrechtler/innen geführt, die argu-
mentierten, dass Frauen dadurch zu bloßen schutz-
bedürftigen Opfern gemacht werden.10 Die ersten bei-
den Mandatsträgerinnen, Radhika Coomaraswamy
(Sri Lanka, 1994 bis 2003) und Yakin Ertürk (Tür-
kei, 2003 bis Juli 200911) sind dieser Kritik begeg-
net, indem sie Gewalt gegen Frauen nicht als isolier-
tes Phänomen, sondern stets in ihren Bezügen zur
allgemeinen Frauenrechtslage analysiert und zu-
dem das Mandat als Sprachrohr für die Belange von
Frauenrechtsorganisationen an der Basis verstanden
haben.12 In vielerlei Hinsicht hat das Mandat neue
Ansatzpunkte geschaffen, die ein breiteres Frauen-
rechtsmandat nicht in gleicher Form beinhaltet hät-
te. Zum einen erkennen auch UN-Mitgliedstaaten,
die nicht gewillt sind, Frauen gleiche Rechte einzu-
räumen, Gewalt gegen Frauen im Grundsatz als nicht
akzeptabel an und sind damit dem Mandat zugäng-
lich. Zum anderen führt gerade die konsequente Ana-
lyse von Gewalt in Ehe und Familie auch zu einer tie-
fer gehenden Betrachtung sozial konstruierter Un-
gleichbehandlung von Frau und Mann in der Pri-
vatsphäre, die auch durch erhebliche Fortschritte
von Frauen in Politik, Bildung und Beruf nicht not-
wendigerweise aufgelöst wird.13

Internationale Bemühungen

Die Bedeutung systematischer sexueller Gewalt, ins-
besondere von Vergewaltigung, in bewaffneten Kon-
flikten ist lange verkannt worden. Im humanitären
Völkerrecht gab es zwar schon früh Verbote von Ver-
gewaltigung.14 Allerdings ist sexuelle Gewalt lange
als unvermeidliche, wenn auch tragische Begleiter-
scheinung des Krieges aufgefasst worden. Die Ent-
wicklung des internationalen Strafrechts nach dem
Zweiten Weltkrieg führte in diesem Zusammenhang
nur bedingt zu Fortschritten. Sowohl im Nürnber-
ger Hauptkriegsverbrecherprozess als auch in den
Verfahren vor dem Internationalen Militärgerichts-
hof für den Fernen Osten in Tokyo wurden verein-

1 Report of the UN Secretary-General pursuant to Resolution 1820,

UN Doc. S/2009/362 v. 15.7.2009, Abs. 11.

2 In seinem jüngsten Bericht (ebd.) nennt der Generalsekretär Côte

d’Ivoire, Myanmar, Nepal, Sudan und Tschad als Beispiele.

3 Siehe etwa das Übereinkommen über die Erklärung des Ehewillens,

das Heiratsmindestalter und die Registrierung von Eheschließungen

aus dem Jahr 1952.

4 Ester Boserup, Woman’s Role in Economic Development, London

1970.

5 Laura Reanda, Human Rights and Women’s Rights: The United Na-

tions Approach, Human Rights Quarterly, 3. Jg., 2/1981, S. 11–31.

6 Catherine MacKinnon, On Torture: A Feminist Perspective on Human

Rights, in: Kathleen Mahoney/Paul Mahoney (Eds.), Human Rights in

the Twenty-First Century, Dordrecht 1993. Vgl. allerdings bereits den

Bericht des Sonderberichterstatters über Folter, worin dieser festhält,

dass die Vergewaltigung von inhaftierten Frauen eine Form von Folter

darstellt, UN Doc. E/CN.4/1992/SR.21 v. 21.2.1992, Abs. 35.

7 Siehe Allgemeine Empfehlung Nr. 19 ›Gewalt gegen Frauen‹, auf

Deutsch abgedruckt in: Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.),

Die ›General Comments‹ zu den VN- Menschenrechtsverträgen. Deut-

sche Übersetzung und Kurzeinführungen, Baden-Baden 2005, S. 449ff.

8 Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen, UN-Dok. A/

RES/48/104 v. 19.12.1993, Präambel, Text in: Vereinte Nationen, 1/1995, S. 31f.

9 Sondermechanismen (Special Procedures) sind länder- und themen-

bezogene Sonderberichterstatter, Beauftragte, Experten und Arbeits-

gruppen.

10 Siehe etwa Ratna Kapur, Erotic Justice: Law and the New Politics of

Postcolonialism, London 2005, S. 95–136.

11 Am 18. Juni 2009 ernannte der Menschenrechtsrat die Südafri-

kanerin Rashida Manjoo für drei Jahre zur neuen Sonderberichter-

statterin.

12 Vgl. United Nations, 15 Years of the United Special Rapporteur on

Violence Against Women, Its Causes and Consequences, Genf 2009,

http://www2.ohchr.org/english/issues/women/rapporteur/docs/

15YearReviewofVAWMandate.pdf

13 Lesenswert sind die Berichte der Sonderberichterstatterin zu den

Besuchen in Schweden, UN Doc. A/HRC/4/34/Add.3 v. 6.2.2006, und den

Niederlanden, UN Doc. A/HRC/4/34/Add.4 v. 7.2.2006.

14 Vgl. etwa Instructions for the Government of Armies of the United

States in the Field (Lieber Code) v. 24.4.1863 oder die Haager Land-

kriegsordnung von 1907, Art. 44 und 46.
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zelt Vergewaltigungen in die Beweisaufnahme ein-
geführt, aber keines der beiden Gerichte analysierte
die geschlechtsspezifische Dimension der abgeur-
teilten Verbrechen im Detail. Insbesondere wurde es
vor dem Militärgerichtshof in Tokyo versäumt, die
massenweise sexuelle Versklavung und Zwangspros-
titution von Frauen in japanisch besetzten Gebieten
Asiens auch nur anzuklagen.

Rechtsprechung internationaler Gerichte

Im Zuge der Wiederbelebung der internationalen
Strafgerichtsbarkeit in den neunziger Jahren gelang
es erstmals, systematische sexuelle Gewalt, begangen
im Zuge ethnischer Säuberungen im ehemaligen Ju-
goslawien und während des Völkermords in Ruanda,
auch strafrechtlich aufzuarbeiten. Die Statuten der
vom Sicherheitsrat geschaffenen Internationalen Straf-
gerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien (1993)
beziehungsweise Ruanda (1994) erkennen Vergewal-
tigungen ausdrücklich als mögliche Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit und als Kriegsverbrechen an.
Ein Drittel der bereits abgeschlossenen Fälle des Ju-
goslawien-Tribunals haben sexuelle Gewalt als Teil
solcher Verbrechen abgeurteilt. In neun der 13 Fälle,
die das Ruanda-Tribunal abgeschlossen hat, beruhen
Verurteilungen auch auf bewiesenen Vergewaltigun-
gen und anderen Formen sexueller Gewalt. In diesen
Entscheidungen ist es den Tribunalen gelungen, die
vermeintlich scharfe Trennlinie zwischen Menschen-
rechtsverletzungen einerseits und Gewalt gegen Frau-
en andererseits zu durchbrechen, indem von staatli-
chen Akteuren verübte oder hingenommene Verge-
waltigungen auch als Folter eingestuft wurden.15

Der vielleicht wichtigste Beitrag der beiden Straf-
gerichtshöfe liegt darin, dass sie zeigen konnten, dass
Vergewaltigungen und andere Formen sexueller Ge-
walt im Krieg nicht Taten von Einzeltätern sind, son-
dern gezielt zum Erreichen strategischer Ziele einge-
setzt werden oder als absehbare Folgen anderer Ver-
brechen, namentlich ethnischer Säuberung, hinge-
nommen werden.16 Von besonderer Bedeutung ist in
diesem Zusammenhang der Fall des Jean-Paul Aka-
yesu, in dem das Ruanda-Tribunal urteilte, dass Ver-
gewaltigung und sexuelle Gewalt ein Element des Tat-
bestands des Völkermords bilden können. Der Ge-
richtshof stellte in dem betreffenden Fall fest, dass
sexuelle Gewalt in Ruanda »ein Schritt hin zur Ver-
nichtung der Tutsi-Bevölkerungsgruppe war – die
Vernichtung des Geistes, des Lebenswillens und des
Lebens selbst.«17

Die Jurisprudenz der internationalen Strafgerichts-
höfe zu Gewalt in bewaffneten Konflikten bietet zu-
dem Ansätze, die auch für den nationalen Kontext
relevant sind. Interessant sind zum Beispiel die Be-
strebungen im internationalen Strafrecht, den Begriff
der Vergewaltigung mit Rücksicht auf die Perspekti-
ve des Opfers zu definieren. Im Strafrecht vieler Län-
der ist das Fehlen einer Einwilligung des Vergewal-

tigungsopfers in den sexuellen Kontakt immer noch
ein Bestandteil des objektiven Tatbestands und des
Tätervorsatzes. Dies hat zur Folge, dass das Opfer
in der strafrechtlichen Praxis beweisen muss, dass es
für den Täter erkennbar aktiv Widerstand geleistet
hat, selbst wenn Widerstand zwecklos gewesen wä-
re.18 Dies erschwert Verurteilungen in Fällen, in de-
nen das Opfer dem Täter schutzlos ausgeliefert ist
oder bereits über Monate oder Jahre Gewalt seitens
des Täters ausgesetzt ist und sich daher dem Täter
widerstandslos fügt (typisch für Vergewaltigung in
der Ehe). Im Bewusstsein dieses Problems definierte
das Ruanda-Tribunal Vergewaltigung im Akayesu-
Fall, in dem Vergewaltigungsopfer in einem Gefan-
genenlager inhaftiert waren und konstanter physi-
scher und psychologischer Einschüchterung ausge-
setzt waren, als »ein physisches Eindringen sexueller
Natur, begangen an einer Person in einer Zwangsla-
ge«.19 Die mangelnde Einwilligung der Opfer in die
jeweilige Vergewaltigung musste somit nicht mehr
eigens bewiesen werden. Das im Akayesu-Fall ent-
wickelte Konzept ist auch in den Verbrechensele-
menten (Elements of Crimes) aufgenommen wor-
den, welche die Tatbestände im Statut des Internatio-
nalen Gerichtshofs ausführen.20

Andere internationale Strafgerichtshöfe haben wei-
tere Ausrufezeichen im Kampf gegen sexuelle Ge-
walt gesetzt. Besonders interessant ist in diesem Zu-
sammenhang ein neueres erstinstanzliches Urteil des
Sondergerichtshofs für Sierra Leone, welches drei
Anführer der ›Revolutionary United Front‹ wegen
Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt hat.
Sie hatten unter anderem Frauen zu ›Ehen‹ gezwun-
gen und sie so zu sexuellem Kontakt und häuslicher
Arbeit genötigt.21 Dies ist die erste Verurteilung von
Zwangsehen als Verbrechen gegen die Menschlich-
keit durch ein internationales Gericht und stellt ein
wichtiges Präjudiz auch für Fälle systematischer
Zwangsverheiratung außerhalb bewaffneter Kon-
flikte dar. 

Ansatz des Sicherheitsrats

Die strafrechtliche Aufarbeitung sexueller Gewalt
durch die beiden vom Sicherheitsrat eingesetzten Straf-
gerichtshöfe beeinflusste in der Folgezeit maßgeblich
das Handeln des Sicherheitsrats, auf dessen Tages-
ordnung mehrere, von massiver sexueller Gewalt ge-
prägte Konflikte stehen. Im Oktober 2000 verabschie-
dete der Rat einstimmig Resolution 1325, welche ei-
ne bessere Beteiligung von Frauen in Friedensprozes-
sen, die Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Be-
lange in Friedensprozessen und einen besseren Schutz
vor geschlechtsspezifischer, insbesondere sexueller Ge-
walt fordert. Darauf aufbauend verabschiedete der
Sicherheitsrat im Juni 2008 Resolution 1820, derzu-
folge sexuelle Gewalt Grundlage für Maßnahmen
des Sicherheitsrats sein kann: »(S)exuelle Gewalt
(kann), wenn sie als vorsätzlich gegen Zivilpersonen
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gerichtete Kriegstaktik oder im Rahmen eines ausge-
dehnten oder systematischen Angriffs auf die Zivilbe-
völkerung eingesetzt wird oder andere damit beauf-
tragt werden, Situationen bewaffneten Konflikts er-
heblich verschärfen und die Wiederherstellung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit be-
hindern (..).«22 Zudem wird in der Resolution be-
kräftigt, dass Vergewaltigung und andere Formen
sexueller Gewalt ein Kriegsverbrechen, ein Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit oder eine die Tatbe-
standsmerkmale des Völkermords erfüllende Hand-
lung darstellen können. Damit bestätigt der Rat nicht
nur die Jurisprudenz der beiden Strafgerichtshöfe für
das ehemalige Jugoslawien und Ruanda. Er schafft
zudem eine allgemeine Grundlage dafür, dass er Tat-
bestände sexueller Gewalt gemäß Art. 13 (b) des Rö-
mischen Statuts dem Internationalen Strafgerichts-
hof unterbreiten kann. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang der Be-
richt des UN-Generalsekretärs vom Juli 2009. Dar-
in schlägt er unter anderem vor, eine Kommission
einzurichten, die Verletzungen der Menschenrechte
und des humanitären Völkerrechts in Kongo, Sudan
und Tschad untersuchen solle – mit besonderem Au-
genmerk auf sexuelle Gewalt.23 Der Bericht einer ähn-
lichen Untersuchungskommission hatte im Jahr 2005
bereits zur Verweisung der Situation in Darfur an
den Internationalen Strafgerichtshof geführt. 

Maßnahmen des UN-Sekretariats 
und des Generalsekretärs

Die programmatische Arbeit für den Schutz und die
Stärkung von Frauenrechten wird von verschiedenen
UN-Institutionen wahrgenommen.24 So haben sich
zwölf UN-Institutionen auf eine gemeinsame Kam-
pagne verständigt (›Stopp der Vergewaltigung – jetzt:
Aktion der Vereinten Nationen gegen sexuelle Ge-
walt in Konflikten‹).25 Die Kampagne hat das Ziel,
die Bemühungen der verschiedenen Institutionen zur
Beendigung sexueller Gewalt in bewaffneten Kon-
flikten besser zu koordinieren, ihre programmatische
Arbeit und Lobbyarbeit zu stärken und nationale Be-
mühungen besser zu unterstützen. In der praktischen
Umsetzung richtet sich die Arbeit der UN zum einen
auf den Kampf gegen Straflosigkeit als Schlüssel zur
Prävention sexueller Gewalt und zum anderen auf
Hilfsmaßnahmen für Opfer, insbesondere medizini-
sche Versorgung, psychologische Unterstützung,
Rechtsberatung und zunehmend auch Hilfe bei der
wirtschaftlichen Wiedereingliederung. Ein derart
ganzheitlicher Ansatz ist auch notwendig. So wer-
den zum Beispiel Opfer sexueller Gewalt die für sie
oft riskante Kooperation mit den Strafverfolgungs-
behörden nur dann fortführen, wenn sie gleichzeitig
auf staatliche oder internationale Hilfe bei der wirt-
schaftlichen Wiedereingliederung, auf medizinische
Versorgung und den Schutz vor gesellschaftlicher Stig-
matisierung zählen können.

Auf politischer Ebene hat der UN-Generalsekretär
angeregt, dass bestehende UN-Mechanismen, wie die
Sanktionsausschüsse des Sicherheitsrats, sexuelle Ge-
walt stärker berücksichtigen sollen und dass dem Rat
jährlich ein Bericht zum Thema vorgelegt wird.26 Zu-
dem erwägt der Generalsekretär, eine hochrangige
Person mit dem Thema sexuelle Gewalt in Konflikten
zu betrauen. Das Verhältnis eines solchen Sekreta-
riats-Mandats zur bestehenden Position des Sonder-
berichterstatters des Menschenrechtsrats für Gewalt
gegen Frauen müsste allerdings noch geklärt werden.
Diese Maßnahmen sind auch im Zusammenhang mit
einer auf sieben Jahre angelegten globalen Kampagne
zur Beendigung von Gewalt gegen Frauen (UNiTE to
End Violence against Women) zu sehen, die der Ge-
neralsekretär im Februar 2008 ins Leben rief.27

Auch die Beendigung sexueller Gewalt und von
Ausbeutung im Umfeld von Friedensmissionen bleibt
ein Thema. Der systematische Einsatz von sexueller
Gewalt durch Konfliktparteien auf dem Balkan und
in Zentralafrika sensibilisierte eine breite Öffentlich-
keit für das Thema und lenkte die Aufmerksamkeit

15 Vgl. etwa Prosecutor v. Zejnil Delalic et al., Case No. IT-96-21-T (Ce-

lebici), ICTY and Prosecutor v. Anto Furundzija, Case No. IT-95-17/1-A. Für

eine umfassende Analyse des Themas Folter von Frauen siehe den Be-

richt des UN-Sonderberichterstatters über Folter, UN Doc. A/HRC/7/3

v.15.1.2008.

16 Vgl. Prosecutor v. Krstic, Case No. IT-98-33-T, Kammerurteil v. 2.8.2001,

Abs. 615.

17 Prosecutor v. Akayesu, Case No. ICTR-96-4-T, Kammerurteil, v.

2.9.1998, Abs. 732.

18 Anders hingegen Paragraf 177 des deutschen Strafgesetzbuchs,

wonach auch das Ausnutzen einer Zwangslage Grundlage einer Ver-

gewaltigung sein kann.

19 Prosecutor v. Akayesu, a.a.O. (Anm. 17), Abs. 598. Das dem Ruanda-

und Jugoslawien-Tribunal gemeinsame Berufungsgericht verwarf diese

Definition zwar später und stellte wiederum auf das Fehlen einer Ein-

willigung ab, nahm das Konzept der Zwangslage aber insofern auf, als

dass es nach Auffassung des Berufungsgerichts bei Bestehen einer

Zwangslage als bewiesen gilt, dass das Opfer nicht frei eingewilligt

haben kann. 

20 Verbrechenselemente, verabschiedet auf der Versammlung der

IStGH-Vertragsstaaten am 9.9.2002 (ICC-ASP/1/3(part II-B)): vgl. Art. 7 (1)

(g)-1, das Verbrechen gegen die Menschlichkeit der Vergewaltigung,

Abs. 2; Art. 8 (2) (e) (vi)-1 Vergewaltigung als Kriegsverbrechen, Abs. 2.

21 Prosecutor v. Issa Sesay, Morris Kallon and Augustine Gbao, SLCL-

04-15-T, Urteil der Kammer, 2.3.2009, Abs. 122.

22 UN-Dok. S/RES/1820 v. 19.6.2008, Abs. 1.

23 Vgl. Report of the UN Secretary-General, a.a.O. (Anm. 1), Abs. 56.

24 Zu Struktur und Reformbestrebungen: Charlotte Bunch, Frauenrechte

und Geschlechterintegration in den UN. Auf dem Weg zu einer neuen UN-

Gleichstellungsarchitektur, S. 195–203, in diesem Heft.

25 Siehe: http://www.stoprapenow.org/about.html

26 Vgl. Report of the UN Secretary-General, a.a.O. (Anm. 1), Abs. 56.

27 Siehe: http://endviolence.un.org/
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auch auf das Verhalten von Angehörigen der UN-
Friedensmissionen. Seit den neunziger Jahren sind
Fälle von sexueller Ausbeutung von Frauen und Kin-
dern durch Blauhelmsoldaten und ziviles UN-Perso-
nal wiederholt dokumentiert worden. Diese Vorfäl-
le haben zu weitreichenden und andauernden Refor-
men innerhalb der Vereinten Nationen unter dem
Motto ›Null Toleranz für sexuellen Missbrauch und
sexuelle Ausbeutung‹ geführt.28 Der Erfolg dieser
Reformen steht und fällt nicht zuletzt mit der Be-
reitschaft der Länder, die Truppen oder ziviles Per-
sonal stellen, sexuelle Gewalt und Ausbeutung, be-
gangen von eigenen Staatsangehörigen, konsequent
zu ahnden. Dies erfordert zum einen, dass Mitglied-
staaten ihr nationales Strafrecht auf durch Staatsan-
gehörige im Ausland begangene Sexualverbrechen
für anwendbar erklären. Zum anderen müssten sie
auch gegen Täter im Ausland ermitteln und sie zur
Anklage bringen, so wie es bereits für pädophile Sex-
touristen der Fall ist. Besonders effektiv und beispiel-
gebend wären in diesem Zusammenhang Prozesse
im Einsatzland, wie es etwa das südafrikanische Mi-
litär vorgeführt hat. Dieses hatte im Jahr 2004 zwei
südafrikanische Soldaten der UN-Friedensmission in
Kongo (MONUC) wegen sexuellen Missbrauchs vor
ein in Kongo tagendes südafrikanisches Militärgericht
gestellt. Erwähnenswert ist auch ein Fall aus Kosovo
aus dem Jahr 2005. Dabei wurde ein UN-Mitarbeiter
von einem mit nationalen und internationalen Rich-
tern besetzten Gericht wegen sexuellen Missbrauchs
an Minderjährigen zu drei Jahren Haft verurteilt. 

Bezüge zu anderen Formen 
der Diskriminierung

Das verstärkte politische und juristische Augenmerk
auf sexuelle Gewalt in bewaffneten Konflikten ist
angesichts des Ausmaßes des Problems und der gra-
vierenden, lebensverändernden Folgen für jedes ein-
zelne Opfer begrüßenswert. Allerdings besteht im-
mer auch die Gefahr, dass sexuelle Gewalt als kon-
fliktspezifisches Einzelphänomen angegangen wird
und die bestehenden Bezüge zu anderen Formen der
Gewalt und Diskriminierung vernachlässigt werden.
Sexuelle Gewalt in bewaffneten Konflikten entsteht
nicht aus dem Nichts. Sie entsteht in erster Linie in
einem frauenfeindlichen Umfeld, wo bereits kultu-
rell verankerte Gewalt und die Diskriminierung von
Frauen vorherrschen. Durch Konflikte werden diese
Tendenzen noch weiter verstärkt.29

Problematisch ist ferner, dass ein Ende des Kon-
flikts nicht automatisch zur Beendigung der mit dem
Konflikt verbundenen Gewalt gegen Frauen führt.
Länder, die einen Konflikt überwunden haben, in
dem sexuelle Gewalt ein Charakteristikum war, ha-
ben typischerweise auch in der Konfliktfolgezeit noch
mit einer hohen Zahl von Vergewaltigungen und
anderen Formen geschlechtsspezifischer Gewalt zu

kämpfen. Besonders bedenklich ist die Lage gegen-
wärtig in Kongo. Dort ist Vergewaltigung zu so et-
was wie ›Normalität‹ und zum bitteren Alltag für
Frauen und Mädchen (zum Teil auch für Jungen) ge-
worden. Eine derartige Situation konnte durch den
jahrelangen weitverbreiteten, systematischen und ge-
nerell unbestraften Einsatz von Vergewaltigung und
sexueller Versklavung durch bewaffnete Gruppen
entstehen. Deren Tun wurde in den meisten Fällen
weder unterbunden noch strafrechtlich verfolgt, so
dass nun selbst in befriedeten Gebieten die Zahl der
Vergewaltigungen erschreckend hoch bleibt. Zu-
nehmend sind unter den Tätern auch Zivilpersonen
zu finden, und immer mehr Opfer sind Kinder.30

Den Willen seitens der politischen Entscheidungs-
träger und der Zivilgesellschaft vorausgesetzt, kann
massive sexuelle Gewalt in bewaffneten Konflikten
Möglichkeiten bieten, andere Tabuthemen anzuge-
hen. In Algerien zum Beispiel führte die Vergewalti-
gung und sexuelle Versklavung von tausenden Frau-
en durch islamistisch-extremistische Rebellengrup-
pen immerhin dazu, dass sexuelle Gewalt auch nach
dem Konflikt bis zu einem gewissen Grad einer kri-
tischen öffentlichen Diskussion zugänglich wurde.31

Schlussfolgerungen

In den letzten Jahren sind bei der Bekämpfung sexu-
eller Gewalt in Konflikten sicherlich Fortschritte er-
zielt worden. Allein, dass das Problem mittlerweile
als Kernanliegen der Vereinten Nationen und ihrer
Mitgliedstaaten verstanden wird, ist als ein Erfolg
zu bewerten. Damit die Bekämpfung sexueller Ge-
walt und ihrer Ursachen auch weiterhin eine politi-
sche Priorität bleibt, sollten sich zivilgesellschaftli-
che Organisationen und Mitgliedstaaten, die sich für
Frauenrechte einsetzen, nicht nur auf die Foren kon-
zentrieren, in denen diese Themen traditionell be-
handelt werden. Sie sollten sich auch mit Nachdruck
dafür einsetzen, dass Diskriminierung und Gewalt ge-
gen Frauen von allen Menschenrechtsmechanismen
und im Falle von sexueller Gewalt und Ausbeutung in
bewaffneten Konflikten auch den Mechanismen im
Bereich Frieden und Sicherheit aufgegriffen werden.

28 Vgl. Secretary-General’s Bulletin on Special Measures for Protection

from Sexual Exploitation and Sexual Abuse, UN Doc. ST/SGB/2003/13

v. 9.10.2003.

29 Report of the Secretary-General on Women, Peace and Security,

UN Doc. S/2002/1154 v. 16.10.2002, Abs. 5.

30 Combined Report of Seven Thematic Special Procedures on Tech-

nical Assistance to the Government of the Democratic Republic of the

Congo and Urgent Examination of the Situation in the East of the

Country, UN Doc. A/HRC/10/59 v. 5.3.2009, Abs. 37.

31 Siehe den Bericht der Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen

Frauen über ihre Mission in Algerien, UN Dok. A/HRC/7/6/Add.2 v.

13.2.2008.
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Die Annahme des Übereinkommens zur Beseitigung
jeder Form der Diskriminierung der Frau (CEDAW) am
18. Dezember 1979 durch die UN-Generalversamm-
lung stellte einen Meilenstein in der Geschichte der
Frauenrechte dar. Der vorliegende Beitrag wirft einen
Blick auf den Einfluss des Übereinkommens auf die
rechtliche und tatsächliche Situation von Frauen welt-
weit. Nach einem kurzem historischen Überblick über
die Entstehungsgeschichte werden exemplarisch
neuere Entwicklungen im Bereich der Umsetzung des
Übereinkommens auf nationaler Ebene und bei der
Überprüfung durch das Vertragsorgan auf interna-
tionaler Ebene beleuchtet.

Von der Erklärung zum Übereinkommen

Dem Inkrafttreten des Übereinkommens zur Beseiti-
gung jeder Form der Diskriminierung der Frau (Con-
vention on the Elimination of All Forms of Discrimi-
nation against Women – CEDAW)1 am 3. September
1981 waren jahrzehntelange intensive Bemühungen
um die Festschreibung von für Frauen besonders be-
deutsamen Rechten vorangegangen. Nach der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. De-
zember 1948 hatten die beiden auf ihr aufbauenden
internationalen Pakte2 zwar den Gleichheitsgrundsatz
verankert, ihn aber allgemein formuliert und nicht
weiter ausgeführt. Abgesehen von der Tatsache, dass
Frauenbelange auch im Kontext der Berichtsverfah-
ren unter diesen Pakten angesprochen werden konn-
ten, hatten diese Menschenrechtspakte keine spezi-
fischen institutionellen Entwicklungen nach sich ge-
zogen. Die Erklärung der Generalversammlung über
die Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der
Frau vom 7. November 1967 bereitete den Weg dafür.
Wenn auch noch nicht rechtlich verbindlich, so leg-
te sie doch zum ersten Mal dar, welchen besonderen
Arten von Diskriminierung Frauen ausgesetzt sind. 

Auf zwischenstaatlicher Ebene folgten 1975 das
von der Generalversammlung beschlossene Interna-
tionale Jahr der Frau, begleitet von der ersten Inter-
nationalen Konferenz von Staatenvertretern, die sich
in Mexiko-Stadt mit Frauenbelangen und -förde-
rung befasste. Auf der Konferenz wurde ein Welt-
weiter Aktionsplan verabschiedet, welcher erstmalig
eine globale Übersicht zur Rolle und Rechtsstellung
der Frau beinhaltete und die Staaten aufforderte,
Maßnahmen zu ergreifen. Der Schwerpunkt lag auch
hierbei, wie bei der sobald eingeläuteten Frauende-
kade der Vereinten Nationen (1976–1985) unter dem
Motto ›Gleichberechtigung, Entwicklung und Frie-
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den‹ auf Belangen von Frauen im Kontext der Ent-
wicklung. Aufgabe dieser Dekade war eine effektive
Umsetzung des Aktionsplans von Mexiko sowohl auf
internationaler als auch nationaler Ebene. Folgekonfe-
renzen wurden 1980 in Kopenhagen und 1985 in
Nairobi abgehalten – Erstere, um den Fortschritt auf
der Grundlage des Aktionsplans von Mexiko zu bewer-
ten, Letztere, um die Frauendekade zu evaluieren.

Vom Thema Entwicklung 
zu Frauenrechten

Gut zehn Jahre nach Inkrafttreten des Übereinkom-
mens, nach den ersten Erfahrungen mit seiner Um-
setzung durch Staaten und den trotz seiner spezifi-
schen rechtsverbindlichen Bestimmungen noch er-
kennbaren Lücken beim Schutz der Rechte von Frau-
en, zeigte sich vor und nach der Weltkonferenz über
Menschenrechte in Wien von 1993 ein allmählicher
Wandel. In der Wiener Erklärung und im Aktions-
programm wurde ausdrücklich anerkannt, dass die
Menschenrechte der Frauen und Mädchen einen un-
veräußerlichen und unteilbaren Aspekt der Menschen-
rechte darstellen. Dieser Fortschritt war zu großen
Teilen der starken Präsenz von Frauenorganisationen,
aber auch anderer nichtstaatlicher Organisationen
(NGOs) geschuldet. Ihr Motto ›Frauenrechte sind
Menschenrechte‹ war unüberhörbar. Die Weltkon-
ferenz hat außerdem der Aufforderung zu einer In-
tegration von Frauenrechten in alle Aktivitäten der
Vereinten Nationen eine besondere Bedeutung bei-
gemessen.3 Auf nationaler Ebene wandte sich das Ak-
tionsprogramm sowohl an Regierungen als auch an
NGOs. Weiterhin wurde die schnellstmöglichen Prü-
fung der Möglichkeit einer Einführung eines Indivi-
dualbeschwerderechts im Hinblick auf das Frauen-
rechts-Übereinkommen gefordert. 

Das Abschlussdokument der Weltfrauenkonferenz
von Beijing im Jahr 1995, die Aktionsplattform, be-
kräftigte dieses neue Verständnis. Sie forderte, wie
auch die Folgekonferenz 2000 in New York, Staaten
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1 Text in: Christian Tomuschat (Hrsg.), Menschenrechte. Eine Samm-

lung internationaler Dokumente zum Menschenrechtsschutz, DGVN-

Texte 42, Bonn 2002, S. 183ff.

2 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (1966)

und Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle

Rechte (1966).

3 Vienna Declaration and Programme of Action, UN Doc. A/CONF.

157/23 v. 12.7.1993, Punkt 18, Abs. 3.
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nachdrücklich auf, Fortschritte bei der Umsetzung
des Übereinkommens zu machen. Ferner gingen von
beiden Konferenzen wichtige Impulse zur verstärk-
ten Beachtung von Frauenrechten als Querschnitts-
aufgabe (gender mainstreaming) und der Umsetzung
eines Individualbeschwerderechts zum Übereinkom-
men aus. Der zur 49. Tagung der Kommission zur
Rechtsstellung der Frau im Jahr 2005 vorgelegte Be-
richt des Generalsekretärs4, der aus Anlass des zehn-
ten Jahrestags der Konferenz von Beijing den aktuel-
len globalen Überblick der Vereinten Nationen über
die Lage der Menschenrechte von Frauen gab, wies
auf anhaltende Verletzungen in allen Regionen der
Welt hin. 

Bestandsaufnahme

Das Frauenrechts-Übereinkommen hat gegenwärtig
186 Vertragsstaaten (Stand April 2009) und ist da-
mit nach der Kinderrechtskonvention (193 Vertrags-
staaten) der UN-Menschenrechtsvertrag mit den meis-
ten Ratifizierungen. 

Der für die Überwachung der Umsetzung des Über-
einkommens geschaffene Ausschuss für die Beseiti-
gung jeder Form der Diskriminierung der Frau (Com-
mittee on the Elimination of all Forms of Discrimi-
nation against Women – CEDAW)5 hat zur Aufgabe,
die regelmäßig seitens der Vertragsstaaten vorzule-
genden Berichte zum Stand der Umsetzung zu prü-
fen. Nach der Prüfung eines solchen Staatenberichts
verabschiedet der Ausschuss so genannte Abschlie-
ßende Bemerkungen, die sich direkt an den Staat wen-
den. Diese Bemerkungen sind zwar rechtlich nicht
bindend, doch ist der politische und moralische Druck,
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Bemerkungen zu
ergreifen, nicht zu unterschätzen.

Ein Individualbeschwerdeverfahren, das es auch
bei einigen anderen Menschenrechtsverträgen gibt,
besteht für das Übereinkommen seit dem 6. Oktober
1999, als das entsprechende Fakultativprotokoll an-
genommen wurde. Es trat am 22. Dezember 2000 in
Kraft trat und hat gegenwärtig 98 Vertragsstaaten.
Das Protokoll führt zwei neue Verfahren ein: ein Mit-
teilungsverfahren, das es dem Ausschuss ermöglicht,
Eingaben von Einzelpersonen oder Gruppen zu be-
handeln, und ein Untersuchungsverfahren, das eine
vertrauliche Untersuchung von zuverlässigen Anga-
ben zu schweren oder systematischen Menschen-
rechtsverletzungen von Frauen ermöglicht. Bisher
gab es unter dem Individualbeschwerdeverfahren erst
wenige Fälle; von einem im vertraulichen Untersu-
chungsverfahren behandelten Fall hat der Ausschuss
öffentlich berichtet. 

Konsolidierung

Einen bedeutenden Teil seiner Tagungszeit widmet
der CEDAW der Ausarbeitung ›Allgemeiner Empfeh-

lungen‹. Diese bewirken per se zwar keine rechtliche
Verbindlichkeit für die Vertragsstaaten im Hinblick
auf die Auslegung des Übereinkommens, haben je-
doch einen gewissen Einfluss auf die Konkretisierung
der vertragsstaatlichen Verpflichtungen. 

26 solcher Allgemeinen Empfehlungen hat der
Ausschuss in den letzten 30 Jahren erarbeitet.6 Die
Empfehlungen der ersten zehn Jahre waren sehr kurz
gefasst, behandelten jedoch bereits brisante The-
men, wie ›Gewalt gegen Frauen‹ (1989)7 oder ›Glei-
ches Entgelt für gleichwertige Arbeit‹ (1989). Ab
den neunziger Jahren gab der Ausschuss ausführli-
chere Kommentierungen8 zu einer Reihe von weite-
ren Problemkreisen ab, wie beispielsweise ›Beschnei-
dung von Mädchen und Frauen‹ (1990), ›Die Vermei-
dung der Diskriminierung der Frau bei nationalen
Strategien zur Vorbeugung und Kontrolle des Im-
munschwächesyndroms Aids‹ (1990), ›Gleichberech-
tigung in der Ehe und in den Familienbeziehungen‹
(1994) und ›Politisches und öffentliches Leben‹ (1997).

Der Ausschuss richtet sein Augenmerk auch auf
spezielle Frauengruppen, die besonders oft mehrfa-
chen Diskriminierungen ausgesetzt sind.9 So hat er
im Jahr 2008 eine Allgemeine Empfehlung zur Grup-
pe der ›Wanderarbeiterinnen‹ verabschiedet. Gegen-
wärtig arbeitet er an einer Empfehlung zu älteren
Frauen.

Besondere inhaltliche
Herausforderungen

Folgende substanzielle Herausforderungen sind
für das Übereinkommen und den Ausschuss festzu-
halten:

Vorbehalte

Von den 186 Vertragsstaaten haben 80 Vorbehalte
gegen einige Bestimmungen vorgebracht oder Erklä-
rungen abgegeben. Zu den Hauptproblemen, welche
die Umsetzung des Übereinkommens erschweren,
zählen die große Anzahl an Vorbehalten, die Art ih-
rer Formulierung und ihre Auswirkungen. Einige die-
ser Vorbehalte stellen die Wirksamkeit des Überein-
kommens in Frage. Besonders strittig in diesem Sin-
ne sind Vorbehalte, die festlegen, dass bei einem Kon-
flikt des Frauenrechts-Übereinkommens mit islami-
schem Scharia-Recht Letzteres Vorrang hat.10 Diese
Vorbehalte sind oft sehr allgemein und weitreichend
formuliert und betreffen vor allem die Rechtsstel-
lung der Frau in Ehe und Familie, aber auch im öf-
fentlichen Leben. Art. 28 Abs. 2 des Frauenrechts-
Übereinkommens wiederholt den völkergewohnheits-
rechtlich anerkannten und in Art. 19 lit. c) der Wie-
ner Vertragsrechtskonvention kodifizierten Grund-
satz, dass mit dem Ziel und Zweck des Übereinkom-
mens unvereinbare Vorbehalte nicht zulässig sind.

Seit Anfang der neunziger Jahre, insbesondere aber
seit dem Jahr 2000 haben vor allem europäische Staa-

Die vom CEDAW
verabschiedeten
Abschließenden

Bemerkungen, die
sich direkt an den

Staat wenden, sind
zwar rechtlich nicht

bindend, doch ist
der politische und
moralische Druck,

Maßnahmen zur
Umsetzung dieser

Bemerkungen zu
ergreifen, nicht zu

unterschätzen.

Zu den
Hauptproblemen,

welche die
Umsetzung des

Übereinkommens
erschweren, zählen

die große Anzahl 
an Vorbehalten, die

Art ihrer Formu-
lierung und ihre 
Auswirkungen.



VEREINTE NATIONEN 5/2009 219

Alefsen · Raue |  ›Frauenrechte sind Menschenrechte‹

ten begonnen, gegen diese zu weitreichenden Vorbe-
halte offen Widerspruch einzulegen.11 Der Ausschuss
hat im Jahr 1998 eine Erklärung zu Vorbehalten ab-
gegeben12 und verweist in seinen Abschließenden Be-
merkungen auf unzulässige Vorbehalte oder Erklärun-
gen und fordert den entsprechenden Staat auf, diese
zurückzunehmen oder umzuformulieren.13 Seit kur-
zem ist auch zu beobachten, dass einige Vertragsstaa-
ten ihre Vorbehalte teilweise zurückziehen.14 Zu hof-
fen bleibt, dass es sich dabei um einen anhaltenden
Trend handelt.

Definition von Diskriminierung

Art. 1 des Übereinkommens definiert den Ausdruck
›Diskriminierung der Frau‹ folgendermaßen: »jede
mit dem Geschlecht begründete Unterscheidung, Aus-
schließung oder Beschränkung, die zur Folge oder
zum Ziel hat, dass die auf die Gleichberechtigung
von Mann und Frau gegründete Anerkennung, In-
anspruchnahme oder Ausübung der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten durch die Frau – ungeachtet
ihres Familienstands – im politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen, kulturellen, staatsbürgerlichen oder
jedem sonstigen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt
wird«. Diese Definition umfasst sowohl unmittelbare
als auch mittelbare Diskriminierung. Während Ers-
tere explizit an das Geschlecht geknüpft ist, spricht
man von einer mittelbaren Diskriminierung, wenn
scheinbar neutrale Unterscheidungskriterien in ihrer
Wirkung Frauen überproportional treffen und nicht
durch objektive, vom Geschlecht unabhängige Grün-
de gerechtfertigt sind. 

Anfang 2009 lobte der CEDAW Deutschland bei-
spielsweise für die Annahme des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes, welches eine neue Definition
des Konzepts der unmittelbaren und mittelbaren Dis-
kriminierung beinhaltet.15

Mit Blick auf Art. 5 des Übereinkommens wird
ersichtlich, dass der Diskriminierungsbegriff jedoch
noch darüber hinaus geht und auch faktische Dis-
kriminierungsformen umfasst, denen Frauen aus-
gesetzt sind, weil sie Frauen sind. Diese weite Defi-
nition hat zum Ziel, jede Verhaltensweise, die zum
Weiterbestehen von Vorurteilen, Vorstellungen von
der Über- beziehungsweise Unterlegenheit eines Ge-
schlechts und von stereotypen Rollenverteilungen
beiträgt, zu beseitigen. Der CEDAW sieht sich dem-
nach vor die Herausforderung gestellt, einen Be-
wusstseinswandel bei den Vertragsstaaten herbei-
zuführen, um gesellschaftliche Strukturen und Prak-
tiken, die diskriminierend wirken, in ihrem Ur-
sprung zu bekämpfen.

Mehrfache Diskriminierung

Bei einer mehrfachen oder so genannten intersektio-
nellen Diskriminierung sieht sich eine Frau aufgrund
verschiedener zusammenwirkender Persönlichkeits-
merkmale diskriminiert. So sind beispielsweise Frau-

en, die in Armut leben, einer indigenen Gruppe oder
einer ethnischen Minderheit angehören, Frauen mit
einer Behinderung oder Migrantinnen mit beson-
ders hoher Wahrscheinlichkeit von mehrfacher Dis-
kriminierung betroffen. Hier fordert der CEDAW
die Staaten auf, einen ganzheitlichen Ansatz zu
wählen.16

Rechtsverletzungen im privaten Bereich

Eine besondere Problematik besteht darin, dass Dis-
kriminierungen, vor allem Gewalt gegen Frauen,
häufig im privaten Bereich, insbesondere in Ehe und
Familie, vorkommen. Viele Staaten sahen und sehen
es zum Teil noch immer als nicht begründet an, sich
in diesen so genannten Kernbereich der Privatsphäre
einzumischen. Selbst wenn die nötigen gesetzlichen
Voraussetzungen vorhanden sind, zögern viele Ver-
tragsstaaten, diese auch umzusetzen. Der Ausschuss
äußert immer wieder seine Besorgnis, dass in Fällen
von Gewalt gegen Frauen viele Vertragsstaaten der
Aussöhnung und dem Familienfrieden grundsätzlich
den Vorrang gegeben und Frauen oft davon über-
zeugt werden, solche Fälle nicht vor gerichtliche Ins-
tanzen zu bringen.

4 UN Doc. E/CN.6/2005/2 v. 6.12.2004. Auf der Tagung selbst wurde

lediglich eine kurze Erklärung verabschiedet, in der die Aktionsplatt-

form von Beijing bekräftigt wird.

5 Sowohl das Übereinkommen als auch der Ausschuss werden im

Englischen mit CEDAW abgekürzt. Im Folgenden wird der Klarheit hal-

ber nur der Ausschuss mit CEDAW bezeichnet.

6 Eine Liste der Allgemeinen Empfehlungen ist zu finden über: http://

www2.ohchr.org/english/bodies/cedaw/comments.htm

7 Eine ausführlichere Allgemeine Empfehlung zu ›Gewalt gegen Frau-

en‹ wurde 1992 vom Ausschuss verabschiedet.

8 Seit dem Jahr 1992 wurden Expertinnen und Experten aus der Zi-

vilgesellschaft und der Wissenschaft in die Ausarbeitung der Allge-

meinen Empfehlungen eingebunden, was zu einem erhöhten juristi-

schem Gehalt geführt hat. 

9 Siehe etwa Allgemeine Empfehlung Nr. 18 ›Behinderte Frauen‹,

die 1991 angenommen wurde.

10 Einige dieser Mitgliedstaaten sind: Ägypten, Algerien, Bangladesch,

Brunei Darussalam, Irak, Katar, Kuwait, Libyen, Malaysia, Malediven,

Mauretanien, Marokko, Oman, Saudi-Arabien, Syrien, Vereinigte Ara-

bische Emirate. 

11 Eine Liste der Vorbehalte ist zu finden über: http://treaties.un.org/

Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=IV-8&chapter

=4&lang=en

12 UN Doc. A/53/38/Rev.1 v. 14.5.1998, S. 47–50.

13 Vgl. Zum Beispiel UN Doc. CEDAW/C/SAU/2 v. 29.3.2007 (Saudi-

Arabien), Abs. 19, 24 und 25.

14 So etwa Algerien und Ägypten im Jahr 2009 im Hinblick auf den

Vorbehalt zu Art. 9 Abs. 2.

15 UN Doc. CEDAW/C/DEU/CO/6 v. 12.2.2009, Abs. 5.

16 Positiv äußerte sich der Ausschuss etwa im Hinblick auf Spanien,

UN Doc. CEDAW/C/ESP/CO/6 v. 7.8.2009, Abs. 5.
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Diskriminierende Bräuche und Praktiken

Diskriminierende Bräuche und Praktiken sind in man-
chen Vertragsstaaten noch an der Tagesordnung. Die-
se Problematik ist besonders komplex und sensibel,
da die Verletzungen der Menschenrechte der Frauen
nicht vom Staat, sondern von Privatpersonen began-
gen werden, die zudem in vielen Fällen zum erwei-
terten Familienkreis des Opfers zählen. In vielen Staa-
ten ist Gewohnheitsrecht noch immer anerkannt, und
diskriminierende Praktiken sind strafrechtlich nicht
verboten. Aber selbst in Vertragsstaaten, die ein sol-
ches Verbot erlassen haben, werden diese Handlungs-
weisen nicht immer unterbunden. Daher ist in die-
sem Themenbereich mehr staatliches Handeln erfor-
derlich, wie zum Beispiel umfassende Aufklärungs-
kampagnen, die auf die schwerwiegenden gesundheit-
lichen Risiken einer Genitalverstümmelung hinwei-
sen. Auch das Weiterbestehen bestimmter Stereoty-
pen, selbst wenn diese nicht rechtlich verankert sind,
wie beispielsweise die männliche Vormundschaft über
Frauen, hat der Ausschuss vielfach kritisiert.17

Fortschritte im Verfahrensablauf

Auf prozeduraler Ebene kann der Frauenrechtsaus-
schuss auf einige Erfolge zurückblicken: 

Verbessertes Berichtsverfahren

Wie andere Vertragsausschüsse kämpft auch der
CEDAW mit der verspäteten Berichterstattung durch
die Vertragsstaaten. Die regelmäßig angefertigten
Übersichten zur Erfüllung der Berichtspflicht mach-
ten deutlich, dass einige der Vertragsstaaten mit ihrer
Berichterstattung beträchtlich, das heißt fünf, zehn
oder gar 20 Jahre, im Rückstand waren.18 Manche
Vertragsstaaten hatten seit der Ratifizierung in den
achtziger Jahren noch nicht einmal ihren ersten Be-
richt vorgelegt.19 Der Ausschuss beschloss daher, die-
sem Missstand entschiedener entgegenzutreten und
hat kürzlich 20 Staaten explizit ermutigt, ihrer Be-
richtspflicht nachzukommen, indem sie die Erstbe-
richte zusammen mit allen verspäteten Berichten ein-
reichen. Sechs dieser Staaten kamen dieser Auffor-
derung nach und holten damit ihre erhebliche Ver-
spätung auf.20

Der CEDAW machte in diesem Zusammenhang
auch klar, dass jene Staaten, die einer wiederholten
Aufforderung nicht nachkommen, damit rechnen
müssen, dass die Situation der Frauenrechte in ihren
Ländern auch ohne einen Staatenbericht evaluiert
wird. Anfang 2009 machte der Frauenrechtsaus-
schuss diese Aussage das erste Mal wahr21 und folg-
te damit dem Beispiel anderer Menschenrechtsaus-
schüsse.22

Ferner hatte der CEDAW jahrelang einen erheb-
lichen Überhang von Staatenberichten, die vorlagen,
jedoch vom Ausschuss aus Zeitgründen noch nicht

geprüft werden konnten.23 Dieses Problem rührte
vor allem von der äußerst begrenzten Tagungszeit von
nur maximal zwei Wochen jährlich, die dem Aus-
schuss gemäß Art. 20 des Übereinkommens zuge-
standen wurden.

Längere Tagungszeit

Der Ausschuss wandte verschiedene Strategien an,
um diesen Rückstand aufzuholen. Seit dem Jahr 2006
tagt der CEDAW parallel in zwei Kammern, wo-
durch er eine doppelte Arbeitslast bewältigt.24 Zudem
hat er angeregt, Art. 20 zu ändern. Gegenwärtig ha-
ben sich jedoch noch nicht genügend Vertragsstaa-
ten für eine solche Änderung ausgesprochen,25 so
dass sich der Ausschuss als Zwischenlösung bei der
Generalversammlung das Einverständnis eingeholt
hat, ab dem Jahr 2010 zu drei jährlichen Tagungen
von jeweils drei Wochen zusammenzukommen.26

Darüber hinaus hat die Generalversammlung vor-
übergehend für 2008 und 2009 insgesamt fünf Ta-
gungen genehmigt. Diese Maßnahmen ermöglichen
es dem Gremium, den erheblichen Rückstand bei der
Berichtsprüfung aufzuholen. 

Umsetzung

Eine der größten Schwächen der internationalen Men-
schenrechtsverträge ist ein fehlendes oder lückenhaf-
tes Verfahren zu ihrer Umsetzung. Dies betrifft auch
den Frauenrechtsausschuss, der seit kurzem versucht,
diesem Manko entschiedener entgegenzuwirken. Im
Rahmen eines so genannten Follow-up-Verfahrens,
für das jeweils Berichterstatterinnen eingesetzt wer-
den, werden die Vertragsstaaten nun aufgefordert, in
Hinblick auf einige der vom Ausschuss verabschie-
deten Abschließenden Bemerkungen zusätzlich zu
berichten. Dies bedeutet, dass die Vertragsstaaten
noch vor der Erstellung ihres nächsten periodischen
Berichts die Pflicht haben, dem Ausschuss Informa-
tionen zu Maßnahmen zu übermitteln, die zur Er-
füllung einer bestimmten Empfehlung angenommen
wurden.27 Damit sind die Staaten gezwungen, schnel-
ler auf die vom CEDAW herausgehobenen Empfeh-
lungen zu reagieren. Zusätzlich hat der Ausschuss
seinen ersten Länderbesuch absolviert, um die Um-
setzung der Abschließenden Bemerkungen konkret
mit Vertretern von Institutionen und Interessengrup-
pen im Land zu diskutieren.

Umzug von New York nach Genf

Der Frauenrechtsausschuss hat 23 Mitglieder, die zur
Zeit drei Mal pro Jahr in Genf und New York tagen.
Nachdem Tagungen seit seiner Einrichtung aus-
schließlich in New York abgehalten worden waren,
tagt der Ausschuss nunmehr seit 2008 zweimal in
Genf und einmal in New York. Dies ging einher mit
dem Umzug des Sekretariats von der Abteilung Frau-
enförderung der Hauptabteilung Wirtschaftliche und
Soziale Angelegenheiten in New York zum Amt des
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Hohen Kommissars für Menschenrechte (OHCHR)
in Genf. Die Arbeit des Ausschusses hat somit auch
institutionell eine stärkere Anbindung an die Arbeit
der anderen Menschenrechtsgremien erfahren, die al-
le in Genf angesiedelt sind. Nun muss er darauf ach-
ten, die Kontakte zu den in New York ansässigen Gre-
mien zu pflegen. Dazu gehören die UN-Kommission
für die Rechtsstellung der Frau, die traditionell stark
vertretenen nichtstaatlichen Frauenorganisationen so-
wie diverse UN-Abteilungen oder -Organisationen, die
sich mit Frauen und Entwicklung beschäftigen. 

Zusammenarbeit mit anderen Akteuren

Der Ausschuss legt Wert auf die Zusammenarbeit mit
anderen unabhängigen Menschenrechtsgremien der
Vereinten Nationen, zum Beispiel den anderen Ver-
tragsorganen und den unabhängigen Experten des
Menschenrechtsrats, vor allem der Sonderberichter-
statterin über Gewalt gegen Frauen. Auch andere Ab-
teilungen und Gremien der Vereinten Nationen so-
wie Akteure der Zivilgesellschaft, vor allem NGOs,
arbeiten mit dem CEDAW zusammen, um eine ef-
fektivere Arbeit zu ermöglichen und die Umsetzung
seiner Empfehlungen zu unterstützen. Seit Aufnah-
me seiner Tätigkeit im Jahr 1982 hat der Ausschuss
NGOs ermöglicht, an seinen Tagungen teilzuneh-
men und so genannte Parallelberichte zu unterbrei-
ten, die vor, während und nach der Sitzung einen
wichtigen Beitrag zur Information der Ausschuss-
mitglieder und zum konstruktiven Dialog mit den
Vertragsstaaten leisten.28 Die Arbeit von NGO-Ver-
tretern spielt aber vor allem eine Rolle bei der Um-
setzung der vom Ausschuss ausgesprochenen Emp-
fehlungen an die Vertragsstaaten vor Ort.29

Das CEDAW-Sekretariat im OHCHR unterstützt
nicht nur den Ausschuss bei der Vor- und Nachbe-
reitung sowie Durchführung seiner Tagungen, son-
dern führt auch eigene Projekte durch, die zu einer
besseren Durchsetzung des Übereinkommens beitra-
gen sollen. So werden beispielsweise regelmäßige Kol-
loquien sowie Unterrichtungen für Staatenvertreter
angeboten zu Fragen der Berichtspflicht, der An-
wendung und Umsetzung des Übereinkommens und
anderen Fragen im Rahmen der technischen Hilfe.

Erfolge auf Länderebene

Schaffung neuer Strukturen

Der CEDAW appelliert regelmäßig an die Vertrags-
staaten, institutionelle Strukturen und Mechanismen
für die Beseitigung der Diskriminierung von Frauen
einzurichten. Einige Staaten sind dieser Aufforde-
rung nachgekommen, indem sie spezialisierte Insti-
tutionen, teilweise sogar auf Ministeriumsebene,
gründeten. Fraglich ist jedoch, ob diese Institutio-
nen immer mit den nötigen Kompetenzen sowie fi-
nanziellen und personellen Ressourcen ausgestattet

sind. Ferner haben Staaten nationale Aktionspläne
und -strategien ins Leben gerufen, die insbesondere
zum Ziel haben, das öffentliche Bewusstsein für das
Thema Diskriminierung von Frauen zu erhöhen. 

Umsetzung in innerstaatliches Recht

Das Hauptaugenmerk liegt für den Ausschuss zu-
nächst auf der Umsetzung des Übereinkommens in
innerstaatliches Recht, sowohl auf Verfassungs- als
auch auf Gesetzesebene. So hat sich der Ausschuss
beispielsweise positiv über die Aufnahme des Über-
einkommens in der Verfassung Burundis im Jahr 2005
geäußert.30 Andere Vertragsstaaten haben die in
Art. 1 niedergelegte Definition zur Diskriminierung
in ihre Gesetze übernommen.  

Auf Gesetzesebene sind in einer Reihe von Ver-
tragsstaaten vom Übereinkommen beeinflusste Re-
formen zu konstatieren. Diese betreffen vor allem die
folgenden Bereiche: Familienrecht, Staatsangehörig-
keitsrecht, Wahlrecht, Arbeitsrecht, Strafrecht und
Strafverfahrensrecht sowie Gesetze zur Abschaffung
des Frauenhandels, der häuslichen Gewalt und der
Polygamie. Manchen Vertragsstaaten bescheinigte der
Ausschuss beachtliche Fortschritte in einigen Berei-
chen. In wieder anderen Vertragsstaaten sind der-

17 UN Doc. CEDAW/C/SAU/2 v. 29.3.2007 (Saudi Arabia), Abs. 30; UN

Doc. CEDAW/C/BDI/4 v. 6.3.2007 (Burundi), Abs. 17; UN Doc. CEDAW/

C/GNB/CO/6 v. 7.8.2009 (Guinea-Bissau), Abs. 23–24.

18 Zum Beispiel UN Doc. CEDAW/C/2007/III/2 v. 30.5.2007 und UN

Doc. A/62/38 v. 6.8.2008, Teil 3, Abs. 675. 

19 UN Doc. CEDAW/C/2004/II/2 v. 27.5.2004, Annex I und II.

20 UN Doc. A/63/38 v. 6.8.2008, Abs. 419. Guinea-Bissau hat beispiels-

weise nach 23 Jahren und nach intensivsten koordinierten Bemühun-

gen von mehreren UN-Organisationen seinen ersten Bericht im Au-

gust 2009 vorgelegt.

21 UN Doc. CEDAW/C/DMA/CO/AR v. 26.1.2009.

22 Beispielsweise dem Ausschuss für die Beseitigung der Rassendis-

kriminierung (CERD) und dem Kinderrechtsausschuss (CRC).

23 Noch im Jahr 2006 war der Ausschuss mit 44 Staatenberichten im

Verzug.

24 Vgl. UN-Dok. A/RES/62/218 v. 22.12.2007, Abs. 11.

25 Für eine Vertragsänderung wären 123 Stimmen erforderlich; bis

jetzt haben sich erst 55 Mitgliedstaaten einverstanden erklärt (Stand

August 2009).

26 UN-Dok A/RES/62/218 v. 22.12.2007, Abs. 14.

27 Siehe kürzlich etwa UN Doc. CEDAW/C/AZE/CO/4 v. 7.8.2009

(Aserbaidschan), Abs. 48.

28 Siehe NGO Information Note: http://www2.ohchr.org/english/

bodies/cedaw/docs/NGO_Participation.final.pdf

29 So ist es oftmals vor allem NGOs zu verdanken, dass die vom Aus-

schuss angesprochenen Themen weiterhin auf der politischen Tages-

ordnung bleiben. Auch haben NGOs eine wichtige Mittlerfunktion

übernommen, indem sie Parallelberichte der Zivilgesellschaft sammeln

und diese an Ausschussmitglieder weiterleiten.

30 UN Doc. CEDAW/C/BDI/4 v. 6.3.2007 (Burundi), Abs. 6.

Das Hauptaugen-
merk liegt für den
Ausschuss zunächst
auf der Umsetzung
des Übereinkom-
mens in innerstaat-
liches Recht, sowohl
auf Verfassungs- 
als auch auf
Gesetzesebene.
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zeit Reformbemühungen auf Empfehlung des Aus-
schusses zu beobachten. 

Zeitweilige Sondermaßnahmen

Der Ausschuss arbeitet besonders daran, die Vertrags-
staaten zur Annahme zeitweiliger Sondermaßnahmen
beziehungsweise von Förderprogrammen zu über-
zeugen. In den letzten Jahren haben mehr und mehr
Staaten diesbezügliche Rechtsgrundlagen geschaf-
fen beziehungsweise Politikstrategien verabschie-
det. Trotzdem bleibt dem Ausschuss noch viel zu tun,
um noch mehr Vertragsstaaten von der Notwendig-
keit derartiger Maßnahmen zu überzeugen und si-
cherzustellen, dass diese in alle Bereiche, in denen
Diskriminierung gegen Frauen vorliegt, vordringen.

Gesundheit und Bildung

Einigen Staaten konnte der Ausschuss zu Errungen-
schaften im Bereich Gesundheit von Frauen und Mäd-
chen gratulieren, etwa zum Rückgang von HIV/Aids
und Malaria und ihrer besseren Behandlung31 oder
einer niedrigeren Müttersterblichkeitsrate. Auch im
Bereich der Bildung sind einige nennenswerte Fort-
schritte zu berichten, vor allem im Hinblick auf einen
kostenlosen und allgemeinen Grundschulunterricht
sowie höhere Einschulungs- oder Alphabetisierungs-
quoten.32

Gleichberechtigung in Ehe und Familie

Eher geringe Fortschritte sind bei der Gleichberech-
tigung der Frau in Ehe und Familie auszumachen.
Dies ist ein Bereich, der besonders eng an lokale Bräu-
che und Traditionen geknüpft ist. Trotzdem sind auch
hier Schritt für Schritt Verbesserungen zu vermer-
ken, wie beispielsweise ein gesetzliches Verbot der
Polygamie in einigen Ländern. 

Frauen in öffentlichen Ämtern

Fortschritte im Hinblick auf einen höheren Anteil
von Frauen in öffentlichen Ämtern, einschließlich der
ministeriellen und parlamentarischen Ebene, sind in
mehreren Staaten in den letzten Jahren erkennbar.
Manche Länder haben eine bestimmte Quote für Frau-
en in staatlichen Organen eingeführt.33 Einigen Staa-
ten konnte der Ausschuss zur höchsten Vertretung
von Frauen im Parlament34 oder sogar einem höhe-
ren Anteil von Frauen als von Männern in der Regie-
rung gratulieren.35 Bei den Quotenregelungen legt der
Ausschuss jedoch Wert darauf, dass die jeweilige
Quote nicht als Höchstgrenze angesehen wird.

Ausblick

In allen Vertragsstaaten besteht Handlungsbedarf zur
verbesserten Umsetzung des Übereinkommens. Wäh-
rend sich die Defizite in einigen Staaten überwiegend
auf die Rechtstellung der Frau in Ehe und Familie be-
ziehen, besteht in anderen eine erhebliche Diskrimi-

nierung beim Zugang zum Gesundheits- und Bil-
dungswesen. Weltweit sind Frauen in öffentlichen Äm-
tern immer noch unterrepräsentiert, vor allem wenn
es sich um Positionen mit wichtigen Entscheidungs-
befugnissen handelt. Vielen europäischen Vertrags-
staaten empfiehlt der Ausschuss beispielsweise, die
Rahmenbedingungen für Frauen zu verbessern, um
Familie und Arbeit besser miteinander in Einklang
zu bringen.36

Ein großes Hindernis für die Umsetzung des Über-
einkommens ist das fehlende Wissen über die genauen
Inhalte des Übereinkommens auf Länderebene. Dies
gilt nicht nur für die Bevölkerung, sondern oft auch
für Regierungskreise oder auch das Justizwesen, das
eine große Rolle bei der Umsetzung von internatio-
nalen Verträgen in innerstaatliches Recht spielen
könnte. Es ist daher nicht verwunderlich, wenn der
CEDAW im Hinblick auf viele Vertragsstaaten be-
mängeln muss, dass es keinen einzigen Fall gab, bei
dem eine Norm des Übereinkommens zur Anwen-
dung kam. Manchmal haben die Staaten zwar Re-
formen durchgeführt und Gesetze geändert, jedoch
sind die neuen Regelungen weder der Bevölkerung
noch den im Justizwesen Arbeitenden bekannt. 

All diese Herausforderungen kann der Frauen-
rechtsausschuss nicht allein bewältigen. Bei der Um-
setzung seiner Empfehlungen ist er nach wie vor auf
die Zusammenarbeit mit den Vertragsstaaten ange-
wiesen. Daher sollte der CEDAW sich zum Ziel set-
zen, den Einfluss seiner Empfehlungen auf Gesetz
und Praxis in den Vertragsstaaten systematischer zu
analysieren. Zudem sollte er verstärkt Beispiele für
eine vorbildliche Umsetzung aus allen Ländern sam-
meln, um seine Vertragsstaaten sowohl zur verbesser-
ten Umsetzung anzuspornen, aber auch um die Band-
breite erfolgreicher Maßnahmen aufzeigen. 

Die diesbezügliche Arbeit auf Länderebene sollte
zunehmend eine Priorität für die Vereinten Natio-
nen werden. So hat der Ausschuss kürzlich dafür plä-
diert, dass den Vertragsstaaten verstärkt technische
Expertise für die Umsetzung der länderspezifischen
Bemerkungen zur Verfügung gestellt werden müs-
se.37 Alle diese Maßnahmen wären weitere wichtige
Schritte auf dem richtigen Weg in die Zukunft für das
mit 30 Jahren noch junge Übereinkommen.

31 UN Doc. CEDAW/C/RWA/CO/6  v. 10.2.2009 (Ruanda), Abs. 9.

32 UN Doc. CEDAW/C/TUV/CO/2 v. 7.8.2009 (Tuvalu), Abs. 8; UN Doc.

CEDAW/C/IND/CO/3  v. 2.2.2007 (Indien), Abs. 6.

33 UN Doc. CEDAW/C/COL/CO/6 v. 2.2.2007 (Kolumbien), Abs. 7; UN

Doc. CEDAW/C/PER/CO/6 v. 2.2.2007 (Peru), 7.

34 UN Doc. CEDAW/C/RWA/CO/6 v. 8.9.2009 (Ruanda), Abs. 7.

35 UN Doc. CEDAW/C/ESP/CO/6 v. 7.8.2009 (Spanien), Abs. 7.

36 UN Doc. CEDAW/C/DEU/CO/6 v. 12.2.2009 (Deutschland), Abs. 29–30.

37 Ein anlaufendes Projekt des OHCHR, seine weltweit bestehenden

Regionalbüros mit einer Gender-Beraterin auszustatten, sollte nur ein

erster Schritt in diese Richtung sein.
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen

Allgemeines

Generalsekretär: 
Bericht für die 64. Generalversammlung
■ UN im Zentrum globalen Wandels

Henrike Paepcke

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja

Papenfuß, Generalsekretär: Bericht für die 63.

Generalversammlung, VN, 1/2009, S. 30, fort.)

Der dritte Bericht von UN-Generalsekre-
tär Ban Ki-moon über die Tätigkeit der
Vereinten Nationen (A/64/1 v. 4.8.2009)
steht ganz im Zeichen der globalen Wirt-
schaftskrise: »Wir stehen an einem Ab-
grund«, konstatiert er höchst dramatisch
in der Einleitung, bevor er nüchtern Bilanz
zieht, ergänzt durch den rund 50 Seiten
starken Zwischenbericht über den Stand
der Umsetzung der Millenniums-Entwick-
lungsziele (MDGs). Mit dem »wir« sind
aber nicht nur die Vereinten Nationen ge-
meint. Der vom Generalsekretär gewähl-
te Bezugsrahmen ist ausdrücklich die gan-
ze Welt und umfasst globale Bedrohungen
wie Klimawandel, Ernährungskrise oder
Pandemien.

Ban Ki-moons Konzept, um diesen
Bedrohungen zu begegnen, ruht auf fünf
Säulen: 1. dem Vorrang der Sicherstellung
globaler Güter; 2. einem integrierten Lö-
sungsansatz; 3. der Befriedigung der Be-
dürfnisse der Ärmsten und Schwächsten;
4. einer Bündelung der Kräfte einschließ-
lich jener aus Privatwirtschaft, Zivilge-
sellschaft und Wissenschaft; und 5. einer
stärkeren multilateralen Architektur.

Im Mittelpunkt des Berichts stehen die
MDGs und die Sicherung der globaler Gü-
ter. Dieser Politikansatz hatte bereits in
den Vorjahresbericht Einzug gehalten und
wird beibehalten. Erneut werden im Kapi-
tel ›Ergebnisse für die Bedürftigsten errei-
chen‹ die vier Bereiche Entwicklung, Frie-
den und Sicherheit, humanitäre Angele-
genheiten und Menschenrechte zusam-
mengefasst, bevor sich der Generalsekre-
tär den globalen Gütern und den Refor-
men zuwendet.

In seinem kompakten Bericht über
die einzelnen Tätigkeiten dient die Wirt-
schaftskrise als Aufhänger und Rahmen.
Ban beschreibt die Auswirkungen der Kri-
se auf die MDGs: Zwischen 73 und 103
Millionen mehr Menschen würden dieses
Jahr in extremer Armut leben. Die An-
strengungen müssten verdoppelt werden,
um die Ziele bis 2015 noch zu erreichen.
Er verzeichnet »ermutigende Fortschrit-
te« bei Maßnahmen wie Malariabekäm-
pfung, bei denen die Investitionen erhöht
worden seien, im Gegensatz zu weiterhin
unterfinanzierten Bereichen wie Mütter-
gesundheit (Abs. 19).

Sein Blick auf den Bereich Frieden und
Sicherheit ist von Realismus geprägt: Ak-
tiv Chancen für den Frieden ergriffen hät-
ten die UN »wo immer möglich« (Abs. 40).
Das Engagement auf dem Gebiet der vor-
beugenden Diplomatie und der Unter-
stützung von Friedensprozessen hervor-
hebend, legt er großen Wert auf die Zu-
sammenarbeit mit Partnern wie der Afri-
kanischen Union. Bei den Friedensmissio-
nen ist mit rund 117 000 Soldaten, Poli-
zisten und Zivilkräften, die in 17 Einsät-
zen tätig sind, ein leichter Rückgang im
Vergleich zum Vorjahr zu vermelden, wäh-
rend die Kosten auf 7,8 Milliarden US-
Dollar gestiegen sind. Ban bemerkt zur
knappen Ressourcenlage, dass sich die
Friedenssicherung an einem »Scheideweg«
befände und bittet um mehr Unterstüt-
zung (Abs. 57).

Danach führt der Generalsekretär eine
kleine Neuerung ein: Die zahlreichen
Maßnahmen in Bezug auf Rechtstaatlich-
keit, Verhütung von Völkermord und die
Schutzverantwortung sowie Demokratie
und gute Regierungsführung sind dem Be-
reich Menschenrechte zugeordnet. Zum
Menschenrechtsrat äußert er sich nur kurz,
bewertet das neue Verfahren der Allgemei-
nen Periodischen Überprüfung (UPR) po-
sitiv, fordert jedoch ansonsten mehr Lei-
stung ein (Abs. 75). 

Das nächste Kapitel ›Sicherung der glo-
balen Güter‹ stellt eine Art Zäsur dar. Kli-
mawandel versteht Ban Ki-moon als »die
entscheidende Herausforderung unserer
Generation« (Abs. 91), von allergrößter
Bedeutung für die Weltwirtschaft und dau-
erhaften Wohlstand. Hier wie auch in den

Bereichen globale Gesundheit, Terroris-
musbekämpfung sowie Abrüstung und
Nichtverbreitung sieht er Chancen und be-
richtet über eine beeindruckende Vielzahl
an Aktionen und Initiativen, bei denen sich
ein genaueres Hinschauen lohnt. Wurde
bislang auf die koordinierende Schlüssel-
rolle der UN und die Bedeutung strategi-
scher Partnerschaften abgehoben, liegt die
Betonung in diesem Kapitel auf der Füh-
rungsrolle der UN. 

Beim Thema ›Stärkung der Vereinten
Nationen‹ ist Ban ganz in seinem Element,
formuliert präzise und klar. Er wieder-
holt die Notwendigkeit zur erhöhten Re-
chenschaftspflicht und verbesserten Trans-
parenz und Effizienz, für die er auch erste
Belege ins Feld führt. Zentrale Manage-
ment-Reformmaßnahmen umfassen unter
anderem die Bereiche Personal und Infor-
mationstechnologie. Institutionelle Refor-
men streift er eher beiläufig, bezieht dabei
keine Position.

Der Generalsekretär präsentiert sich
als zupackender ›Manager des Wandels‹,
der sich gängiger Management-Fachbe-
griffe wie Ergebnis- oder Kundenorientie-
rung bedient und Hoffnung auf klare Re-
sultate weckt. Da er zugleich einen durch
Hartnäckigkeit und Ausdauer geprägten
diplomatischen Ansatz vertritt, besteht
jedoch eine Kluft zwischen seiner proak-
tiven Rhetorik und seinem unauffälligen
Auftreten. Diese beiden Ansätze mitein-
ander zu vereinen, wird sich als seine per-
sönliche Herausforderung erweisen. Drin-
gend erforderlich ist auch eine klare Posi-
tionierung der UN im Rahmen des neuen
Multilateralismus. Durch die starke Beto-
nung globaler Probleme, die in einem in-
tegrativen Ansatz bewältigt werden sollen,
erscheint die Organisation nur als ein Ak-
teur unter vielen. Ihre Schlüsselrolle bleibt
undeutlich. Hier zeigt sich eine intellek-
tuelle Schwäche des Generalsekretärs, den
von ihm erhofften Umschwung in Rich-
tung neuer Multilateralismus zu erklären.
Die zahlreichen Innovationen, vornehm-
lich institutioneller Art, wirken wenig strin-
gent. Sein Bericht spiegelt die Komplexität
globaler Herausforderungen wider und
kann als Plädoyer für einen integrierten,
partnerschaftlichen Lösungsansatz gelten
– nicht mehr und nicht weniger.
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Sozialfragen und
Menschenrechte

Frauenrechtsausschuss: 
40. bis 42. Tagung 2008
■ Drei Sitzungen pro Jahr
■ Allgemeine Empfehlung zu 

Wanderarbeitnehmerinnen

Stefanie Lux

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Stefanie Lux,

Frauenrechtsausschuss: 37. bis 39. Tagung 2007,

VN, 3/2008, S. 128ff., fort.)

Endlich mehr Planungssicherheit für den
Ausschuss für die Beseitigung jeder Form
der Diskriminierung der Frau (CEDAW):
Ende 2007 hatte die Generalversammlung
nach mehreren provisorischen Verlänge-
rungen der Tagungszeit mit Resolution
62/218 beschlossen, dass der Ausschuss
ab 2010 zu drei dreiwöchigen Tagungen
pro Jahr zusammentreffen kann, zu denen
jeweils eine Woche Vorbereitungszeit in
Arbeitsgruppen hinzukommt. Ferner soll
die Arbeitsgruppe für die Individualbe-
schwerden auch dreimal statt wie bisher
zweimal im Jahr zur Prüfung der Be-
schwerden zusammenkommen. Seit 1995
hatte sich der CEDAW um eine dauerhaf-
te Ausweitung der Tagungszeit bemüht.
Eine damals verabschiedete entsprechen-
de Änderung des Art. 20 des Überein-
kommens zur Beseitigung jeder Form der
Diskriminierung der Frau müsste jedoch
von zwei Dritteln der Vertragsstaaten (al-
so 123 von 185) ratifiziert werden. Bis
Ende 2008 haben dies jedoch erst 54 Staa-
ten getan. Die Resolution der Generalver-
sammlung bleibt nun bis zum Inkrafttre-
ten der Änderung gültig. Für 2008 und
2009 gestattete die Resolution als letzt-
maliges Provisorium insgesamt fünf Ta-
gungen. 

Die 23 Mitglieder des Frauenrechts-
ausschusses nahmen die Entscheidung der
Generalversammlung mit großer Freude
zur Kenntnis. Sie äußerten Zuversicht,
dass es ihnen mit der zusätzlichen Zeit
nun gelingen werde, den Überhang abzu-
arbeiten und neue Rückstände zu vermei-
den. Ende Dezember 2007 lag der Rück-
stand des Ausschusses bei 35 Staatenbe-
richten. Zudem bleibt mehr Zeit zur Be-
handlung von Individualbeschwerden un-

ter dem Fakultativprotokoll, welchem bis
zum Ende der Tagungszeit 2008 94 Staa-
ten beigetreten waren. 

Individualbeschwerdeverfahren

Unter dem Fakultativprotokoll behandel-
ten die Sachverständigen auf ihrer 42. Ta-
gung den Fall Zhen Zhen Zheng gegen
die Niederlande. Die Chinesin hatte vor-
gebracht, zum Zweck der Prostitution in
die Niederlande gebracht worden und da-
mit ein Opfer von Frauenhandel zu sein.
Nach ihrer Ankunft floh die damals 16-
Jährige und arbeitete zunächst im Haus-
halt einer Chinesin. Als jedoch ihre
Schwangerschaft offensichtlich wird,
wird sie nach insgesamt acht Monaten
entlassen. Danach meldete sie sich bei
den Behörden und beantragte Asyl. Der
Ausschuss lehnte diesen Antrag ab, da
Zheng keinerlei Papiere vorweisen konn-
te, acht Monate gewartet hatte und keine
Angaben zu ihrer Reise von China in die
Niederlande machen konnte. Eine Beru-
fung vor dem Bezirksgericht wurde mit
dem Hinweis, dass ihr bei Rückkehr
nach China keine Gefahr drohe, abge-
wiesen. Laut Zheng wurden ihre Rechte
unter Art. 6 der Konvention (Maßnah-
men zur Abschaffung des Frauenhan-
dels) verletzt. Die Einwanderungsbehör-
den hätten bemerken müssen, dass sie ein
Opfer von Frauenhandel ist und entspre-
chende Hilfe und rechtlichen Schutz bie-
ten müssen. Der Ausschuss lehnte die Be-
schwerde als unzulässig ab, da nationale
Rechtsbehelfe nicht ausgeschöpft wor-
den waren. Frau Zheng hatte sich nie bei
der Polizei als Opfer von Frauenhandel
gemeldet und den entsprechenden Schutz
nicht vor Gericht eingefordert. 

Allgemeine Empfehlung 

Auf der 42. Tagung verabschiedeten die
Expertinnen und Experten des CEDAW
die Allgemeine Empfehlung Nr. 26 über
die Rechte von Wanderarbeitnehmerin-
nen. Diese seien oft besonderen Proble-
men ausgesetzt, so der Ausschuss. Im Her-
kunftsland würden diskriminierende Re-
gelungen oft die Abreise erschweren. So
brauchen Frauen in einigen Ländern die
Zustimmung männlicher Familienmitglie-
der, um einen Reisepass zu beantragen.
Ein niedrigerer Bildungsstand erschwert
es ihnen, im Vorhinein zuverlässige Infor-
mationen über Risiken der Migration zu
erhalten. Im Aufnahmeland arbeiten Mi-

grantinnen besonders häufig als Haus-
haltshilfen oder im Unterhaltungssektor,
oft ohne Vertrag und Rechtsschutz. Als
Haushaltshilfen seien Migrantinnen im
besonderen Maße Gewalt und sexuellem
Missbrauch ausgesetzt, mehr als Migran-
ten. Die Allgemeine Empfehlung fordert
Herkunftsländer dazu auf, Wanderarbeit-
nehmerinnen besser über die Risiken der
Migration und ihre Rechte aufzuklären,
sichere Vermittlungsagenturen zu empfeh-
len und Notrufnummern bereitzustellen.
Die Aufnahmeländer sollten den Rechts-
schutz verbessern, insbesondere sicher-
stellen, dass das Arbeitsrecht ihres Lan-
des auch Beschäftigte in Privathaushalten
und im Unterhaltungsbetrieb abdeckt. Für
Vermittlungsagenturen sollte es verpflich-
tende Fortbildungsmaßnahmen über die
Rechte der Migrantinnen geben.

Auf seinen drei Tagungen im Jahr 2008
(40. Tagung: 14.1.–1.2., Genf, 41. Ta-
gung: 30.6.–18.7., New York und 42.
Tagung: 20.10.–7.11., Genf) behandelte
der CEDAW insgesamt 29 Staatenberich-
te. Im Folgenden seien einige Berichte bei-
spielhaft herausgegriffen.

40. Tagung

Auf der Frühjahrstagung prüfte der Aus-
schuss die Berichte aus Bolivien, Burundi,
Frankreich, Libanon, Luxemburg, Ma-
rokko, Saudi-Arabien und Schweden. 

Unzufrieden zeigte sich der Ausschuss
bei der Prüfung des Berichts Burundis. Zu
wenig sei getan worden, um den Abschlie-
ßenden Bemerkungen des Ausschusses
aus dem Jahr 2001 Folge zu leisten. Ins-
besondere die dringend erforderlichen Än-
derungen der diskriminierenden Gesetz-
gebung seien ausgeblieben. So gelten laut
Familienrecht für Männer und Frauen
weiterhin unterschiedliche Mindestalter
zur Eheschließung, und der Mann bleibt
der Haushaltsvorstand. Besorgnis erregte
auch die hohe Zahl von Frauen und Mäd-
chen, die Opfer sexueller Gewalt werden
und dabei besonders die Tatsache, dass
die Täter oft straffrei bleiben. In vielen Fäl-
len werden außergerichtliche oder gütliche
Einigungen durchgesetzt, zum Teil sogar
die Verheiratung des Opfers mit dem Tä-
ter. Positiv bewerteten die Sachverstän-
digen die Einführung kostenloser Grund-
schulbildung und einer Frauenquote von
30 Prozent für das Parlament.

Der CEDAW war beeindruckt von der
modernen Infrastruktur in Saudi-Arabien,
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insbesondere vom hohen Standard bei
der Bildung und den Gesundheitsdiens-
ten. Jedoch wurde Saudi-Arabiens wei-
terhin geltender Vorbehalt zur Konven-
tion, diese gelte nur insoweit sie nicht der
Scharia widerspricht, erneut kritisiert.
Dieser sei so weit gefasst, dass er gegen
Sinn und Zweck des Übereinkommens ver-
stoße. Auch die Auffassung von Gleich-
berechtigung auf Seiten der Regierung
lässt laut Ausschuss zu wünschen übrig:
Statt gleicher Rechte gelten in Saudi-Ara-
bien ähnliche Rechte; gegenseitige Ergän-
zung und Harmonie zwischen den Ge-
schlechtern wird als Gleichberechtigung
angesehen.

Ein neues Gesetz in Frankreich zur bes-
seren Vermeidung und effektiveren Be-
strafung häuslicher Gewalt sowie ver-
schiedene Aufklärungskampagnen zum
Thema wurden vom CEDAW begrüßt.
Beide Maßnahmen scheinen dringend not-
wendig. Laut einer Studie sterbe alle drei
Tage eine Frau durch Gewalt ihres Part-
ners: Die Sachverständigen zeigten sich
angesichts dieser Zahlen äußerst besorgt.
Kritisch bemerkten sie auch den weiter-
hin geringen Anteil von Frauen im Parla-
ment, in den Regionalvertretungen, bei
führenden Posten in der Verwaltung und
im Privatsektor. Lobend äußerte man sich
zu den Bemühungen von Regierung und
Rundfunkbehörden, stärker gegen ge-
schlechtsspezifische Stereotype in der Wer-
bung vorzugehen.

Schweden kann man wohl in Bezug
auf Frauenrechte zu den Musterschülern
zählen. So gab es bei der Prüfung des Be-
richts viel Lob: Der Haushalt für die
Gleichstellungspolitik wurde 2007 um
das Zehnfache erhöht; das Ausländer-
recht sieht den Flüchtlingsstatus auch für
Personen vor, die aufgrund ihres Ge-
schlechts oder ihrer sexueller Orientie-
rung verfolgt werden; und durch die Ent-
wicklungszusammenarbeit der Schweden
werden zahlreiche Frauenrechtsprogram-
me gefördert. Negativ bewerteten die
CEDAW-Mitglieder, dass der Anteil der
Frauen in Führungspositionen besonders
im akademischen Bereich zu niedrig ist:
Nur 17 Prozent aller Professorenstellen
sind mit Frauen besetzt. Die schlechte
psychische Verfassung vieler junger Mäd-
chen bereitete ebenfalls Sorge. Diese
drücke sich durch einen Anstieg der ver-
suchten Selbstmorde und selbstzugefüg-
ten Verletzungen aus.

41. Tagung

Auf der Sommertagung behandelte der
CEDAW die Berichte aus Finnland, Groß-
britannien, Island, Jemen, Litauen, Nige-
ria, der Slowakei und Tansania.

Erfreut zeigten sich die Sachverständi-
gen angesichts des hohen Anteils der
Frauen in den politischen Institutionen
Islands. Frauen stellen 36,5 Prozent der
Kabinettsmitglieder, 31,8 Prozent der
Parlamentsabgeordneten und knapp 36
Prozent der Mitglieder von Kommunal-
regierungen. Der Umstand, dass Männer
im Schnitt 16 Prozent höhere Gehälter er-
halten als Frauen, wurde vom Ausschuss
negativ angemerkt. Besonders störte seine
Mitglieder dabei die Information, dass
dieser Unterschied von den Männern und
Frauen in Island anscheinend für akzep-
tabel gehalten wird. Dies weise auf stereo-
type Einstellungen hin. Sorgen bereiteten
zudem der hohe Alkoholkonsum von
Frauen sowie die Tatsache, dass Frauen
sich öfter mit HIV/Aids infizieren als
Männer.

Die Einrichtung eines Ausschusses zur
Reform diskriminierender Gesetzgebung
in Nigeria wurde von den Ausschussmit-
gliedern begrüßt. Zugleich wiesen sie
nochmals auf gravierende Probleme be-
stehender Regelungen hin: So lässt zum
Beispiel das Strafgesetzbuch von Nordni-
geria das Schlagen von Frauen zu, solange
es der Züchtigung dient und keine schwe-
ren Verletzungen verursacht. Äußerst be-
sorgt zeigten sich die Sachverständigen
hinsichtlich der in einigen Regionen im-
mer noch weit verbreiteten Praxis der Ge-
nitalverstümmlung, die noch nicht gesetz-
lich verboten ist, sowie der hohen Mütter-
sterblichkeit. Nigeria hat die zweithöchs-
te Müttersterblichkeitsrate der Welt.  

Einen Fortschritt verzeichnete der
CEDAW bei der Prüfung des Berichts Je-
mens. Dort hat die Regierung eine Quote
eingeführt, mit der bei den nächsten Wah-
len sichergestellt werden soll, dass min-
destens 15 Prozent der Parlamentssitze
an Frauen gehen. Gegenwärtig sind nur
0,3 Prozent der Parlamentarier weiblich.
Sehr besorgt äußerten sich die Sachver-
ständigen über das Strafrecht. Männer,
die ihre Frau oder ein weibliches Famili-
enmitglied bei Verdacht auf Untreue tö-
ten, werden nicht für Mord belangt. Einen
Rückschritt und einen ernsten Verstoß ge-
gen die Frauenrechtskonvention stellte der

Ausschuss bei der Änderung des Perso-
nenstandsrechts fest, demzufolge Mäd-
chen unter 15 Jahren heiraten dürfen, so-
lange der Erziehungsberechtigte zustimmt.
Laut Berichten seien einige der Mädchen
nicht einmal acht Jahre alt, so die Sach-
verständigen. Unter diesen Umständen
sei eine Verheiratung gleichzusetzen mit
Gewaltausübung, zudem bestünden erns-
te Gesundheitsrisiken. 

42. Tagung

Auf der Herbsttagung prüfte der Ausschuss
die Berichte aus Bahrain, Belgien, Ecua-
dor, El Salvador, Kanada, Kirgisistan, Ma-
dagaskar, der Mongolei, Myanmar, Por-
tugal, Slowenien und Uruguay.

Lobend äußerte sich der Ausschuss
zur Ausweitung des Vaterschaftsurlaubs
in Kanada. Besonders in Quebec habe die
Zahl der Männer, die die Regelung in An-
spruch nehmen, stark zugenommen. Die
Sachverständigen forderten weitere Maß-
nahmen, um den Anteil auch in anderen
Provinzen zu erhöhen. Erfreut zeigten sie
sich auch angesichts der sinkenden Frauen-
arbeitslosigkeit, den abnehmenden Ge-
haltsunterschieden zwischen Frauen und
Männern und des hohen Anteils von Frau-
en unter den Richtern des Landes. Nega-
tiv bewertet wurde vor allem die Situa-
tion in den Gefängnissen. Unter den Ge-
fangenen befänden sich überdurchschnitt-
lich viele Ureinwohnerinnen und Afro-
Kanadierinnen. In vielen Frauengefäng-
nissen gibt es männliche Wärter, was zu
sexueller Belästigung führen kann. In Ju-
gendhaftanstalten sind Mädchen und Jun-
gen oft in einer Einrichtung untergebracht,
was die Mädchen verstärkt Gewalt aus-
setzt. 

Die beachtlichen Fortschritte im Bil-
dungsbereich von Madagaskar fanden An-
erkennung durch den Ausschuss. Auf der
Insel im Indischen Ozean wurde der Zu-
gang von Mädchen zur Bildung verbes-
sert, Abbruchraten verringert, Anmeldege-
bühren abgeschafft und zusätzliche Klas-
senräume gebaut. Anlass zur Sorge bietet
jedoch weiterhin das hohe Vorkommen
von Gewalt gegen Mädchen und Frauen.
Dabei sei die Kultur des Schweigens und
der Straflosigkeit besonders gravierend, so
die Sachverständigen. Die meisten Opfer
erheben aus Angst vor Vergeltung keine
Anklage und werden oft durch traditio-
nelle Regeln sogar dazu angehalten, ihr
Zuhause für eine Weile zu verlassen.  



226 VEREINTE NATIONEN 5/2009

Nach langem Tauziehen einigten sich
die Mitgliedstaaten auf einen Kompro-
miss, der gegenüber dem Vorschlag des
Generalsekretärs Kürzungen von 546 Mil-
lionen US-Dollar vorsieht. Die Verhand-
lungen waren dieses Jahr äußerst schwie-
rig und standen mehrmals kurz vor dem
Abbruch. Die Positionen der großen Ge-
berstaaten (zusammen kommen sie für
den Löwenanteil der Friedensmissionen
auf), die sich als ›Gleichgesinnte‹ (Aus-
tralien, Europäische Union, Japan, Kana-
da, Neuseeland, Südkorea und die USA)
eng abstimmten, und der Gruppe der Ent-
wicklungsländer, zusammengeschlossen
in der G-77, standen sich in wesentlichen
Punkten diametral gegenüber. Am Ende
der regulären Sitzungszeit hatte man sich
lediglich auf die Budgets der bereits be-
endeten Missionen ONUB (Burundi),
UNAMSIL (Sierra Leone) und UNMEE
(Äthiopien und Eritrea) geeinigt. Erst als
die Missionen zu Paketen zusammenge-
fasst wurden, kam am letzten Wochen-
ende der offiziellen Sitzungsperiode der
erhoffte Durchbruch: Unter der Vermitt-
lung Mexikos konnte ein Kompromiss be-
züglich des finanziellen und personellen
Rahmens aller Missionen erreicht und an-
schließend die einzelnen Budgets ausge-
arbeitet werden (UN Doc. A/C.5/63/25
v. 24.6.2009).

Der Konflikt zwischen den Interessen
der großen Geber und der großen Trup-
pensteller (Pakistan, Bangladesch, Indien,
Nigeria, Nepal, Ruanda, Ghana, Jorda-
nien), unterstützt von der G-77, drohte
den 5. Hauptausschuss zu lähmen: Den
Gebern wird von Seiten der G-77 vorge-
worfen, die Mandate zwar einzurichten,
aber dann die für die Durchführung nöti-
gen Ressourcen zu verweigern. Umgekehrt
weisen die Geber die Forderungen der
Truppensteller nach immer mehr Mitteln
und Personal ohne eine effektive Kon-
trolle als überzogen zurück. In der Mitte
dieses Streites steht das UN-Sekretariat,
das aufgrund der komplizierten UN-inter-
nen Verfahren der Haushaltsaufstellung
nur wenig Handlungsspielraum hat.

Richtschnur für die Verhandlungen
waren die Empfehlungen des Beraten-
den Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen (ACABQ). Dieser emp-
fahl, den Haushaltsentwurf des General-
sekretärs um sieben Prozent (rund 550
Millionen US-Dollar) zu kürzen. Ziel der
EU waren weitere deutliche Kürzungen.
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Nach Auffassung der Ausschussmit-
glieder stehen mehrere Regelungen der
neuen Verfassung von Myanmar nicht im
Einklang mit der Konvention. Beispiels-
weise verbietet Kapitel 8 die Diskriminie-
rung bei der Besetzung von Regierungs-
posten mit der Einschränkung: »Dieser
Absatz soll in keiner Weise die Benen-
nung von Männern für Posten, die natur-
gegeben nur für Männer geeignet sind,
beeinträchtigen.« Besorgt zeigte man sich
hinsichtlich der Berichte über weit ver-
breitete sexuelle Gewalt gegen ländliche
Frauen der Shan, Mon, Karen, Palaung
und Chin, meist ausgeübt durch die Streit-
kräfte, die straffrei bleiben. Besonders kri-
tisierte der CEDAW auch, dass Opfer
sexueller Gewalt sich erst bei der Polizei
melden müssen, bevor sie medizinische
Hilfe erhalten können. Viele Opfer ver-
zichten daher auf medizinische, psycho-
logische oder juristische Hilfe. Sehr kri-
tisch äußerten sich die Sachverständigen
zudem zur großen Zahl vermeidbarer To-
desfälle, oft herbeigeführt durch Unter-
ernährung, Infektionskrankheiten und
Komplikationen in der Schwangerschaft.
Positiv bewerteten die Sachverständigen,
dass die Mehrheit der Universitätsabsol-
venten Frauen sind.

Wie schon in seinen vorherigen Ab-
schließenden Bemerkungen zu Kirgisistan,
brachte der Ausschuss seine Kritik darü-
ber zum Ausdruck, dass die Praxis der
Brautentführung trotz Verbots weiter
existiert. Diese Tradition führe meist zu
Zwangsehen, die klar gegen Art. 16 der
Konvention verstoßen. Auch die Situation
der Frauen auf dem Arbeitsmarkt wurde
bemängelt. Die Frauenarbeitslosigkeit sei
hoch, der Gehaltsunterschied zu Männern
beachtlich und zu oft sind Frauen nur in
den traditionellen Beschäftigungsfeldern
tätig. Positiv bewertete der CEDAW hin-
gegen ein neues Gesetz zu staatlichen Ga-
rantien für Gleichheit von Rechten und
Chancen sowie die Einführung einer Quo-
tenregelung für das Parlament.

Beeindruckt zeigten sich die Sachver-
ständigen über die engagierte Zivilgesell-
schaft in El Salvador, die sich aktiv für
Frauenrechte einsetzt. Die Zusammenar-
beit der Regierung mit nichtstaatlichen Or-
ganisationen solle dabei aber weiter ver-
bessert werden. Gelobt wurden ferner die
Bemühungen, den Anteil der Mädchen an
der Schulbildung zu erhöhen, die flexiblen
Regelungen, um Abbrecherinnen eine Fort-

Verwaltung 
und Haushalt

5.  Hauptausschuss der
Generalversammlung | 
63. Tagung 2008/2009 |
Friedenssicherungshaushalt
■ Rekordhaushalt von 

7,7 Mrd. US-Dollar bewilligt
■ Streit zwischen Geber- und 

Truppenstellerländern
■ Wichtige Themen vertagt

Julian Pfäfflin · Jörg Stosberg

(Vgl. Thomas Thomma, Generalversammlung: 62.

Tagung 2007/2008, Haushalt, VN, 3/2008, S. 130ff.)

Erst mit drei Wochen Verspätung gelang
es dem Verwaltungs- und Haushaltsaus-
schuss (5. Hauptausschuss) der UN-Gene-
ralversammlung am 25. Juni 2009, sich
auf den Haushalt der 15 friedenserhalten-
den Maßnahmen für das Haushaltsjahr
1. Juli 2009 bis 30. Juni 2010 zu einigen.
Der Haushalt erreicht mit einem Volumen
von 7 734 787 700 US-Dollar eine neue
Rekordhöhe: In nur vier Jahren (2005–
2006: 3,52 Milliarden US-Dollar) ver-
doppelten sich die Ausgaben und über-
steigen nun den ordentlichen Haushalt
um fast das Dreifache. Explodierende Kos-
ten, verspätet vorgelegte Sekretariatsbe-
richte und die Politisierung des Ausschus-
ses – mit der das mangelnde Mitentschei-
dungsrecht im Sicherheitsrat jener Mit-
gliedstaaten, die gleichzeitig Haupttrup-
pensteller sind, kompensiert wird – erge-
ben bei den Budgetverhandlungen eine un-
glückliche Gemengelage. Der Ausschuss
kam zu seinen Beratungen in der Zeit
vom 11. Mai bis 25. Juni 2009 zusammen.

setzung ihrer Ausbildung zu ermöglichen
sowie auf Frauen spezialisierte Alphabeti-
sierungsprogramme. Dennoch seien die
Analphabetinnenrate und die Zahl der
Schulabbrecherinnen besonders in den
ländlichen Gegenden noch zu hoch. Be-
sorgnis äußerte man auch zur hohen Zahl
an Teenager-Schwangerschaften und illega-
len Abtreibungen bei sehr jungen Frauen.
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Zusätzlich strebte die EU Einsparungen
von 2,5 Prozent bei den veranschlagten
operativen Kosten über alle Missionen
hinweg an. Damit sollte der Tendenz ei-
nes seit Jahren stetig wachsenden Frie-
denssicherungshaushalts entgegengewirkt
werden, bei gleichzeitiger Effizienzsteige-
rung und Stärkung der Kontrollmecha-
nismen. Die Forderung der EU nach zu-
sätzlichen pauschalen Kürzungen gründe-
te auf der Praxis der UN-Hauptabteilung
Friedenssicherungseinsätze (DPKO) der
vergangenen Jahre, die Haushalte der Frie-
densmissionen regelmäßig zu hoch anzu-
setzen, um damit unvorhersehbare Mehr-
ausgaben decken zu können. 

Umgekehrt der Ansatz der G-77: Sie
strebte ein Haushaltsvolumen von rund
130 Millionen US-Dollar über dem Vor-
schlag des ACABQ (und 420 Millionen
US-Dollar unter dem Vorschlag des Ge-
neralsekretärs) an. Bei einzelnen Missio-
nen lehnte sie jegliche Kürzungen des Vor-
schlags des Generalsekretärs kategorisch
ab. Dabei wehrte sich die G-77 erfolg-
reich gegen die Forderungen nach pau-
schalen Kürzungen, stimmte aber am En-
de einem Vorschlag knapp unterhalb der
ACABQ-Empfehlungen zu, so dass alle
Seiten ihr Gesicht wahren konnten.

Die G-77 verfolgte von Beginn an eine
konfrontative Strategie und versuchte, ei-
gene Themen und Prioritäten auf die Agen-
da zu setzen und voranzutreiben. Am er-
sten Verhandlungstag verweigerte sie die
Annahme der Tagesordnung mit dem Ziel,
unliebsame Themen der so genannten the-
menübergreifenden Resolution (cross-
cutting resolution) nicht zu behandeln,
die sich mit allgemeinen Aspekten der
Friedenssicherung befasst, wie etwa Dis-
ziplinarmaßnahmen, missionsübergreifen-
den Managementfragen und internem Auf-
sichtswesen. Der Ausschuss verlor durch
die Versuche der G-77, die Themen dieser
Resolution zu diktieren, zwei Tage seiner
Sitzungszeit. Die EU und die ›Gleichge-
sinnten‹ reagierten auf diese Taktik mit
einem Schulterschluss, so dass in den we-
sentlichen Konsultationen neben der EU
auch Australien, Japan, Kanada, Neusee-
land, Südkorea und die USA am Verhand-
lungstisch saßen und zunehmend gemein-
same Resolutionsentwürfe einbrachten.
Dieses Verhalten stand im Gegensatz zu
früheren Sitzungen, in denen divergieren-
de Interessen die Position der großen Ge-
ber schwächten. Eine neue Dynamik ließ

sich auch bei der Afrikanischen Union er-
kennen, die oft in Eigenregie die sie be-
treffenden Missionen bearbeitete und oh-
ne erkennbare Einmischung der üblichen
Wortführer der G-77 im 5. Hauptaus-
schuss handelte.

Hauptstreitpunkte waren neben den
vorgeschlagenen pauschalen Kürzungen
vor allem die unter dem Eindruck des stei-
genden Ölpreises veranschlagten Treib-
stoffkosten für die Fahrzeugflotte, die je
nach Mission einige Millionen US-Dollar
Unterschied in den Budgetplanungen aus-
machen. Die G-77 beharrte, trotz der mitt-
lerweile wieder stark gesunkenen Treib-
stoffpreise, auf den alten Berechnungen.
Am Ende konnten die Kosten auf ein für
alle Seiten akzeptables Maß zurückge-
schraubt werden.

Ferner gab es Streit um die Nutzung
des UN-Umschlagplatzes in Entebbe,
Uganda: Die G-77 drängte auf die Auf-
wertung Entebbes zu einem Logistikzen-
trum wie die bereits bestehende Basis in
Brindisi, Italien. Die EU erwiderte, dass
Entebbe im Vergleich zu Brindisi keinen
Seehafen besäße, über den Güter kosten-
günstig verschoben werden können. Ein
Kompromiss regt für die Zukunft die ver-
mehrte Nutzung Entebbes für Missionen
vor allem im östlichen Afrika an.

Die Praxis des UN-Sekretariats, nicht
benötigtes Kapital von mittlerweile über
185 Millionen US-Dollar aus bereits be-
endeten Missionen nicht an die Mitglied-
staaten rückzuerstatten, führte zu erheb-
lichen Irritationen. Das Sekretariat wies
auf ausstehende Zahlungen unter ande-
rem der USA hin. Erst nach vollständi-
ger Zahlung der Beiträge sei auch eine
abschließende Rückerstattung möglich.
Die G-77 weigerte sich, die Rückerstat-
tung auf die Tagesordnung zu setzen, was
sie jedoch nicht hinderte, eine Erstattung
aus der beendeten Beobachtermission der
Vereinten Nationen für Irak und Kuwait
(UNIKOM) an Kuwait durchzusetzen.
Das Thema Rückerstattungen wird auf
der 64. Tagung wieder aufgegriffen wer-
den und birgt weiterhin Konfliktpoten-
zial.

Die themenübergreifende Resolution
sorgte bis zuletzt für Kontroversen: Nach-
dem die G-77 sich geweigert hatte, den
EU-Entwurf zu verhandeln, brachte sie
am letzten offiziellen Sitzungstag einen
Resolutionsentwurf mit über 120 neuen
Absätzen ein, was von den ›Gleichgesinn-

ten‹ als Affront aufgefasst wurde und zum
Abbruch der Verhandlungen führte.

Ein weiteres Hindernis für die Beratun-
gen war die zu späte Übermittlung der Be-
richte des Sekretariats und des ACABQ
an den 5. Hauptausschuss: Der Bericht
des ACABQ zur Mission in der Demo-
kratischen Republik Kongo (MONUC)
lag dem Ausschuss erst am Vorabend der
geplanten Behandlung vor, so dass eine
intensive Prüfung der mit einem Budget
von 1,4 Milliarden US-Dollar und rund
22 000 Soldaten und zivilem Personal
zweitgrößten Friedensmission nur bedingt
möglich war.

Es zeigt sich, dass der 5. Hauptaus-
schuss seiner Rolle, die Haushalte und
personelle Ausstattung der friedenserhal-
tenden Maßnahmen sorgfältig zu prü-
fen, nicht mehr gerecht werden kann.
Betrachtet man die Höhe des beschlos-
senen Haushalts, den Umfang der perso-
nellen (etwa 115 000 Soldaten und zivi-
les Personal) und logistischen Unterstüt-
zung sowie die zunehmende Komplexität
der Missionen, ist eine effiziente Kontrol-
le der Friedenssicherungshaushalte kaum
noch möglich.

Durch die Weigerung zahlreicher De-
legationen in der Sitzungszeit, Kompro-
missen zuzustimmen, mussten wichtige
Themen auf den Herbst vertagt werden.
Reformüberlegungen zur Arbeit des 5.
Hauptausschusses und des ACABQ gibt
es und werden von allen Seiten, insbe-
sondere von der EU, gefordert. Im Ge-
spräch sind eine Ausweitung der Ta-
gungszeit des 5. Hauptausschusses im
Mai von derzeit vier auf sechs Wochen,
die rechtzeitige Bereitstellung der benötig-
ten Dokumente durch den ACABQ und
die bessere Abstimmung der Sitzungen und
Arbeitsabläufe von 5. Hauptausschuss,
ACABQ und UN-Sekretariat. Doch auch
die Reformüberlegungen werden entlang
der Linie zwischen Geberstaaten und Ent-
wicklungsländern politisiert.

Die Grabenkämpfe zwischen den gro-
ßen Gebern auf der einen und den großen
Truppenstellern auf der anderen Seite blei-
ben für die nahe Zukunft erhalten. Der
Balanceakt zwischen politischem An-
spruch und der finanziellen, personellen
und logistischen Ausstattung der Missio-
nen bleibt eine ständige Herausforderung.
Die im Sommer 2009 erschienene Studie
›A New Partnership Agenda: Charting a
New Horizon for UN Peacekeeping‹ des
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Rechtsfragen

IGH: 
Tätigkeit 2007/2008
■ Produktivstes Jahr seit Bestehen des 

Gerichtshofs
■ Entscheidungen zum Kaukasus-Krieg, 

zum kroatischen Völkermord-Verfah-
ren und zu Territorialstreitigkeiten

■ Neue deutsche 
Unterwerfungserklärung

Christian J. Tams*

(Mit diesem Beitrag beginnt eine jährliche

Berichterstattung über die Tätigkeit des IGH. Der

nachfolgende Bericht fasst einmalig zwei Jahre

zusammen, die nachfolgenden Berichte werden

jeweils ein Jahr abdecken. Die zusammenfassende

Berichterstattung setzt die bisherigen Berichte zu

den einzelnen Urteilen des IGH von Karin Oellers-

Frahm fort. Zuletzt: Bosnien-Herzegowina gegen

Jugoslawien, VN, 4/2007, S. 163ff.)

Die Jahre 2007 und 2008 waren für den
Internationalen Gerichtshof (IGH) ereig-
nisreich. In ihrem Bericht an die General-
versammlung bezeichnete die damalige
Gerichtspräsidentin Rosalyn Higgins die
Zeit zwischen Mitte 2007 und Mitte 2008
als das »produktivste Jahr« in der Ge-
schichte des Gerichtshofs.1 Ende 2007 wa-
ren elf, ein Jahr später insgesamt 16 Ver-
fahren anhängig. Diese Zahlen liegen deut-
lich über dem Durchschnitt vergangener
Jahrzehnte und zeigen, dass der IGH als
Institution gefragt ist. 

Im Charakter der anhängigen und
entschiedenen Verfahren spiegelt sich die
Breite des Völkerrechts wider: Neben tra-
ditionell bedeutsame Territorialstreitigkei-
ten treten Fragen der Strafrechtsanwen-
dung oder des Umweltvölkerrechts; zu-
dem wird der Gerichtshof zunehmend mit
zwischenstaatlichen Konflikten befasst.
Auch ist ein Trend zur geografischen Aus-
differenzierung erkennbar: An der Mehr-
zahl der Verfahren sind afrikanische, lat-
einamerikanische oder asiatische Staaten
beteiligt. Das noch immer gängige Vor-
urteil, der IGH sei ein Gerichtshof für eu-
ropäische Staaten, trifft weniger denn je
zu. All dies sind durchaus ermutigende
Zeichen, die von neuem Vertrauen vieler
Staaten in den IGH zeugen.

Die Rechtsprechung

Im Berichtszeitraum fällte der Gerichts-
hof sieben Urteile und erließ drei Be-
schlüsse im Wege des einstweiligen Rechts-
schutzes. Auf das größte Interesse stieß
das Urteil vom 26. Februar 2007 im bos-
nischen Völkermord-Verfahren;2 hinzu
kommen wichtige Entscheidungen etwa
zum Verlauf von Seegrenzen in der Kari-
bik, zum Kaukasus-Krieg des Jahres 2008
sowie zum Verfahrensrecht. Betrachtet
man den Charakter der zugrunde liegen-
den Rechtsstreitigkeit, so lassen sich drei
Gruppen von Verfahren unterscheiden. 

a) Gebiets- und Grenzstreitigkeiten

Traditionell machen Gebiets- und Grenz-
streitigkeiten einen großen Teil der IGH-
Rechtsprechung aus. Dies gilt auch für
die Jahre 2007 und 2008. 

Malaysia-Singapur

Im Verfahren zwischen Malaysia und Sin-
gapur hatte der IGH über die territoriale
Zugehörigkeit der Insel Pedra Branca/Pu-
lau Batu Puteh sowie nahe gelegener For-
mationen zu befinden. Im Urteil vom 23.
Mai 2008 stellte er fest, dass Pedra Bran-
ca zu Singapur gehöre. Im Gegensatz zu
anderen Grenzstreitigkeiten stützte er sich
dazu nicht auf die tatsächliche Ausübung
von Hoheitsgewalt, sondern auf ein Schrei-
ben des Sultans von Johor, in dem dieser
im Jahr 1953 erklärt hatte, keine An-
sprüche auf die Insel zu erheben. Malaysia
(als dessen Teil Johor 1957 unabhängig
wurde) musste sich dieses Schreiben ent-
gegenhalten lassen und mit der Souverä-

nität über die kleineren Inseln Middle
Rocks und South Ledge begnügen. 

Nicaragua-Kolumbien  
und Nicaragua-Honduras

Zwei andere Urteile betreffen Gebiets-
und Grenzstreitigkeiten in der Karibik.
In beiden Fällen rief Nicaragua den Ge-
richtshof an, um den Verlauf seiner See-
grenzen mit zwei Nachbarstaaten (Kolum-
bien und Honduras) sowie die territoria-
le Zuordnung umstrittener Inseln klären
zu lassen. Kolumbien bestritt die Zustän-
digkeit des Gerichtshofs, so dass dieser
am 13. Dezember 2007 zunächst nur ein
Zwischenurteil erlassen konnte; der hon-
duranisch-nicaraguanische Grenzstreit
wurde dagegen durch (End-)Urteil vom
8. Oktober 2007 beigelegt.

(i) Das Zwischenurteil im nicaragua-
nisch-kolumbianischen Rechtsstreit ent-
hält wichtige Aussagen zur Abgrenzung
der verschiedenen Phasen eines IGH-Ver-
fahrens. Bereits 1928 hatten beide Staa-
ten sich vertraglich darauf verständigt, drei
der umstrittenen Inseln Kolumbien zuzu-
sprechen. Insoweit hielt der IGH den Streit
für erledigt, im Übrigen bejahte er seine
Zuständigkeit. Umstritten war die Fest-
stellung der teilweisen Unzuständigkeit.
Denn zwar sprach der Vertrag von 1928
tatsächlich dafür, dass drei der umstritte-
nen Inseln zu Kolumbien gehören sollten.
Nicaragua aber hielt den Vertrag für un-
wirksam. Der Gerichtshof ging auf diesen
Aspekt nicht näher ein. Dies rief den be-
gründeten Widerspruch vieler Richter her-
vor, die Nicaraguas Argumente erst in der
Sache prüfen wollten. Dazu hätte die ko-
lumbianische Einrede mit der Hauptsa-
che verbunden werden müssen. 

(ii) Im nicaraguanisch-honduranischen
Rechtsstreit waren Zuständigkeit und Zu-
lässigkeit unbestritten, weshalb der Ge-
richtshof sich zur Sache äußern konnte.
Das detaillierte Urteil ist vor allem wegen
seiner Aussagen zur Abgrenzung von See-
grenzen bedeutsam. Bevor er sich dieser
Frage widmete, hatte der Gerichtshof fest-
gestellt, dass die vier umstrittenen Inseln
zu Honduras gehörten, weil es insbeson-
dere seit den neunziger Jahren dort Ho-
heitsrechte ausgeübt  (etwa Visa an Aus-
länder oder Fischereilizenzen vergeben)
hatte. Bei der Abgrenzung der jeweiligen
Seegrenzen beschritt der IGH methodisch
neue Wege. In der jüngeren IGH-Recht-

DPKO bietet interessante Ansätze, etwa
eine Verteilung der finanziellen und per-
sonellen Lasten auf möglichst viele staat-
liche, aber auch private Akteure. Neues
Konfliktpotenzial birgt die Agenda der 64.
Generalversammlung: Erstmals seit dem
Jahr 2000 wird der Beitragsschlüssel für
die Friedensmissionen neu verhandelt. Die
Konfliktlinien sind ähnlich, da die ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrats den zu-
sätzlichen, über den normalen Haushalts-
nachlass hinausgehenden Rabatt, den vie-
le Staaten bei den Friedensmissionen er-
halten, tragen müssen und an einer Neu-
regelung interessiert sind.
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* Der Verfasser war an zwei der im Folgenden behan-

delten Verfahren (Georgien-Russland; Kroatien-Serbien)

als Berater beteiligt.

1 Der IGH berichtet jährlich an die Generalversamm-

lung, jedoch von der Mitte des Jahres zur Mitte des

nächsten Jahres.

2 Vgl. Karin Oellers-Frahm, IGH: Bosnien-Herzegowina

gegen Jugoslawien, VN, 4/2007, S. 163ff.

3 Im Folgenden wird vereinfachend von Serbien ge-

sprochen. Dieses ist Teil der ehemaligen Bundesrepu-

blik Jugoslawien, die seit dem Jahr 2003 unter ›Serbien

und Montenegro‹ firmierte, von dem sich Montenegro

im Jahr 2006 abspaltete.

sprechung und Schiedspraxis zu dieser
extrem technischen, aber praktisch be-
deutsamen Materie hatte sich die so ge-
nannte Äquidistanz-Methode durchge-
setzt. Danach wird eine Linie gezogen, die
exakt in gleicher Entfernung zu Punkten
der Basislinien der streitenden Staaten ver-
läuft. Diese Äquidistanz-Linie kann dann
in einem zweiten Schritt aus Billigkeitser-
wägungen korrigiert werden. Im Streit
zwischen Nicaragua und Honduras war
die Äquidistanz-Methode problematisch,
weil einige Basispunkte nicht eindeutig be-
stimmt werden konnten und die Küstenli-
nie sich durch Anschwemmungen im Del-
ta eines Grenzflusses veränderte. Der Ge-
richtshof wählte daher eine andere Ab-
grenzungsart: Er wendete die so genann-
te Halbwinkel-Methode an, bei der die
Grenze einer Linie folgt, die den Winkel
halbiert, der aus den Linien der Küsten-
front beider Staaten gebildet wird. Diese
Halbierung auf gröberer Basis entsprach
im Grundsatz Nicaraguas Sicht, allerdings
wurde die gewonnene Grenzlinie zuguns-
ten Honduras verschoben, um der Bedeu-
tung der vier umstrittenen (hondurani-
schen) Inseln Rechnung zu tragen. In Son-
dervoten äußerten einige Richter Kritik
am ›Methodenwechsel‹ des Urteils. Mit
Recht wiesen sie darauf hin, dass auch die
bisherige Äquidistanz-Methode Abwei-
chungen zugelassen hatte; das Umschwen-
ken auf die Halbwinkel-Methode führe
daher zu noch mehr Rechtsunsicherheit
in einem ohnehin sehr unberechenbaren
Rechtsgebiet. Nicht zuletzt das Verfahren
zwischen Nicaragua und Kolumbien wird
zeigen, ob die Abkehr von der Äquidis-
tanz-Methode eine Ausnahme bleibt. Un-
abhängig von dieser methodischen Frage
führen beide Verfahren den Prozess der
verbindlichen Abgrenzung maritimer Ein-
flusszonen im karibischen Raum fort. Be-
denkt man die Sensibilität territorialer
Streitigkeiten, so ist schon dies ein Wert
an sich. 

b) Gewaltsame zwischenstaatliche 
Konflikte

In drei Verfahren hatte sich der Gerichts-
hof mit schweren zwischenstaatlichen
Konflikten auseinanderzusetzen: Die zwei
Völkermord-Verfahren zwischen Bosnien-
Herzegowina und Serbien3 sowie Kroatien
und Serbien betreffen Völkerrechtsver-
stöße während der jugoslawischen Krie-
ge der Jahre 1991 bis 1995; das Rassen-

diskriminierungs-Verfahren findet seine
Grundlage im Kaukasus-Krieg des Jahres
2008. Aus Sicht des IGH sind derartige
hochpolitische Verfahren zweischneidig:
Einerseits unterstreichen sie die Bedeutung
des Gerichtshofs, dem durchaus eine Funk-
tion bei der Lösung essenzieller Streitfra-
gen beigemessen wird. Andererseits ist der
Gerichtshof zumeist auf eine nachträgli-
che Beurteilung beschränkt. Auch kann
er Konflikte kaum je in ihrer Gesamtheit
beurteilen, da er nur für begrenzte Teilas-
pekte zuständig ist. In den Entscheidun-
gen der Jahre 2007 und 2008 werden bei-
de Probleme deutlich. Dies kann anhand
des kroatischen Völkermord-Verfahrens
sowie des Rassendiskriminierungs-Verfah-
rens illustriert werden:

Das kroatische Völkermord-Verfahren

Im Verfahren zwischen Kroatien und Ser-
bien wird seit nunmehr einem Jahrzehnt
darüber verhandelt, ob Serbien seine Ver-
pflichtungen aus der Völkermord-Kon-
vention gegenüber Kroatien verletzt hat
– nur für diese Frage kann überhaupt ei-
ne IGH-Zuständigkeit behauptet wer-
den. Weiter kompliziert wird das Ver-
fahren durch Unsicherheiten bei der Fra-
ge nach der Mitgliedschaft Serbiens in
den Vereinten Nationen (die gemäß Art.
35 des IGH-Statuts auch seine Partei-
fähigkeit vor dem IGH beeinflusst): Ser-
bien hatte lange Zeit behauptet, als
Rechtsnachfolger des ehemaligen Jugos-
lawiens dessen UN-Mitgliedschaft fort-
zuführen; die Mehrheit der UN-Mitglie-
der hatte diesen Anspruch zurückgewie-
sen. Nach dem Sturz des Regimes von
Slobodan Milosevic hatte es diese Identi-
tätsthese aufgegeben und war Ende 2000
als neues Mitglied in die Vereinten Na-
tionen aufgenommen worden. Im Jahr
2001 war es dem Übereinkommen über
die Verhütung und Bestrafung des Völ-
kermordes (kurz: Völkermordkonventi-
on) beigetreten, hatte jedoch die Zustän-
digkeit des IGH zur Entscheidung über
Streitigkeiten durch einen Vertragsvorbe-
halt ausgeschlossen. 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Wirrnis-
se war auch das kroatisch-serbische Ver-
fahren bis 2008 nicht über Fragen der
Zuständigkeit und die Zulässigkeit hin-
ausgekommen. In seinem Zwischenurteil
vom 19. November 2008 hatte sich der
IGH mit zwei serbischen Einreden aus-
einanderzusetzen: 

(i) Zum Zeitpunkt der Klageerhebung
im Jahr 1999 sei es kein Mitglied der
Vereinten Nationen und somit ohne Zu-
gang zum Gericht gewesen. 

(ii) Aufgrund des serbischen Vertrags-
vorbehalts sei der IGH nicht zuständig,
über Verletzungen der Völkermord-Kon-
vention zu entscheiden. In seinem Urteil
wies der Gerichtshof beide Einreden zu-
rück. 

Zu (i): Insbesondere die Entscheidung
zur Frage des Gerichtszugangs kam durch-
aus überraschend. Denn im Kosovo-Ver-
fahren zwischen Serbien und verschiede-
nen NATO-Mitgliedstaaten hatte der IGH
Serbien den Zugang zum Gericht ver-
wehrt, weil es bei Klageerhebung im Jahr
1999 ja kein UN-Mitglied gewesen sei.
Dieser Aspekt hatte schon im bosnischen
Völkermord-Verfahren eine erhebliche
Rolle gespielt; damals hatte der IGH aber
plausibel erklären können, die bosnische
Klage bereits 1996 in einem Zwischenur-
teil zugelassen zu haben. Im Kroatien-
Verfahren gab es kein derartiges vorheri-
ges Urteil. Viele Beobachter hatten daher
erwartet, dass der Gerichtshof die kroati-
sche Klage abweisen würde, weil Serbien
zum Zeitpunkt der Klageerhebung (1999)
eben nicht UN-Mitglied gewesen war.
Der Gerichtshof kam zu einem anderen
Ergebnis. Seiner Ansicht nach war Kroa-
tiens Klage zwar zum Zeitpunkt der Er-
hebung unzulässig; der serbische UN-Bei-
tritt habe dieses Problem aber nachträg-
lich geheilt. Diese verschlungene Argu-
mentation traf auf heftige Kritik einer Ge-
richtsminderheit, die die zentrale Bedeu-
tung des Zugangs zum Gericht hervor-
hob. Und in der Tat befremdet das Hin
und Her der IGH-Rechtsprechung zur ser-
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bischen UN-Mitgliedschaft. Auch mit dem
Grundsatz der Parteiengleichheit scheint
es nur schwer zu vereinbaren, dass Serbi-
en im Jahr 1999 mangels Gerichtszugang
keine Klage erheben durfte, wohl aber ver-
klagt werden konnte. 

Zu (ii): Die Entscheidung zur zweiten
serbischen Einrede war ebenfalls kontro-
vers. Der IGH erklärte, dass Serbien auch
schon vor seinem Beitritt im Jahr 2001
an die Völkermordkonvention gebunden
war. Dies ergebe sich aus einer Erklärung
aus dem Jahr 1992, in der Vertreter der
Parlamente Serbiens und Montenegro be-
kräftigt hatten, die völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen Jugoslawiens fortzuführen.
Der Gerichtshof sah darin eine Selbstbin-
dung, die Serbien nicht nachträglich habe
lösen können. Dieser Interpretation liegt
eine weite Auslegung der Erklärung zu-
grunde, die der formellen Vorgabe des
Rechts der Staatennachfolge nicht zu ge-
nügen scheint. Andererseits hatte Serbien
selbst in den neunziger Jahren keinen
Zweifel an seiner Bindung an die Völker-
mordkonvention gelassen und nicht zu-
letzt auf ihrer Grundlage die Kosovo-Ver-
fahren gegen diverse NATO-Staaten ein-
geleitet.

Insgesamt bildet das kroatische Völ-
kermord-Urteil den vorläufigen Endpunkt
der Auseinandersetzungen um den recht-
lichen Status Serbiens und sein Verhält-
nis zu den Vereinten Nationen. Die recht-
liche Aufarbeitung dieser Problematik war
für den Gerichtshof undankbar, weil auch
Generalversammlung und Sicherheitsrat
an pragmatischen Lösungen und nicht an
Rechtsklarheit interessiert waren. Den-
noch kann man dem Gerichtshof kein gu-
tes Zeugnis ausstellen. Seine Rechtspre-
chung hat die große Unsicherheit nur noch
verstärkt und ist zu Recht als »consis-
tently inconsistent« (Yehuda Blum) be-
zeichnet worden. Das Zwischenurteil vom
19. November 2008 hat zur Folge, dass
Kroatien und Serbien sich nun, knapp
20 Jahre nach dem kroatischen Unab-
hängigkeitskrieg, über die einzig relevan-
te Sachfrage des IGH-Verfahrens ausein-
andersetzen können: ob Serbien gegen-
über Kroatien seine Verpflichtungen aus
der Völkermordkonvention verletzt hat.
Ob diese Auseinandersetzung zu Rechts-
frieden und Gerechtigkeit auf dem Bal-
kan beiträgt oder nur bereits verheilen-
de Wunden wieder aufreißt, ist durch-
aus offen.

Das Rassendiskriminierungs-Verfahren 

Im wohl dramatischsten Verfahren des
Jahres 2008 hatte der Gerichtshof sich
mit Aspekten des Kaukasus-Krieges aus-
einanderzusetzen. Wenige Tage nach Aus-
bruch des Krieges Anfang August 2008
hatte Georgien Klage vor dem IGH erho-
ben und diese mit einem Antrag auf einst-
weiligen Rechtsschutz verbunden. Wie in
den Völkermord-Verfahren war die IGH-
Zuständigkeit auf einen Teilaspekt des
Konflikts beschränkt: Da Russland sich
der IGH-Gerichtsbarkeit nicht generell
unterworfen hat und auch andere Schieds-
klauseln nicht eingriffen, stützte Georgien
seine Klage auf das Übereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Rassendiskri-
minierung von 1965. Gegen dieses habe
Russland verstoßen, weil es – so die geor-
gische Argumentation – Rechte der geor-
gischen Volksgruppe systematisch verletzt
habe und Rechtsverletzungen durch osse-
tische wie abchasische Milizen nicht ent-
gegengetreten sei. 

Vor dem Gerichtshof wurde 2008 der
georgische Antrag auf einstweiligen Rechts-
schutz verhandelt. In einem solchen Eil-
verfahren prüft der IGH Zuständigkeit
und Zulässigkeit nicht umfassend und
kann die Parteien verpflichten, bestimm-
te Handlungen bis zum Erlass des eigent-
lichen Urteils zu unterlassen. Umstritten
war insbesondere, ob der Konflikt tat-
sächlich als Streit über Fragen der Ras-
sendiskriminierung charakterisiert wer-
den konnte. Im Beschluss vom 15. Okto-
ber 2008 akzeptierte der Gerichtshof diese
georgische Charakterisierung zumindest
im Rahmen des Eilverfahrens mit knapper
Mehrheit; zudem hielt er fest, dass Russ-
land auch außerhalb des russischen Staats-
gebiets menschenrechtliche Standards des
Übereinkommens beachten müsse.

Bei seinen eigentlichen Schutzanord-
nungen blieb der IGH dann jedoch hinter
den georgischen Erwartungen zurück. Sein
Beschluss richtet sich nicht einseitig an
Russland, sondern verpflichtet beide Par-
teien, im Konfliktgebiet Akte der Rassen-
diskriminierung zu unterlassen beziehungs-
weise zu unterbinden. Wenn Georgien vom
IGH eine deutliche Stärkung seiner völ-
kerrechtlichen Position erwartet haben
sollte, konnte es mit diesen Aussagen nicht
zufrieden sein. Ohnehin aber hatte sich
die Situation zum Zeitpunkt des Gerichts-
beschlusses so weit beruhigt, dass dieser

nur noch eine begrenzte Wirkung entfalten
konnte. Das Rassendiskriminierungs-Ver-
fahren illustriert daher insgesamt die Pro-
blematik einer Einbeziehung des IGH in
laufende, ›heiße‹ Konflikte. 

c) Weitere Verfahren

In weiteren Entscheidungen äußerte sich
der Gerichtshof insbesondere zu Fragen
des diplomatischen Schutzes für Staatsan-
gehörige sowie der Rechtshilfe in Strafsa-
chen. 

1. Das Zwischenurteil vom 24. Mai
2007 im Diallo-Verfahren betraf Fragen
des diplomatischen Schutzes. Guinea hatte
die Demokratische Republik Kongo ver-
klagt, weil diese Rechte des guineischen
Unternehmers Ahmadou Sadio Diallo und
zweier von ihm geführten Gesellschaften
verletzt habe. Kongo bestritt unter ande-
rem die Klagebefugnis Guineas. Die Un-
ternehmen Diallos seien Unternehmen
nach kongolesischem Recht, daher könne
Guinea keine Schutzrechte ausüben. Der
IGH hielt diese Einrede aufrecht. Damit
bekräftigte er die traditionelle Sicht, nach
der nur der Heimatstaat Rechte von Un-
ternehmen völkerrechtlich geltend ma-
chen kann. Die grundlegende Festlegung
geht auf das nunmehr 40 Jahre alte Urteil
im Fall ›Barcelona Traction‹ zurück. Die
Bekräftigung dieser Position ist bedeut-
sam, weil sich Staaten in Verträgen zu-
nehmend darauf verständigen, etwa den
diplomatischen Schutz von Minderheits-
aktionären zuzulassen. Das Diallo-Urteil
steht solchen vertraglichen Regelungen
nicht entgegen. Fehlen sie (wie hier), so
kann der Heimatstaat nur Verletzungen
von Individualrechten einschließlich et-
waiger Rechte des Geschäftsführers gel-
tend machen.

2. Durch Beschluss vom 5. Juni 2008
gab der IGH einem Antrag Mexikos auf
einstweiligen Rechtsschutz statt und ver-
pflichtete die USA, während des laufen-
den IGH-Verfahrens auf die Hinrichtung
fünf mexikanischer Staatsangehöriger zu
verzichten. Der zugrunde liegende Sach-
verhalt ist vergleichbar mit dem des ›La-
Grand-Verfahrens‹, in dem die Bundes-
republik Deutschland vor dem Internatio-
nalen Gerichtshof das Recht ihrer Staats-
angehörigen auf konsularischen Beistand
geltend gemacht hatte. Verfahrensrecht-
lich weist das mexikanische Verfahren
Besonderheiten auf, weil Mexiko – um
das Problem der Zuständigkeit zu umge-
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hen – einen Antrag auf Wiederaufnahme
seines bis 2004 durchgeführten Avena-
Verfahrens stellte. 

3. Durch Urteil vom 4. Juni 2008 stell-
te der Gerichtshof fest, dass Frankreich
gegenüber Dschibuti seine Verpflichtun-
gen aus einem bilateralen Rechtshilfeüber-
einkommen verletzt habe. Dies war er-
wartet worden, hatten französische Be-
hörden sich doch ohne nähere Begrün-
dung geweigert, Gerichtsakten nach Dschi-
buti zu übersenden. Bedeutsamer war,
dass der Gerichtshof die weitergehenden
Anträge Dschibutis abwies: So befand er
zwar, dass französische Gerichte dschibu-
tische Würdenträger nicht einfach (wie
2005 geschehen) zur Aussage ›vorladen‹
könnten, sah in diesem Verhalten aber kei-
nen Völkerrechtsverstoß. Insgesamt trug
das IGH-Verfahren vor allem dazu bei,
die diplomatischen Verstimmungen zwi-
schen beiden Staaten beizulegen.

4. Durch Beschluss vom 23. Januar
2007 lehnte der Gerichtshof einen An-
trag Uruguays auf einstweiligen Rechts-
schutz im ›Pulp-Mills-Verfahren‹ ab. Hin-
tergrund des Verfahrens ist der Streit zwi-
schen Uruguay und Argentinien über den
Bau von Zellulosefabriken. Nach Ansicht
Argentiniens bedroht das Projekt die Was-
serqualität des (beide Staaten trennenden)
Flusses Uruguay. 2006 hatte der IGH es
abgelehnt, die Regierung Uruguays zu ei-
nem einstweiligen Baustopp zu verpflich-
ten. Nunmehr lehnte er die Forderung
des Staates ab, Argentinien müsse seine
Staatsangehörigen davon abhalten, durch
Blockaden den Fortgang des Baues zu
verhindern. Mittlerweile haben sich der-
artige Aufgeregtheiten gelegt und das Ver-
fahren hat das Hauptsache-Stadium er-
reicht. 

Anhängige Verfahren

Die Entscheidungen der Jahre 2007 und
2008 zeigen, mit welcher Vielfalt von
Rechtsfragen der Gerichtshof betraut wird.
Die Liste neuer Verfahren verstärkt die-
sen Eindruck. Sie umfasst einen weiteren
Streit über Seegrenzen in Lateinamerika
(Peru-Chile), daneben aber auch weniger
klassische Fälle. Zu nennen sind die Kla-
ge Ecuadors gegen Kolumbien wegen des
Einsatzes von Unkrautbekämpfungsmit-
teln, der nicht zuletzt ecuadorianische Co-
ca-Felder betrifft; die Klage Mazedoniens
gegen Griechenland wegen dessen Vetos
gegen Mazedoniens NATO-Beitritt; fer-

ner schließlich eine deutsche Klage gegen
Italien (ausführlicher dazu weiter unten). 

Etwas in den Hintergrund gedrängt
werden diese zwischenstaatlichen Strei-
tigkeiten durch eine neue Gutachtenan-
frage: Mit Resolution 63/3 ersuchte die
Generalversammlung den Gerichtshof am
8. Oktober 2008, zur Völkerrechtsmäßig-
keit der kosovarischen Unabhängigkeits-
erklärung Stellung zu nehmen. Die An-
frage ist maßgeblich von Serbien betrie-
ben worden, hat in der Generalversamm-
lung aber eine klare Mehrheit gefunden.
Sie zeigt erneut, dass kontroverse politi-
sche Streitfragen häufig auf dem ›Umweg‹
des Gutachtenverfahrens vor den Gerichts-
hof gebracht werden können. Das große
Interesse am Verfahren lässt sich etwa
daran ermessen, dass 36 UN-Mitglied-
staaten schriftlich zur Anfrage Stellung
genommen haben. 

Organisatorische Fragen

In den Jahren 2007 und 2008 hat der Ge-
richtshof sein Verfahren weiter behut-
sam gestrafft. Neue Richtlinien (practice
directions) ermahnen die Parteien zu Kür-
ze in ihren Schriftsätzen und Plädoyers.
Sie stellen einen weiteren Versuch des Ge-
richtshofs dar, Parteivorträge auf wesent-
liche Verfahrensaspekte zu beschränken.
Echte Wirkung werden solche Ermahnun-
gen aber wohl nur entfalten, wenn der
Gerichtshof das Verfahren – etwa durch
Hinweise oder Nachfragen – stärker als
bisher steuert.

Wesentliche Veränderungen brachten
die Ende 2008 turnusgemäß durchgeführ-
ten Wahlen neuer Richter mit sich. Fünf
der 15 Richterposten waren zu besetzen.
Wiedergewählt wurden die Richter Awn
Shawkat Al-Khasawneh und Ronny Ab-
raham, neu gewählt António A. Cançado
Trindade, Christopher Greenwood und
Abdulqawi Ahmed Yusuf. Die britische
Juristin Dame Rosalyn Higgins trat nicht
zur Wiederwahl an. Sie hat die Arbeit des
Gerichtshofs seit ihrer Wahl 1995 und
insbesondere während ihrer Präsident-
schaft seit 2006 geprägt. Zwar sucht der
IGH Diskussionen über Gerichtsinterna
zu vermeiden. Dass Higgins bei Kollegen
wie bei Staatenvertretern und Wissen-
schaftlern hohes Ansehen genoss, ist je-
doch kein Geheimnis. Während ihrer Prä-
sidentschaft hat der Gerichtshof auch kon-
troverse Entscheidungen mit großen Mehr-
heiten getroffen, was für die hohe Inte-

grationskraft seiner Präsidentin spricht.
Auch das Bemühen des Gerichtshofs um
Verfahrensstraffungen sowie den syste-
matischen Umgang mit Beweisfragen sind
wohl maßgeblich auf die am ›common
law‹ geschulte Juristin zurückzuführen.

Deutschland und der IGH

Erwähnung verdienen Entwicklungen im
Verhältnis Deutschlands zum IGH. Seit
dem 1. Mai 2008 steht dieses auf einer
neuen Grundlage: Die Bundesrepublik hat
eine allgemeine Unterwerfungserklärung
nach Art. 36 Abs. 2 IGH-Statut abgege-
ben. Dadurch erklärt sich Deutschland be-
reit, Streitigkeiten aller Art – auch unab-
hängig von speziellen vertraglichen Ver-
einbarungen – vor dem IGH auszutra-
gen. Aus Sorge vor unliebsamen Klagen
sind davon allerdings Verfahren im Zu-
sammenhang mit militärischen Einsätzen
ausgenommen. Über die Notwendigkeit
dieses Vorbehalts kann man streiten. Den-
noch bleibt die deutsche Unterwerfungs-
erklärung ein wichtiger Schritt. Sie lässt
deutschen Bekenntnissen zum Völkerrecht
als normativer Ordnung des internatio-
nalen Systems Taten folgen und bringt
das Vertrauen Deutschlands in den Ge-
richtshof zum Ausdruck.

Ausdruck dieses Vertrauens ist es auch,
dass die Bundesrepublik im Dezember
2008 erneut eine Klage vor dem IGH er-
hoben hat. Das Verfahren richtet sich ge-
gen Italien und betrifft das völkerrechtli-
che Immunitätsrecht. Italienische Gerich-
te hatten die Bundesrepublik in den ver-
gangenen Jahren zur Zahlung von Scha-
denersatz wegen Verbrechen der deutschen
Wehrmacht verurteilt, was die Bundesre-
publik als Verletzung ihrer Immunität
ansieht. Über den konkreten Rechtsstreit
hinaus wird das IGH-Verfahren die um-
strittene Frage klären helfen, ob bei be-
sonders schwerwiegenden Völkerrechts-
verstößen die Immunität fremder Staaten
aufgehoben werden darf.

Dokumente: Report of the International Court of
Justice, 1 August 2006-31 July 2007, General As-
sembly, Official Records, Sixty-second Session, Suppl.
No. 4, UN Doc. A/RES/62/4 v. 10.8.2008; Report of
the International Court of Justice, 1 August 2007-31
July 2008, General Assembly, Official Records, Sixty-
third Session, Suppl. No. 4, UN Doc. A/RES/63/4 v.
7.8.2008; Sämtliche Entscheidungen sind auch auf der
Webseite des IGH abrufbar: http://www.icj-cij.org
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Völkerrechtskommission: 
60. Tagung 2008
■ Abschluss der Arbeiten zum Recht der 

grenzüberschreitenden Grundwasser-
vorkommen

■ Fortschritte bei den Themen 
Vorbehalte bei Verträgen, Auswir-
kungen kriegerischer Konflikte auf 
Verträge und Verantwortlichkeit 
internationaler Organisationen

■ Schutz von Personen im Katastrophen-
fall und Immunität staatlicher Amts-
träger vor ausländischer Strafgerichts-
barkeit als Themen erstmals behandelt

Nina Hüfken

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Nina Hüfken

über die 59. Tagung 2007, VN 4/2008, S. 177f., fort.)

Ein äußerst umfangreiches Arbeitspro-
gramm bewältigte die Völkerrechtskom-
mission (International Law Commission
– ILC) in ihrem Jubiläumsjahr 2008. Die
34 unabhängigen Völkerrechtsexperten,
darunter das deutsche Mitglied Georg Nol-
te, traten anlässlich der 60. Tagung zu zwei
Sitzungen von jeweils gut einmonatiger
Dauer (5.5. – 6.6. und 7.7. – 8.8.2008) in
Genf zusammen. Aus Anlass des sechzi-
gjährigen Bestehens des mit der Kodifi-
zierung und Weiterentwicklung des Völ-
kerrechts betrauten Expertengremiums
fand zudem am 19.5.2008 eine Jubiläums-
feier statt. Hauptrednerin war die Präsi-
dentin des Internationalen Gerichtshofs
Rosalyn Higgins.  

Zum Thema Gemeinsame natürliche
Ressourcen schlossen die Kommissions-
mitglieder die Arbeiten zum Recht der
grenzüberschreitenden Grundwasservor-
kommen ab. In zweiter Lesung nahmen
sie einen Entwurf mit 19 Artikeln samt
Kommentierung und einer Präambel an
und leitete diesen an die Generalversamm-
lung weiter. Dies ist ein wichtiger Schritt,
da sich die Dringlichkeit der Thematik
angesichts einer drohenden Wasserkrise
in Teilen der Welt auf der Vorjahrestagung
offenbart hatte. Aufgrund unterschiedli-
cher Ansichten, die seitens der UN-Mit-
gliedstaaten in Bezug auf die Frage nach
der abschließenden Form der Arbeiten ge-
äußert worden waren, empfahlen sie der
Generalversammlung, in zwei Schritten
vorzugehen. Demnach sollte sie den Ent-
wurf zunächst in einer Resolution ledig-
lich zur Kenntnis nehmen und im Anhang

veröffentlichen sowie den Mitgliedstaa-
ten die Ausarbeitung bilateraler und mul-
tilateraler Abkommen auf dessen Grund-
lage empfehlen. Erst später könne dann an
die Ausarbeitung einer Konvention gedacht
werden. Insofern verzichteten sie auch vor-
läufig darauf, Artikel zum Verhältnis des
Entwurfs zu anderen Völkerrechtsabkom-
men sowie zu möglichen Streitbeilegungs-
mechanismen zu entwerfen, da dies erst im
Zusammenhang mit dem zweiten Schritt
relevant werde. Im Vergleich zu dem im
Jahr 2006 erarbeiteten Entwurf nahmen
die Experten kleinere inhaltliche Modifi-
kationen vor, änderten aber die wesentli-
chen Bestimmungen nicht, nach denen ei-
ne gleichberechtigte und sinnvolle Nut-
zung grenzüberschreitender Grundwasser-
vorkommen unter Beachtung des Schutzes
der Ökosysteme und der Vermeidung ge-
genseitiger Schadenszufügung ermöglicht
werden soll. Als Vorbild diente das Über-
einkommen über das Recht der nicht-
schifffahrtlichen Nutzung internationaler
Flussgebiete aus dem Jahr 2007.    

Bei der Materie Auswirkungen kriege-
rischer Konflikte auf Verträge nahm die
ILC in erster Lesung einen Entwurf von 18
Artikeln nebst Kommentaren an. Zusätz-
lich erarbeiteten die Kommissionsmitglie-
der einen Anhang, welcher eine Aufzäh-
lung verschiedener Vertragskategorien ent-
hält, deren Gegenstand auf die teilweise
oder vollständige Fortgeltung des jeweili-
gen Vertrags während eines bewaffneten
Konflikts schließen lässt. Hierzu zählen
Verträge des humanitären Völkerrechts,
Verträge, die dauerhafte territoriale Be-
ziehungen regeln, Freundschafts- und Han-
delabkommen, die zivilrechtliche An-
sprüche betreffen, Menschenrechtsver-
träge, Verträge im Bereich des Umwelt-
schutzes, Schiedsverträge auf dem Gebiet
des Handelsrechts sowie Verträge über
diplomatische und konsularische Bezie-
hungen. Der Entwurf integriert interna-
tionale und nicht-internationale Konflik-
te in seinen Anwendungsbereich und ba-
siert auf dem Kontinuitätsgrundsatz, das
heißt der Grundannahme, dass  der Aus-
bruch eines Konflikts nicht zwangsläufig
zur Beendigung oder Suspendierung der
Vertragsbeziehungen zwischen den be-
teiligten Staaten oder einem beteiligten
Staat und einem Drittstaat führt.  Dies gilt
im besonderen Maße für die im Anhang
aufgeführten Vertragskategorien. Ande-
rerseits gibt es nach Ansicht der Völker-

rechtler Verträge, bei denen die Beendi-
gung, der einseitige Widerruf oder die
zeitweise Suspendierung der Vertragsbe-
ziehungen während des Konflikts nahe
liegt. Wie es sich Einzelfall verhält, ist an-
hand der allgemeinen Auslegungsregeln
der Art. 31 und 32 der Wiener Vertrags-
rechtskonvention (WVK) sowie weiterer
Anhaltspunkte wie der Tragweite des
Konflikts, dessen Auswirkungen auf den
Vertrag, des Gegenstands des Vertrags so-
wie der Anzahl der Vertragsparteien zu
ermitteln. Damit ist auch geklärt, dass dem
Willen der Vertragsparteien in diesem Zu-
sammenhang allenfalls eine untergeord-
nete Rolle zukommt. Der Kommentar
stellt klar, dass zwingende Normen des
Völkerrechts (ius cogens) von den Bestim-
mungen nicht berührt werden. Dies aus-
drücklich gilt auch für Entscheidungen
des UN-Sicherheitsrates nach Kapitel 7
der UN-Charta sowie Vertragsbeendigun-
gen in Übereinstimmung mit den Art. 54
bis 62 WVK.

Der Praxisleitfaden zu den Vorbehal-
ten bei Verträgen konnte gleich um 23
weitere kommentierte Richtlinien ergänzt
werden. So soll zunächst jeder Vorbehalt
soweit wie möglich mit Gründen verse-
hen werden. Der lediglich empfehlende
Charakter dieser Richtlinie ergibt sich
daraus, dass die WVK anders als beispiels-
weise die Europäische Menschenrechts-
konvention keine Begründungspflichten
für Vorbehalte vorsieht. Weitere Richtli-
nien regeln das Verfahren für die Annah-
me von Vorbehalten und Einsprüche ge-
gen Vorbehalte und ergänzen damit die
Art. 20ff. WVK. In diesem Zusammen-
hang lösten die ILC-Mitglieder die zuvor
umstrittene Frage, ob auch Staaten, die
nicht Vertragspartei sind, einen Einspruch
erheben dürfen. Dies ist zulässig, wenn
für den betreffenden Staat die Möglich-
keit eines Beitritts besteht. Rechtsfolgen
ergeben sich aus einer derartigen Erklä-
rung aber erst nach erfolgtem Beitritt. Fer-
ner bedarf es zu diesem Zeitpunkt einer
ausdrücklichen Bestätigung, wenn der
Einspruch bereits vor Unterzeichnung des
Vertrags abgegeben wurde. Die Kommis-
sion diskutierte außerdem den 13. Bericht
des Sonderberichterstatters Alain Pellet
zu Reaktionen auf interpretative Erklä-
rungen und leitete zehn Richtlinien hier-
aus an den Redaktionsausschuss weiter.    

Mit der Annahme von acht kommen-
tierten Artikelentwürfen schreiten die Ko-
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difizierungsarbeiten zur Verantwortlich-
keit internationaler Organisationen ge-
wohnt zügig voran. Diese betreffen die
Geltendmachung der Verantwortlichkeit
einer internationalen Organisation als Teil
der Durchsetzung der völkerrechtlichen
Verantwortlichkeit  Wie in den Vorjahren
konnten die entsprechenden Regelungen
zum Recht der Staatenverantwortlichkeit
als Grundlage herangezogen werden. Zu-
sätzlich sieht der Entwurf vor, dass in
den Fällen, in denen eine internationale
Organisation neben einem Mitgliedstaat
nur nachrangig haftet, die Verantwortlich-
keit der Organisation nur geltend gemacht
werden kann, wenn die vorrangige Ver-
antwortlichkeit des Mitgliedstaates nicht
zur Wiedergutmachung geführt hat. Eine
andere als die verletzte internationale Or-
ganisation kann die Verantwortlichkeit
einer internationalen Organisation nur
geltend machen, wenn die Verpflichtung,
die verletzt wurde, gegenüber der gesam-
ten internationalen Gemeinschaft besteht
und der Schutz der internationalen Ge-
meinschaft zu den Aufgaben der Organi-
sation gehört. Letzteres war insbesondere
im Hinblick auf regionale Organisationen
umstritten. Es hat sich aber die Ansicht
durchgesetzt, dass die Mitgliedstaaten ihr
Recht, eine derartige Völkerrechtsverlet-
zung geltend zu machen, auf die bestref-
fende regionale Organisation übertragen
können. Der Redaktionsausschuss nahm
auf der Grundlage der Vorarbeit einer Ar-
beitsgruppe sieben weitere Artikelentwür-
fe zu Gegenmaßnahmen an, deren Behand-
lung auf die nächste Tagung verschoben
wurde. Zuvor hatten die Kommissions-
mitglieder in der Debatte des sechsten Be-
richts des Berichterstatters Giorgio Gaja
zu diesem Thema unterschiedliche Ansich-
ten zu dem Verhältnis von Gegenmaßnah-
men zu Sanktionen, die eine internatio-
nale Organisation aufgrund ihres Sat-
zungsrechts gegen Mitgliedstaaten ver-
hängen kann, geäußert.

Zu der Materie Ausweisung von Aus-
ländern lag der vierte Bericht des Bericht-
erstatters Maurice Kamto vor. Eine Ar-
beitsgruppe beriet über die darin ange-
sprochenen Probleme der Ausweisung von
Ausländern mit doppelter oder mehrfa-
cher Staatsangehörigkeit sowie des Ver-
lusts der Staatsangehörigkeit als Folge der
Ausweisung, nachdem die Diskussion er-
hebliche Meinungsunterschiede über den
Umgang mit dieser Thematik offenbart

hatte. Die Arbeitsgruppe kam zu dem
Schluss, dass es ausreiche in der  Kommen-
tierung des Entwurfs zu Art. 4 darauf
hinzuweisen, dass das darin enthaltene
Prinzip der Nichtausweisung eigener
Staatsangehöriger auch auf Personen an-
wendbar sei, welche rechtmäßig eine oder
mehrere andere Staatsangehörigkeiten er-
worben haben. Ebenfalls klarzustellen sei,
dass der Entzug der Staatsangehörigkeit
nicht dem Zweck dienen sollte, dieses Prin-
zip zu umgehen. Die Kommissionsmitglie-
der begrüßten diese Vorgehensweise.

Neu im Arbeitsprogramm der ILC ist
das Thema Schutz von Personen im Ka-
tastrophenfall. Hierzu berieten die Völ-
kerrechtsexperten über einen vorläufigen
Bericht des Berichterstatters Eduardo
Valencia-Ospina sowie über ein Memo-
randum des Sekretariats, das überwiegend
Naturkatastrophen betraf, aber auch ei-
nen Überblick über bestehende rechtliche
Mittel im Bereich des Katastrophen-
schutzes und der Katastrophenhilfe gab.
In der Debatte zeigte sich, dass noch Klä-
rungsbedarfs hinsichtlich des Zuschnit-
tes der Materie besteht. Meinungsunter-
schiede gab es insbesondere bei der Frage,
ob es sinnvoll sei individualrechtsbezogen
vorzugehen oder ob objektive Verpflich-
tungen verschiedener Akteure wie des be-
troffenen Staates, hilfswilliger Staaten so-
wie internationaler Organisationen und
nichtstaatlicher Organisationen in den
Mittelpunkt der Betrachtung gestellt wer-
den sollten. Umstritten war ferner, ob
neben Naturkatastrophen auch durch
menschliches Verhalten verursachte Un-
glücksfälle in den Untersuchungsgegen-
stand zu integrieren sind.

Ein weiteres neu aufgenommenes The-
ma stellt die Immunität staatlicher Amt-
sträger von ausländischer Strafgerichts-
barkeit dar. Hierzu lagen ein vorläufiger
Bericht des Berichterstatters Roman A.
Kolodkin sowie ein Memorandum des Se-
kretariats vor. Die Diskussion konzentrier-
te sich ebenfalls auf die Herangehenswei-
se. Unterstützung fand der Vorschlag des
Berichterstatters, sich nicht mit der Im-
munität vor internationalen Gerichtshö-
fen sowie den Gerichten des Heimatstaa-
tes des jeweiligen Amtsträgers zu befassen.
Einigkeit bestand auch darüber, dass die
Immunität eine feste normative Grundla-
ge im Völkergewohnheitsrecht besitzt. Da-
gegen beurteilten die Kommissionsmit-
glieder die Frage unterschiedlich, ob es

hilfreich sei, Staatenpraxis zur Immunität
fremder Staaten von nationaler Gerichts-
barkeit zu Vergleichszwecken heranzu-
ziehen. Schließlich zeichnete sich ab, dass
der erfasste Personenkreis und mögliche
Ausnahmen von der Immunität grundle-
gender Betrachtung bedürfen. 

Keine Fortschritte sind bei der Befas-
sung mit der Verpflichtung, Strafverfol-
gung zu betreiben oder auszuliefern (aut
dedere aut judicare) zu verzeichnen, da
nach wie vor unklar ist, ob sich die Ver-
pflichtung im Völkergewohnheitsrecht ver-
orten lässt und wie sie sich zum Welt-
rechtsprinzip und Auslieferungsgesuchen
internationaler Gerichtshöfe verhält. Da
nur wenige Staaten der Bitte um Stellun-
gnahmen nachgekommen sind, gestaltet
sich der Zugang zu relevanter Staatenpra-
xis schwierig. Dementsprechend enthielt
der dritte Bericht des Berichterstatters
Zdislaw Galicki wenig neue Aspekte. Er
stimmte mit den Kommissionsmitgliedern
überein, zukünftig auch unabhängig von
dieser Informationsquelle Vorschläge zu
unterbreiten. Zusätzlich wurde eine Ar-
beitsgruppe eingesetzt.

Ebenfalls neu in ihr Arbeitsprogramm
nahm die ILC die Themen Vertragspra-
xis und Vertragsweiterentwicklung im
Laufe der Zeit (treaties over time) sowie
Meistbegünstigungsklauseln auf, für die
im nächsten Jahr Arbeitsgruppen einge-
setzt werden sollen. Eine ausführliche Be-
gründung des von Georg Nolte stam-
menden Vorschlags, sich mit wandelnder
Vertragspraxis zu befassen, ist dem Ta-
gungsbericht angefügt. Demnach geht es
um das Spannungsverhältnis zwischen
der Stabilität wahrenden Funktion inter-
nationaler Übereinkommen und der Not-
wendigkeit, auf nachfolgende Entwicklun-
gen in den internationalen Beziehungen zu
reagieren. Insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass einige wichtige Übereinkom-
men der Nachkriegszeit eine gewisse Lauf-
zeit erreicht haben, sollen unter anderem
die bisher wenig beachteten Auslegungs-
gesichtspunkte späterer Übereinkommen
und nachfolgender Staatenpraxis zwi-
schen den Vertragsstaaten aus Art. 31
Abs. 3 WVK problematisiert werden.

Bericht: International Law Commission, Report on
the Work of its Sixtieth Session (5 May to 6 June
and 7 July to 8 August 2008), General Assembly,
Official Records, Sixty-third Session, Suppl. 10
(A/63/10); http://untreaty.un.org/ilc/reports/2008/
2008report.htm
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Personalien

Friedenssicherung

Am 24. August 2009 wurde
Jean-Maurice Ripert von UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon
zum Sondergesandten für die
Unterstützung Pakistans er-
nannt. Ban schuf diesen Pos-
ten neu, um die pakistanische
Regierung und die internatio-
nale Gemeinschaft bei der Be-
wältigung der jüngsten huma-
nitären Krise zu unterstützen.
Mehr als zwei Millionen Men-
schen waren im Laufe des Jah-
res 2009 aufgrund der Kämpfe
im Sommer zwischen der pa-
kistanischen Armee und den
Taliban gezwungen, ihre Hei-
mat im Swat-Tal zu verlassen
und Hilfe im Nordwesten des
Landes zu suchen. Der 56-jäh-
rige Diplomat war seit dem
Jahr 2007 Ständiger Vertreter
Frankreichs bei den UN in New
York, davor in Genf.  

Kultur 

Mit 31 von 58 Stimmen hat der
Exekutivrat der UNESCO am
22. September 2009 die Bulga-
rin Irina Gueorguieva Bokowa
für den Posten der UNESCO-
Generaldirektorin nominiert.
Erst in einer Stichwahl im fünf-
ten Wahlgang setzte sich die
57-jährige ehemalige Außen-
ministerin gegen den Kandida-
ten aus Ägypten Faruk Hosni
durch. Ihre Ernennung muss
am 15. Oktober 2009 noch
von der UNESCO-Generalkon-
ferenz bestätigt werden, was als
Formsache gilt. Bokowa wird
dann die erste Frau auf diesem
Posten sein, den sie im Novem-
ber 2009 antreten wird. Sie
folgt dem Japaner Koïchiro
Matsuura, dessen zweite Amts-
zeit nach zehn Jahren ausläuft
(Vgl. Personalien, VN, 5/2005,
S. 212). Bokowa studierte am
Institut für Internationale Be-

ziehungen in Moskau. Von
1977 an arbeitete sie in unter-
schiedlichen Positionen im bul-
garischen Außenministerium
und war von November 1996
bis Februar 1997 Außenminis-
terin. Seit dem Jahr 2005 ist sie
Botschafterin ihres Landes in
Paris und bei der UNESCO. 

Menschenrechte

Der UN-Menschenrechtsrat er-
nannte Rashida Manjoo am 18.
Juni 2009 zur Sonderbericht-
erstatterin über Gewalt gegen
Frauen, deren Ursachen und
deren Folgen. Die südafrika-
nische Juristin ist Anwältin am
Obersten Gerichtshof Südafri-
kas und ehemaliges parlamen-
tarisches Mitglied der Kommis-
sion für Geschlechtergleichstel-
lung. Manjoo war von 1998 bis
2003 an der Entwicklung eines
Handbuchs zu Gleichstellungs-
fragen für den Internationalen
Strafgerichtshof beteiligt. Zu-
dem war sie von 1998 bis 2001
Mitglied der Arbeitsgruppe für
ein Fakultativprotokoll zum
Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau. Sie löst
Yakin Ertürk ab, die das Amt
seit 2003 ausgeübt hatte.  

Sekretariat 

UN-Generalsekretär Ban Ki-
moon ernannte am 17. August
2009 Judy Cheng-Hopkins aus
Malaysia zur Beigeordneten
Generalsekretärin zur Unter-
stützung der Friedenskonsoli-
dierung und Leiterin des gleich-
namigen Büros. Von 2006 an
bis zu ihrer Ernennung hatte
Cheng-Hopkins als Beigeord-
nete Hohe Flüchtlingskommis-
sarin der Vereinten Nationen
die Verantwortung für die ope-
rative Arbeit der Organisation
in mehr als 118 Ländern. Da-
vor arbeitete die im Jahr 1951
geborene Cheng-Hopkins in
verschiedenen Führungsposi-
tionen unter anderem für das
Welternährungsprogramm und
das UN-Entwicklungspro-
gramm, überwiegend in Afri-
ka.  Sie löst Jane Holl Lute ab,
die seit Juli 2008 dieses Amt
bekleidet hatte.  

Sonstiges 

Park Soo-gil, ehemaliger Stän-
diger Vertreter der Republik
Korea bei den Vereinten Na-
tionen, wurde am 11. August
2009 auf der 39. Plenarver-
sammlung in Seoul (Südkorea)

für drei Jahre zum neuen Prä-
sidenten des Weltverbands der
Gesellschaften für die Verein-
ten Nationen (WFUNA) ge-
wählt. Park steht bereits seit
dem Jahr 1963 im Dienst des
südkoreanischen Außenminis-
teriums und war von 1995 bis
1998 Ständiger Vertreter bei
den Vereinten Nationen. Er
übernimmt das Amt von dem
Schweden Hans Blix, der zum
Ehrenpräsidenten ernannt wur-
de. Bonian Golmohammadi,
der ehemalige Generalsekretär
der UN-Gesellschaft Schwe-
dens ist neuer WFUNA-Gene-
ralsekretär. Er folgt der Aus-
tralierin Pera Wells, die den
Posten seit dem Jahr 2000 inne
gehabt hatte. Auch die Mit-
glieder von WFUNA-Youth
wählten einen neuen Koordi-
nierungsausschuss. Mit Mar-
kus Leick wurde für die kom-
menden drei Jahre erneut ein
Vertreter des Jungen UNO-
Netzwerks Deutschland (JU-
NON) in das neun Mitglieder
zählende Gremium gewählt.
WFUNA-Youth ist der Dach-
verband aller Jugend-UN-Or-
ganisationen weltweit.   

Zusammengestellt von Monique
Lehmann und Kati Lungershausen.

Personalien

(v.l.n.r.) Klaus Hüfner, UN-Generalsekretär Ban Ki-moon, Präsident der
UNA-Korea Kim Seung-youn, Hans Blix, Park Soo-gil     UN-Foto: Debebe 

Judy Cheng-Hopkins
UN-Foto: Garten  
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Buchbesprechungen

Wolfgang Schomburg

Kämpferin gegen die Gummiwand

Carla Del Ponte hat rasch nach Beendigung ihrer Tä-
tigkeit als Chefanklägerin des ersten UN-Kriegsver-
brechertribunals ein Buch vorgelegt: ›Im Namen der
Anklage. Meine Jagd auf Kriegsverbrecher und die
Suche nach Gerechtigkeit‹. Ein Rückblick? Eine Auto-
biografie? Sagen, was sie schon immer einmal sagen
wollte? Es ist von allem etwas. Hierin liegt der Reiz,
zugleich aber auch die Gefahr des Werkes.

Hier besprochen werden soll allein die deutsche
Ausgabe. Anderssprachige Ausgaben weichen offen-
bar in Inhalt und Wertungen ab. Die italienische Ori-
ginalausgabe erschien im Jahr 2008 unter dem be-
zeichnenden Titel ›La Caccia, Io e i Criminali di Guer-
ra‹. Die deutsche Übersetzung folgt der amerikani-
schen Ausgabe, die im Januar 2009 unter dem Titel
›Madame Prosecutor: Confrontations with Huma-
nity’s Worst Criminals and the Culture of Impunity‹
auf den Markt kam. Es war leider nicht zu ermit-
teln, welche Texte den Fassungen zugrunde lagen,
die in den Staaten auf dem Territorium des ehemali-
gen Jugoslawiens erschienen sind. 

»Bis heute bin ich eher Schlangenjägerin als Rechts-
wissenschaftlerin«. Diese Selbsteinschätzung (S. 483)
bringt den wesentlichen Inhalt dieses Buches auf den
Punkt. Ein Jurist, der die Arbeit der beiden Strafge-
richtshöfe für das ehemalige Jugoslawien (ICTY)
und Ruanda (ICTR) aus fachlicher Sicht beleuchtet
sehen möchte, wird enttäuscht sein. Bis auf den the-
senhaften, aber durchaus pointierten Epilog sind
kaum Gedanken zu finden, die aus der Arbeit von
Carla Del Ponte für die künftige juristische Tätigkeit
internationaler Strafgerichtshöfe gezogen werden
könnten. Dies ist schade, wurde doch die Chefan-
klägerin zunächst beider UN-Strafgerichtshöfe, zu-
letzt nur des ICTY, lange Zeit mit beiden Institutio-
nen gleichgesetzt. Sie war es, die weit mehr in die Öf-
fentlichkeit trat als die jeweiligen Präsidenten der Ge-
richte. Sie galt weithin als Stimme vor allem des Ju-
goslawien-Tribunals. Es hätte dem Buch sicherlich
nicht geschadet, hätte sich die Autorin auf ihre Ar-
beit an diesem Gericht beschränkt. Die Sprünge zwi-
schen beiden, von ihrer Aufgabenstellung her doch
sehr unterschiedlichen Gerichtshöfen erschweren die
Lektüre. Die Autorin selbst spricht oft von ›dem‹
Tribunal und meint allein das ICTY – zweifellos ihr
Hauptbetätigungsfeld. Das Kapitel Ruanda soll da-
her für die Zwecke dieser Besprechung ausgeklam-
mert werden. Es hat auch wenig Neuigkeitswert ge-
genüber umfassenderen Dokumentationen zur Auf-
gabenstellung und Arbeit des ICTR in Arusha (Tan-

sania). Die Selbstdarstellung der Arbeit der Autorin
für und in Den Haag, dem Sitz des ICTY, ist auf-
schlussreich genug und lesenswert.

Durch das Buch werden die Aufgaben eines An-
klägers deutlich, wie sie von Del Ponte wahrge-
nommen wurden: Außendarstellung und ›ihr‹ Kampf
für die Gerechtigkeit auf internationalem Parkett ei-
nerseits, die Leitung einer internationalen Anklage-
behörde andererseits. Das Werk beschreibt die In-
nenansicht der Macht, oder besser der Ohnmacht,
der Chefanklägerin durch eine sehr persönliche Bril-
le. Viele Entscheidungen werden auch für Insider
der Tribunale erst im Nachhinein verständlich, auch
wenn sie sich an ihre fortwährende Verschwiegen-
heitspflicht hält, einiges also vermutlich gegen ihren
Willen für sich behalten muss.

Ihr Hauptschlachtfeld im Kampf für Gerechtig-
keit und Menschlichkeit war eindeutig die große Po-
litik, nicht die Kontrolle des eigenen Apparats. So
räumt die Autorin auch selbstkritisch ein, dass sie
»in der Anklagebehörde mehr Präsenz hätte zeigen
sollen« (S. 483). Dieser politische Kampf gegen »die
Gummiwand der Verweigerungshaltung« (muro di
gomma) (S. 13) zieht sich wie ein roter Faden durch
die leider manchmal nur mühsam zu lesenden rund
500 Seiten. Ihre Auseinandersetzungen mit Staats-
und Regierungschefs, Diplomaten, Offizieren, Ge-
heimdienstchefs, Bankiers, Geschäftsleuten, ja sogar
Vertretern der Vereinten Nationen sind in ihrer de-
taillierten Beschreibung zum Teil spannend zu lesen.
Aus ihrer Verärgerung darüber, dass der genannte
Personenkreis die Täter oft als legitime Gesprächs-
und Verhandlungspartner betrachtete, macht sie kein
Hehl. In Bezug auf Personen, die aus ihrer Sicht ei-
ner effektiven Strafverfolgung im Wege standen, nennt
sie Ross und Reiter. Es überrascht nicht, dass sie den
Widerstand gegen die Überstellung von gesuchten
Personen und das Leisten von Rechtshilfe nicht nur
in den Staaten auf dem Territorium des ehemaligen
Jugoslawiens festmacht. Vielmehr werden auch Ge-
spräche und Schriftwechsel mit Vertretern der Exe-
kutiven der damaligen Mitglieder des Sicherheits-
rats und anderer vornehmlich westlicher Staaten als
einer effektiven Strafverfolgung hinderlich zum Teil
bis in den genauen Wortlaut wiedergegeben. Es wird
das Bild einer verbissenen, ja besessenen Kämpfe-
rin für die ihr übertragenen Aufgaben gezeichnet,
weniger das einer Diplomatin, die Frau Del Ponte
derzeit für die Schweiz in Argentinien ist. Einer Käm-
pferin, die es mit einer ›muro di gomma‹ aufge-

Carla Del Ponte 
(mit Chuck Sudetic)

Im Namen der
Anklage. 
Meine Jagd auf
Kriegsverbrecher
und die Suche nach
Gerechtigkeit

Frankfurt/M.: 
S. Fischer Verlag
2009
518 S., 22,95 Euro
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nommen hat, »die sich von London und Brüssel
über Paris und Rom bis nach New York und Wa-
shington erstreckt« (S. 471). Die deutsche Unter-
stützung des Gerichtshofs wird auf S. 459 auf ein
»höfliches Antwortschreiben« von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel reduziert.

Besonders lesenswert sind die Teile des Buches,
die den täglichen Kampf mit der Bürokratie des Tri-
bunals und der Vereinten Nationen treffend beschrei-
ben. Die Regeln einer Behörde können nicht 1:1 auf
die Justiz übertragen werden, ohne dass Letztere Scha-
den nimmt. Die Forderung nach einer größeren Un-
abhängigkeit zukünftiger Strafgerichtshöfe von über-
bordender Bürokratie kann wohl besser kaum be-
gründet werden.

Befremdlich sind die Ausführungen Del Pontes über
das Schicksal der »Briefe aus der ganzen Welt mit
der Forderung, Ermittlungen wegen der Luftangrif-
fe der NATO auf Serbien im Jahre 1999 aufzuneh-
men«. (S. 85–92) Offenbar konnte sich die Chefan-
klägerin ihren eigenen Mitarbeitern gegenüber nicht
durchsetzen. Diese legten »die Angelegenheit so eng«
aus, »um sich weitere Arbeit zu ersparen«. »Meine
Ratgeber warnten mich, es sei unmöglich, eine Un-
tersuchung gegen die NATO einzuleiten.« Dies, ob-
wohl ihren Angaben zufolge auch der damalige Prä-
sident des Gerichtshofs, Richter Antonio Cassese,
sich »über das Ergebnis nicht glücklich zeigte: ›Sie hät-
ten immerhin den Piloten anklagen können‹, beton-
te er«. (S. 90) In ihren Bemühungen um die Wieder-
aufnahme der Untersuchungen ging sie soweit, den
Hauptangeklagten Slobodan Milosevic über seinen
belgischen Pflichtverteidiger um ein Gespräch über
die Luftangriffe der NATO zu bitten. Milosevic
lehnte jedoch ab. Am Ende dieses Abschnitts wird der
Leser/die Leserin mit der Frage allein gelassen, war-
um die Chefanklägerin nicht von ihrem Weisungs-
recht Gebrauch gemacht hat und ›die Angelegenheit‹
nach den Verfahrensregeln des ICTY als Anklage
den Richtern zur abschließenden Entscheidung hat
vorlegen lassen – ob die hierfür nötige Verdachtsstu-
fe erreicht ist oder nicht. Es hätte dem Ansehen des
ICTY sicherlich nicht geschadet, hätte ein unabhän-
giger Richter des Tribunals die öffentlich hoch um-
strittene, aber kaum mit Fakten unterlegte Frage be-
antwortet, ob die Anschuldigungen für einen Prima-
facie-Fall nach anglo-amerikanischem Recht ausrei-
chen. Im gesamten Text findet sich allerdings kein
Anhaltspunkt für auch nur einen Anfangsverdacht
gegen eine mutmaßlich individuell verantwortliche
Person für strafbare Handlungen nach den Straftat-
beständen des ICTY. Die Autorin selbst schreibt:
»Niemand in der NATO hat Druck auf mich aus-
geübt.« (S. 88) Also alles nur Bauchgefühl? Gerade
an dieser Stelle würde die Leserin/der Leser gern har-
te Fakten erfahren, wurde der Gerichtshof doch von
seinen Feinden besonders in diesem Zusammenhang
der Parteilichkeit geziehen.

Die Strafverfahren gegen Milosevic (verständ-
lich) und Tihomir Blaskic (erstaunlicherweise) neh-
men den größten Teil der Sicht der Chefanklägerin
auf die Tätigkeit in Den Haag ein. Eigentlich schade,
dass sich die Autorin gerade auf jene Fälle kapriziert,
die sie, wenn auch zu Unrecht, als eigene Niederlage
oder als Versagen anderer ansieht. Ein Blick auf die
tabellarische Zusammenstellung der im Buch ange-
sprochenen Fälle im Anhang zeigt, dass Del Ponte es
sich versagt, all die großen und kleinen auch ihrer Be-
hörde zuzuschreibenden Erfolge angemessen zu wür-
digen. Ihre unstreitige Errungenschaft ist jedoch, dass
nahezu alle vom ICTY als Kriegsverbrecher gesuchten
Personen vor Gericht gestellt werden konnten oder
zum Teil noch stehen. Ein Erfolg, von dem – nach dem
Verfahren gegen Dusko Tadic 1997, der von vielen
damals schon als der erste und letzte Fall an die Wand
gemalt wurde – kaum einer zu träumen gewagt hätte. 

Zudem bleibt die Frage weitgehend unbeantwor-
tet, was denn anders gemacht hätte werden müssen,
um diese beiden herausgestellten Verfahren zu einem
anderen Ergebnis zu führen. Hoffentlich ist der auf
S. 480 zu findende Satz auf eine falsche Übersetzung
zurückzuführen: »Viel Zeit und Mühe hätten gespart
werden können, wenn die drei Anklagen gegen Slo-
bodan Milosevic wirklich fundiert gewesen wären.«
Eine Chefanklägerin kann doch nicht selbst darlegen,
von ihr vertretene Anklagen seien von vornherein
nicht tragfähig gewesen. Dies zu behaupten, wäre
ein schwerer Schlag für das Tribunal, ein Fehlver-
halten von Del Ponte damals als Chefanklägerin
und heute in diesem Buch. 

Ärgerlich sind einige falsche Darstellungen. So
wird etwa auf S. 63 behauptet, die Amtszeit eines fes-
ten Richters am Tribunal könne nur einmal verlän-
gert werden. Weder Statut noch tatsächliche Praxis
untermauern dies. Etliche feste (ständige) Richter ha-
ben schon weit mehr als zwei Amtszeiten hinter sich.

Conclusio: ›Im Namen der Anklage‹ ist ein sehr
persönlicher Rückblick auf die Tätigkeit einer Juris-
tin, die in ihrer Arbeit aufging, die ihre Persönlichkeit
im Spagat zwischen Verantwortlichen in Washing-
ton, Belgrad beziehungsweise Zagreb und Opfern und
deren Angehörigen in Sarajevo und anderswo ein-
brachte, ohne sich zu schonen. Insgesamt hat das Werk
seine Stärken dort, wo sich die Leserin/der Leser in
die imposanten Regierungszentralen und kargen Ver-
hältnisse vor Ort mitgenommen fühlt. Die streitbare
Chefanklägerin hat viel zu berichten. Es wird ihr
vermutlich nichts ausmachen, wenn sich die Geister
nach der Lektüre des Buches weiterhin an ihr schei-
den. Über das Werk hinaus wird erst die Geschichte
zeigen, welche Art der Amtsführung dem Mandat,
Gerechtigkeit und Frieden zu schaffen, mehr gedient
hat: die eher zurückhaltende Art ihrer Vorgänger
und ihres Nachfolgers oder Carla Del Pontes geziel-
tes Streben in die Öffentlichkeit gegen die ›muro di
gomma‹ ohne Rücksicht auf sich selbst.
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Dokumente

Seit dem Jahrgang 2006 werden in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN

nur noch besonders wichtige deutschsprachige Dokumente des Si-
cherheitsrats, der Generalversammlung und anderer Organe der Ver-
einten Nationen im Volltext abgedruckt. Stattdessen wird eine Liste
der im zurückliegenden Zeitraum verabschiedeten Resolutionen und
Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats sowie ausgesuch-
ter Resolutionen der Generalversammlung oder anderer Organe
mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstimmungs-
ergebnissen abgedruckt. Zu finden sind diese Dokumente über die
Website des Deutschen Übersetzungsdienstes: http://www. un.
org/Depts/german oder über das allgemeine elektronische Doku-

Dokumente der Vereinten Nationen
mentenarchiv der Vereinten Nationen (Official Document System
– ODS) unter: http://documents.un.org. (Zu den Recherchemög-
lichkeiten siehe: Monika Torrey, Der Deutsche Übersetzungs-
dienst der UN. Ein Leitfaden für die Dokumentenrecherche, VN
1–2/2006, S. 72f.)

In der folgenden Übersicht sind Resolutionen der Generalver-
sammlung sowie die Resolutionen und die Erklärungen des Präsi-
denten des Sicherheitsrats von Juni bis August 2009 aufgeführt. Die
Dokumente sind alphabetisch nach Ländern, Regionen oder Themen
sortiert. In der jeweiligen Rubrik erfolgt die Auflistung chronolo-
gisch (das älteste Dokument zuerst).

Generalversammlung

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Finanzen A/RES/63/303 + 
Anlage

9.7.2009 Die Generalversammlung beschließt, dem dieser Resolution als Anlage bei-
gefügten Ergebnis der Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirt-
schaftskrise und ihre Auswirkungen auf die Entwicklung zuzustimmen. In
dem 59 Absätze umfassenden Dokument wird unter anderem die General-
versammlung aufgefordert, eine offene Ad-hoc-Arbeitsgruppe einzuset-
zen, die den Auftrag hat, den in dem Ergebnisdokument enthaltenen Fra-
gen weiter nachzugehen und der Generalversammlung vor dem Ende ihrer
64. Tagung über den Stand ihrer Arbeit Bericht zu erstatten.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen

A/RES/63/305 31.7.2009 Die Generalversammlung beschließt, sofort eine offene Ad-hoc-Arbeits-
gruppe der Generalversammlung zur Weiterverfolgung der in dem Ergeb-
nis der Konferenz über die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise und ih-
re Auswirkungen auf die Entwicklung enthaltenen Fragen einzusetzen.
Die Gruppe wird ersucht, der Generalversammlung vor dem Ende ihrer 64.
Tagung über den Stand ihrer Arbeit Bericht zu erstatten.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/PRST/2009/21 15.7.2009 Der Sicherheitsrat begrüßt die unter afghanischer Führung laufenden Vor-
bereitungen für die bevorstehenden Präsidentschafts- und Provinzrats-
wahlen. Er betont, wie wichtig es ist, dass die Wahlen frei, fair, transpa-
rent, glaubwürdig und sicher sind und alle Seiten einschließen. Der Rat
fordert alle beteiligten Parteien zur Einhaltung der Grundprinzipien auf,
die im Wahlgesetz, im Dekret des Präsidenten über die Nichteinmischung
in Wahlangelegenheiten und in den vom Sonderbeauftragten des Gene-
ralsekretärs aufgestellten Leitlinien zur Gewährleistung eines glaubwür-
digen Wahlprozesses niedergelegt sind. 

Côte d’Ivoire S/RES/1880(2009) 30.7.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Operation der Vereinten Na-
tionen in Côte d’Ivoire (UNOCI) bis zum 31. Januar 2010 zu verlängern und
den politischen Prozess von Ouagadougou mit Blick auf die Abhaltung freier,
fairer, offener und transparenter Präsidentschaftswahlen am 29. Novem-
ber 2009 zu unterstützen.

Einstimmige 
Annahme

Friedenskonso-
lidierung

S/PRST/2009/23 22.7.2009 Der Sicherheitsrat betont, wie entscheidend wichtig die Friedenskonsolidie-
rung als Grundlage für die Herbeiführung dauerhaften Friedens und nach-
haltiger Entwicklung in der Konfliktfolgezeit ist. Dabei müssen nationale Ins-
tanzen so bald wie möglich die Verantwortung für den Wiederaufbau der In-
stitutionen des Staates übernehmen. Der Rat unterstreicht, dass es für das
System der Vereinten Nationen notwendig ist, die strategischen Partner-
schaften mit der Weltbank und den anderen internationalen Finanzinstitu-
tionen zu stärken und bis Ende 2009 die Rollen- und Aufgabenverteilung
zu klären, damit das entsprechende Fachwissen für rasche und berechen-
bare Maßnahmen aufgebaut wird. 
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UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Guinea-Bissau S/RES/1876(2009) 26.6.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat des Büros der Vereinten Nationen
zur Unterstützung der Friedenskonsolidierung in Guinea-Bissau (UNOG-
BIS) bis zum 31. Dezember 2009 zu verlängern. Er ersucht überdies den Ge-
neralsekretär, für einen Anfangszeitraum von zwölf Monaten, beginnend
am 1. Januar 2010, ein Integriertes Büro der Vereinten Nationen für die
Friedenskonsolidierung in Guinea-Bissau (UNIOGBIS) in Nachfolge des
UNOGBIS einzurichten.

Einstimmige 
Annahme

Irak S/RES/1883(2009) 7.8.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Hilfsmission der Vereinten
Nationen für Irak (UNAMI) bis zum 6. August 2010 zu verlängern. Er be-
schließt ferner, dass der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs und die
UNAMI auf Ersuchen der Regierung Iraks auch weiterhin ihr erweitertes
Mandat wahrnehmen werden.

Einstimmige 
Annahme

Kinder S/RES/1882(2009) 4.8.2009 Der Sicherheitsrat verurteilt mit Nachdruck alle Verstöße gegen das an-
wendbar Völkerrecht, bei denen an einem bewaffneten Konflikt beteilig-
te Parteien Kinder einziehen und einsetzen sowie töten und verstümmeln,
vergewaltigen und sonstiger sexueller Gewalt aussetzen sowie entführen,
Schulen oder Krankenhäuser angreifen und den Zugang für humanitäre Hil-
fe verweigern. Der Rat stellt fest, dass einige der an einem bewaffneten
Konflikt beteiligten Parteien auf seine Aufforderung reagiert haben, kon-
krete termingebundene Aktionspläne zur Beendigung der Einziehung und
des Einsatzes von Kindern an bewaffneten Konflikten aufzustellen und
durchzuführen.

Einstimmige 
Annahme

Nahost S/RES/1875(2009) 23.6.2009 Der Sicherheitsrat fordert die beteiligten Parteien zur sofortigen Durchfüh-
rung seiner Resolution 338(1973) auf und beschließt, das Mandat der Beob-
achtertruppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung (UNDOF)
(Syrien/Israel) bis zum 31. Dezember 2009 zu verlängern.

Einstimmige 
Annahme

S/PRST/2009/18 23.6.2009 Der Sicherheitsrat schließt sich der Auffassung des Generalsekretärs an,
derzufolge die Situation im Nahen Osten angespannt ist, woran sich voraus-
sichtlich auch nicht ändern wird, solange keine umfassende, alle Aspekte
des Nahost-Problems einbeziehende Regelung erzielt werden kann.

S/RES/1884(2009) 27.8.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das derzeitige Mandat der Interimstruppe
der Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL) bis zum 31. August 2010 zu ver-
längern. Ferner fordert er alle Parteien mit Nachdruck auf, mit dem Sicher-
heitsrat und dem Generalsekretär uneingeschränkt zusammenzuarbeiten,
um eine ständige Waffenruhe und eine langfristige Lösung herbeizuführen.

Einstimmige 
Annahme

Nepal S/RES/1879(2009) 23.7.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, im Einklang mit dem Ersuchen der Regierung
Nepals und den Empfehlungen des Generalssekretärs das Mandat der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Nepal (UNMIN) bis zum 23. Januar 2010 zu
verlängern. Damit verbunden ist die Berücksichtigung des Abschlusses ei-
niger Elemente des Mandats und der laufenden Arbeiten zur Überwachung
des Umgangs mit den Waffen und dem bewaffneten Personal im Einklang
mit dem Abkommen zwischen den politischen Parteien von 25. Juni 2008,
die den Abschluss des Friedensprozesses unterstützen werden. 

Einstimmige 
Annahme

Somalia S/PRST/2009/19 9.7.2009 Der Sicherheitsrat verurteilt die jüngsten Angriffe auf die Übergangs-Bun-
desregierung und die Zivilbevölkerung durch bewaffnete Gruppen und
ausländische Kämpfer, die den Frieden und die Stabilität in Somalia unter-
graben, ebenso wie den Zustrom ausländischer Kämpfer nach Somalia. 

Sudan S/RES/1881(2009) 30.7.2009 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat des hybriden Einsatzes der Afri-
kanischen Union und der Vereinten Nationen in Darfur (UNAMID) bis zum
31. Juli 2010 zu verlängern. Er fordert die Mitgliedstaaten auf, die noch benö-
tigten Hubschrauber-, Luftaufklärungs-, Bodentransport-, Sanitäts- und
Logistikeinheiten und sonstigen Unterstützungskräfte zuzusagen und be-
reitzustellen.

Einstimmige 
Annahme

Terrorismus S/PRST/2009/22 17.7.2009 Der Sicherheitsrat verurteilt mit allem Nachdruck die am 17. Juli 2009 in
Jakarta verübten Terroranschläge, die zahlreiche Tote und Verletzte ge-
fordert haben. Er bekundet seine Entschlossenheit, alle Formen des Terro-
rismus im Einklang mit seiner Verantwortung nach der Charta der Verein-
ten Nationen zu bekämpfen.

Westafrika S/PRST/2009/20 10.7.2009 Der Sicherheitsrat nimmt mit tiefer Sorge zur Kenntnis, dass verfassungswid-
rige Regierungswechsel und undemokratische Machtergreifungen in West-
afrika wieder aufkommen und ist besorgt über die terroristischen Aktivitäten
im Sahel-Streifen, die Unsicherheit der Schifffahrt im Golf von Guinea und
den unerlaubten Drogenhandel. Er betont, wie wichtig es ist, die verfassungs-
mäßige Ordnung rasch wiederherzustellen, namentlich durch offene und
transparente Wahlen.
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English Abstracts

Charlotte Bunch pp. 195–203

Women’s Rights and Gender at the United Nations.
Toward a New Gender Equality Architecture

Starting in the 1970s, the principle of women’s equality and
non-discrimination on the basis of sex became a more consistent
component of the UN’s agendas on development, human
rights, peace and security. Several world conferences on women
as well as women-specific institutions have promoted the
principles of women’s rights and gender mainstreaming in the
United Nations for decades. However, the existing women’s
institutions in the United Nations system are poorly funded,
badly coordinated, and often restricted to low-level operations
and research. Merging these institutions into a single ‘composite
entity’ with a broader mandate, more resources and a higher
status that includes a strong field presence as well as a global
policy-making voice at the table could strengthen the UN’s
work in this important area. The United Nations General As-
sembly on September 14, 2009, called for the establishment of
such a hybrid entity to be led by an Under-Secretary-General.
There are still many outstanding decisions about how this en-
tity will be governed and funded and what role civil society
would play; these decisions and how vigorously this dual man-
date for women-specific programming and ‘gender mainstrea-
ming’ is pursued by the Secretary-General and in UN Country
Teams will be significant indicators for the UN’s work in this
area in the future.

Camille Pampell Conaway · Jolynn Shoemaker pp. 204–210

Women in UN Peace Operations:
Increasing Leadership Opportunities

With a 400 percent increase in the number of peacekeeping mis-
sions over the past two decades, the pressure on the United
Nations to quickly launch, staff, and coordinate the military
and civilian components of multi-dimensional peace operations
has never been greater. Despite the critical need, UN missions
have so far failed to attract, retain, and advance such talent.
Women are an untapped resource, as they remain underrepre-
sented in management and are rarely appointed at the highest
levels of leadership. This article draws on a 2008 study on
Women in UN peace operations in which the authors inter-
viewed over 50 persons working in the area of UN peacekeeping.
The article summarizes the key findings of the study on UN
recruitment, retention, and advancement processes, and how
they affect women; the impact of women’s leadership; and re-
cent reforms that may create more opportunities for women. It
concludes with policy prescriptions for all stakeholders to faci-
litate women’s leadership in senior-level positions.

Christian Sigrist           p. 211

Comment: Afghanistan: 
The Consequences of NATO’s Failure

Eight years after declaring its first-ever case of defense, the North
Atlantic Treaty Organization (NATO) has reached a turning
point in the war in Afghanistan. The idea that NATO could
help the Afghans build an army of 250,000 troops and a strong
police force and thus hand over the responsibility for security
is an illusion. The fragmented country has not had a functioning
military since the early 20th century. The alliance has no choice
but to abandon the planned escalation of troop levels and start
negotiating with the ‘insurgents’ and their most influential leaders.

Jan Arno Hessbrügge           pp. 212–216

Women in War, War Against Women. The United Nations
and the Combat of Sexual Violence in Armed Conflicts

The article provides an overview of the United Nations’ ef-
forts in combating sexual violence against women in armed
conflict. It summarizes the most significant developments in
the jurisprudence of international tribunals and relevant ac-
tivities of the Security Council and the Secretary-General in
the last 15 years, including a follow-up to resolution 1820 of
the Security Council. The author argues that conflict-related
sexual violence must not be looked at in isolation. Instead, it
must be addressed as part of a comprehensive effort to elimi-
nate gender discrimination in general. Links between violence
in and outside conflicts must not be neglected.

Heike Alefsen · Julia Raue pp. 217–222

‘Women’s Rights are Human Rights’. 
The UN Women’s Rights Convention at 30

To mark the 30th anniversary of the Convention on the Eli-
mination of All Forms of Discrimination against Women
(CEDAW), this article examines how this international treaty
has contributed to improving the lives of women around the
world. Following a brief overview of the origins of the treaty and
the political context in which it was adopted, the authors outline
major developments in relation to procedures. They also exa-
mine what institutional progress has been made over the years
by the Committee overseeing the implementation of the Con-
vention in affirming its place in the international human rights
system. Various examples of achievements at the level of member
states  provide evidence of the Convention’s impact. Finally, the
authors point to the challenges ahead and call for intensified ef-
forts at the international and country level to realize the Conven-
tion’s promise of non-discrimination against women worldwide.

German Review on the United Nations | Abstracts
Volume 57 | 2009 | No. 5

The UN and Women
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